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Im März diesen Jahres haben die drei
migrations-politisch aktiven Netzwerke
Welcome to Europe, Afrique-Europe-In-
teract und kritische Migrations- und
Grenzregimeforschung (zu diesen ge-
hörten fast alle Redaktions-Mitglieder
dieser Broschüre) die Deklaration „Frei-
heit statt Frontex“ veröffentlicht. In die-
sem Text, der in fünf Sprachen vorliegt
und nachfolgend dokumentiert wird,
findet sich eine deutliche Positionie-
rung, sowohl für den revolutionären
Aufbruch in der arabischen Welt als
auch gegen die machtpolitischen Inte-
ressen der EU, in unserem Kontext ins-
besondere gegen den Erhalt bzw.
Wiederaufbau eines rassistischen Mi-
grationsregimes.

Es ging uns bei dieser Intervention
auch um eine klare Absage an die ge-
waltförmige EU-Außenpolitik, die ihre
Nachbarstaaten überwiegend als Voll-
strecker ihrer sicherheits- und wirt-
schaftspolitischen Interessen miss-
braucht. Oder – wie es ein tunesischer
Aktivist im April 2011 in Berlin auf einer
Konferenz formulierte: Es geht um den
Bruch mit der herrschenden Kontinuität
in den Beziehungen zwischen EU und
den Regierungen, die von den demokra-
tischen Bewegungen in den arabischen
Ländern aufgebaut werden. 

Um diese Deklaration auch praktisch
werden zu lassen, haben zwölf Aktivis-
tInnen aus dem Umkreis der drei Netz-
werke von Mitte bis Ende Mai eine Re-
cherche- und Kontaktreise nach Tunesien
unternommen. Wir wollten erfahren,
was das für eine Revolution war und ist,

was sie verändert hat und was wir daraus
lernen können. Wir wollten ausloten,
ob und wie eine längerfristige Zusam-
menarbeit mit Gruppen in Tunesien ent-
wickelt werden kann. Ist es gemeinsam
möglich, die Installierung eines neuen
Wachhund-Regimes, wie es die EU derzeit
versucht, zu verhindern oder jedenfalls
zu stören? (Wie) können wir die Forde-
rungen nach Bewegungsfreiheit – sowohl
der tunesischen Reise- oder Emigrati-
onswilligen wie auch der Transitflücht-
linge oder -migrantInnen vor allem aus
Subsahara-Afrika – konkret aufgreifen
und praktisch unterstützen? 

Einige von uns waren Anfang des
Jahres mit einer „Karawane für Bewe-
gungsfreiheit und gerechte Entwicklung“
von Mali nach Senegal unterwegs und
erfuhren dabei von rassistischer Behand-
lung westafrikanischer Flüchtlinge und
ArbeitsmigrantInnen in Nordafrika, von
brutalen Abschiebungen vor allem aus
Libyen und nach Kriegsbeginn von ihrer
Flucht von dort in tunesische Lager und
massenhaften Repatriierungen. Wir woll-
ten deshalb die Situation in diesen Lagern
erkunden und öffentlich machen. Einige
von uns sind beim Netzwerk Welcome
to Europe und der Anti-Frontex-Kam-
pagne aktiv. Wir wollten wissen, wie
groß der Druck der EU auf die tunesische
Übergangsregierung ist, sich z.B. an
Frontex-Patrouillen zu beteiligen und
Rückübernahmeabkommen zu unter-
schreiben und welchen Widerstand es
dagegen gibt. Weiterhin nahmen an der
Reise zwei Vertreter der ABCDS teil,
einer Organisation aus Oujda, die für
die Rechte von TransitmigranInnen in

Marokko arbeitet. Gemeinsam ist uns
das Interesse, mit AktivistInnen im
Maghreb zu diskutieren und Strategien
für ein anderes Verhältnis zwischen
Nordafrika und Europa – besonders was
das Migrationsregime betrifft – zu ent-
wickeln. 

Mit diesen Zielen und Fragen waren
wir in Tunis, an der Küste, in Orten im
Hinterland, wo der Aufstand begann
und in Flüchtlingslagern an der tune-
sisch-libyschen Grenze. Wir hatten vorher
Kontakte, die über FreundInnen von Bo-
derline Europe und euro-afrikanische
Netzwerke entstanden sind, und wir
suchten die Kooperation mit den vor al-
lem universitären AktivistInnen der zeit-
gleich in Tunis stattfindenden „Liberation
without Borders Tour“. 

Die meisten von uns sind seit vielen
Jahren in Projekten an den EU-Außen-
grenzen involviert, die Situation in Nord-
afrika haben wir kontinuierlich und mit
besonderem Interesse verfolgt. Aber wir
sind keine ExpertInnen für Tunesien
und erst recht nicht für die arabische
Welt. Deshalb haben wir in unsere Bro-
schüre neben Interviews mit tunesischen
AktivistInnen, Berichten von Treffen,
Besuchen und Erkundungen sowie eige-
nen Analysen und Einschätzungen auch
Texte von AutorInnen aufgenommen,
die sich schon länger mit Nordafrika be-
schäftigt bzw. auch dort gelebt und ge-
arbeitet haben (siehe die Artikel von
Bernard Schmid, Journalist in Paris, Hel-
mut Dietrich, der an Universitäten in
Tunesien und Algerien geforscht und
gelehrt hat, und Judith Gleitze von bor-

EinlEitung

Warum wir in Tunesien waren –
und warum diese Broschüre?
ÜBER DEN VERSUCH EINER ANTIRASSISTISCHEN INTERVENTION
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derline europe Sizilien). Insofern ist
diese Broschüre nicht nur ein Produkt
unserer Reisegruppe.

Die Broschüre ist in einen ersten Teil
zur Revolution und einen zweiten zur
Migration gegliedert, aber sowohl in ei-
nigen dieser Artikel als auch im Ausblick

am Schluss der Broschüre wird versucht,
die beiden emen zu verbinden. Und
ganz wesentlich geht es uns darum,
einen Zusammenhang zwischen den Be-
wegungen in (Nord)Afrika und Europa
bzw. dem Rest der Welt herzustellen -
nicht (nur) als Aufruf zur Solidarität
mit „anderen“, sondern als Suche nach

gemeinsamen Interessen und Bewe-
gungsansätzen, um die notwendigen
Forderungen nach sozialer Gerechtigkeit
und politischer Partizipation in Zeiten
eines globalen Aufbruchs auch gemein-
sam zu stellen und gemeinsam dafür zu
arbeiten. A

> DIE REDAKTION

GRAFFITTI IN DER INNENSTADT VON TUNIS

E I N L E I T U N G
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Die Dynamik des arabischen Frühlings
strahlt aus in die ganze Welt. Die Auf-
standsbewegungen im Maghreb machen
Mut und Hoffnung, nicht nur weil des-
potische Regime verjagt werden, die vor
kurzem noch unüberwindbar erschie-
nen. So offen die weiteren Entwicklun-
gen bleiben, im Dominoeffekt der
tunesischen Jasminrevolution meldet
sich in atemberaubender Schnelligkeit
die alte Erkenntnis zurück, dass Ge-
schichte von unten gemacht wird. Die
Kämpfe richten sich gegen die tägliche
Armut wie auch gegen die allgemeine
Unterdrückung, es geht gleichermaßen
um bessere Lebensbedingungen wie um
Würde, kurz: um „Brot und Rosen“.

Die unglaublichen Tage auf dem Tah-
rirplatz in Kairo stehen für die Suche
nach neuen Formen der Selbstorgani-
sierung und Basisdemokratie. Der
Wunsch nach gleichen Rechten, nach
Autonomie und Teilhabe am wirtschaft-
lichen Reichtum, spiegelt sich aber auch
in den Booten Richtung Europa wieder:
jetzt aus Tunesien, seit Jahren aus Nord-
und Westafrika. „Exit“ – sich die Bewe-
gungsfreiheit zu nehmen und zu migrie-
ren, um ein anderes, besseres Leben zu
finden, und „Voice“ – die Stimme zu er-
heben und den Kampf vor Ort zu führen,
sind keine Gegensätze, sie stehen viel-
mehr in einem lebendigen Wechselver-
hältnis. 

Das hatten – noch offenkundiger –
bereits die Umbrüche 1989 gezeigt. Die
Abstimmung mit den Füßen katalysierte
damals die Protestbewegungen gegen
das realsozialistische Unterdrückungs-
regime. Die Mauer ist auch deshalb ge-

fallen, weil die Menschen ihre Bewe-
gungsfreiheit durchgesetzt haben. Um
so verlogener erscheint heute die Frei-
heitsrhetorik westlicher PolitikerInnen,
die angesichts der Migrationsbewegungen
aus und über Nordafrika einmal mehr
das Bedrohungsszenario der Überflutung
bemühen, gegen die nun die europäische
Grenzschutzagentur Frontex in Stellung
gebracht wird. 

Die EU-Regierungen haben die nord-
afrikanischen Machthaber hofiert und
gestützt und sich in den letzten Wochen
zögerlich bis bremsend gegenüber den
Aufstandsbewegungen verhalten. Da-
hinter stecken starke ökonomische In-
teressen, aber auch die gewachsene Kol-
laboration in der Migrationskontrolle.
Despoten wurden umso wichtigere „Part-
ner“, je effektiver sie als Wachhunde für
ein vorverlagertes EU-Grenzregime fun-
gierten. Migrationsbewegungen aus Afri-
ka sollten um jeden Preis eingedämmt
werden.

Tausendfacher Tod und Leid nicht
mehr nur auf See, sondern auch in den
Wüsten und Internierungslagern waren
und sind die Folgen dieser schändlichen
Komplizenschaft. Die subsaharischen
MigrantInnen, die aktuell in Libyen
Opfer pogromartiger Hetzjagden werden,
sahen sich unter dem Gaddafi-Regime
seit Jahren einer systematischen Ent-
rechtung, Willkür und Misshandlungen
ausgeliefert. Die EU hat dem libyschen
Diktator Millionen gezahlt und Über-
wachungstechnik geliefert, eine ähnliche
Kooperation gibt es mit dem marokka-
nischen Machthaber, und bis vor kurzem
auch mit dem tunesischen Regime. Die

arabischen Revolutionen markieren jetzt
das mögliche Scheitern dieses brutalen
Ausgrenzungsprojekts der EU im Mit-
telmeerraum. 

Mit den gezielt medial gestreuten Be-
fürchtungen über einen Kollaps der Mi-
grationskontrolle wird nun die weitere
Verschärfung und Militarisierung des
EU-Grenzregimes legitimiert, verkörpert
durch Frontex. Die europäische Grenz-
schutzagentur ergänzt und erweitert die
nationalen Kontrollsysteme, die seit
Jahrzehnten auf Abschreckung und Kri-
minalisierung der Migrationsbewegungen
zielen. Frontex soll – wie bereits vor der
westafrikanischen Küste oder an der
griechisch-türkischen Grenze – nun auch
verstärkt vor Nordafrika zum Einsatz
gebracht werden. 

Italien erhält die Federführung für
diese „Operation Hermes“. Das ist kon-
sequent und schockierend ehrlich: In
Folge des Schulterschlusses zwischen
Berlusconi und Gaddafi kam es in den
letzten Jahren zu unzähligen unrecht-
mäßigen Rückschiebungen im Mittel-
meer, der italienische Staat hat sich ge-
radezu als Meister im Bruch aller Flücht-
lingsskonventionen inszeniert. Und nicht
zufällig wird kriminalisiert, wer das
Leben der Boatpeople rettet. Das zeigen
die Fälle der Cap Anamur oder der tune-
sischen Fischer, deren Prozesse in Italien
noch immer andauern. 

MigrantInnen suchen Schutz oder
ein besseres Leben in Europa. Sie wandern
gegen ein Reichtumsgefälle, das ganz
wesentlich in den neokolonialen Domi-
nanz- und Ausbeutungsverhältnissen

q R E V O L U T I O N |     M I G R A T I O N      |     A U S B L I C K

aufruf

Freiheit statt Frontex
KEINE DEmOKRATIE OHNE glOBAlE BEwEgUNgSfREIHEIT 
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zwischen Europa und Afrika begründet
liegt. In Europa muss sich der universelle
Anspruch auf Freiheit und Demokratie
deshalb am Umgang mit denjenigen mes-
sen lassen, die auf dem Weg der Migration
gleiche Rechte einfordern. Frontex steht
für den Ausbau eines tödlichen Grenz-
regimes, für das in einer freien Welt
kein Platz ist. Der Tod an den Außen-
grenzen könnte schon morgen Geschichte
sein. Aber das ist politisch nicht gewollt.
Stattdessen führen die EU-Verantwort-
lichen einen regelrechten Krieg an den
Außengrenzen. 

Innerhalb der EU gehören Entrechtung
und Abschiebung zum rassistischen All-
tag, in dem „Integration“ als Druckmittel

der Anpassung und Ausbeutung in den
Niedriglohnsektoren benutzt wird. Doch
dieser selektive Umgang mit Migration
ist mit Widerständigkeiten und Beharr-
lichkeiten konfrontiert, die das System
der Ungleichheiten und Unfreiheiten
immer wieder herausfordern. Nicht zu-
fällig findet in dieser bewegten Zeit ein
dramatischer Hungerstreik von 300
maghrebinischen MigrantInnen für ihre
Legalisierung in Griechenland statt. Und
verstärkt flackern Bleiberechtskämpfe
und migrantische Streiks quer durch
Europa auf, seit Sans Papiers – insbe-
sondere aus Afrika – vor 15 Jahren in
Paris mit der Forderung „Papiere für
Alle“ in die Öffentlichkeit traten. 

Der Aufbruch in Nordafrika zeigt,
was alles möglich ist. Es geht um nicht
weniger als um ein neues Europa, ein
neues Afrika, eine neue arabische Welt.
Es geht um neue Räume der Freiheit
und Gleichheit, die es in transnationalen
Kämpfen zu entwickeln gilt: in Tunis,
Kairo oder Bengazi genauso wie in Europa
und den Bewegungen der Migration, die
die beiden Kontinente durchziehen. A

8. MäRz 2011

AfRIqUE-EUROpE-INTERAcT, WEl-

cOME TO EUROpE, NETzWERK KRITI-

schE  MIgRATIONs- UND gRENz-

REgIMEfORschUNg

REISEDELEGATION IM MAI 2011 AM STRAND VON ZARZIS

A U F R U F  E I N E S  A N T I R A S S I S T I S C H E N  B Ü N D N I S S E S

F R E I H E I T  S T A T T  F R O N T E X
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GRAFFITTI IN DER INNENSTADT VON TUNIS

Unmittelbar ausgelöst wurde die tunesi-
sche demokratische Revolution
durch  die Selbstverbrennung eines jun-
gen Prekären, Mohammed Bou’azizi, am
17.   Dezember 2010 in Sidi Bouzid
(siehe auch Seite 23). Auf diese spekta-
kuläre Verzweiflungstat folgten - bereits
ab dem Wochenende des 18./19. De-
zember 2010 - heftige Zusammenstöße
zwischen Angehörigen des „informellen“
Subproletariats und den staatlichen „Si-
cherheitskräften“. Die Revolte breitete
sich daraufhin  auf andere vernachläs-
sigte und strukturell unterentwickelt ge-
haltene Regionen im Süden und
Westens Tunesiens aus. Zu den meisten
Toten durch  polizeilichen Schusswaffen-
einsatz kam es etwa zwischen dem 05. und
dem 10. Januar 2011 in westtunesischen
Städten wie Kasserine und ala.

Am Wochenende des 25. und 26. De-
zember 2010 fanden erstmals auch  De-
monstrationen in Tunis statt. Aber zur
Massenbewegung wurde die Revolte  mit
der Wiederaufnahme des Unterrichts an
Schulen und Universitäten ab dem 03.
Januar 2011, auf die alsbald ein Streik
der Schüler/innen und Studierenden

folgte. Ab dem 10. Januar wurden Schulen
und Hochschulen deswegen auf Anord-
nung des Regimes hin geschlossen, doch
es war zu spät, um die Bewegung noch
aufzuhalten. Auf den Freitag, den 14.
Januar 2011 war ein Generalstreik an-
gesetzt worden, zu dem Branchenver-
bände und regionale Strukturen des Ge-
werkschaftsdachverbands UGTT aufrie-
fen. Das wurde der Tag, an dem Präsident
Ben 'Ali floh.

GÜNSTIGE KREDITE, 
HOHE SCHULDEN
Die Revolte des jungen (Sub)proletariats
in Zentraltunesien hatte erstmals   in
aller Öffentlichkeit den Blick auf die
Schattenseiten des tunesischen „Mo-
dells“ gelenkt. Zwar wurden breiteste
Kreise mittels günstiger Kredite und
kinderleicht zu erhaltender Kreditkar-
ten zum Konsum, zum Kauf von  Auto
oder Wohnung animiert - mittels güns-
tiger Kredite und leicht zu erhaltender
Kreditkarten. Die Kehrseite der Me-
daille war jedoch, dass  zahlreiche Fami-
lien hochverschuldet waren. Dies war
auch  eine Art und Weise, sich einer Ab-

hängigkeit dieser Milieus zu versichern,
deren Zukunft auf Kredit gekauft war.
Die wirtschaftliche Situation in Tune-
sien spitzte sich zu, nachdem im Jahr
2005 das Multifaser-Abkommen auslief,
was eine Verschärfung der internationa-
len Konkurrenz für die Textilindustrie
bedeutete, von der in Tunesien 200.000
Arbeitsplätze abhängen. Auch die Aus-
wirkungen der Krise in Europa ab 2008
auf die im Land angesiedelten Automo-
bil-Zulieferer trugen dazu bei, dass sich
die allgemeine Lage noch erheblich ver-
schlechterte. 

Zwar gibt es daneben auch eine tu-
nesische Bourgeoisie, der eine Reihe von
(oft „mittelständischen“) Unternehmen
gehören. Und tatsächlich freut sich auch
diese heute mehrheitlich über den Abgang
Ben 'Alis, denn sie musste bislang der
mafiösen Überwucherung der Ökonomie
des Landes durch die Familienclans von
Ben 'Ali und seiner Gattin - Leila Trabelzi
- einen beträchtlichen Tribut zollen. Die
beiden Clans, die in direktem Kontakt  mit
Importeuren und ausländischen Investoren
standen und Monopolstellungen einnah-
men, verlangten von einheimischen Un-

q R E V O L U T I O N |     M I G R A T I O N      |     A U S B L I C K

EndE EinEs diktators

Der Tag, als Ben Ali floh
EIN ÜBERBlICK ÜBER DIE REVOlUTION IN TUNESIEN

8



ternehmern oft eine Beteiligung an deren
Firmen. Zu diesen trugen die mafiösen
Seilschaften jedoch nichts bei, sondern
kassierten nur ab.Der Wirtschaftswis-
senschaftler El-Mouhoub Mouhoud
glaubte deswegen im Januar 2011, dass
durch das Ende der aufgezwungenen Ra-
cketpraktiken auch  unter kapitalistischen
Bedingungen nunmehr bessere Wachs-
tumsperspektiven  herrschen. Wesentlich
weniger erfreut als Teile der einheimischen
Bourgeoisie war unterdessen das inter-
nationale Kapital, das seine   Geschäfte
und Investitionen bislang in direktem
Kontakt mit der  regierenden Quasi-Mafia
tätigte. Orange (alias französische Tele-
kom)  etwa unterhielt ein Tochterunter-
nehmen in Tunesien, Orange Tunisie. 

ÖKONOMIE AUF TALFAHRT
Dieses  gehörte zu 49 % der französi-
schen Firma, und zu 51 % einem führen-
den   Mitglied der Mafia: Marwan
Mabrouk, einem Schwiegersohn von
Präsident Ben Ali. Sechs Monat später
ist allerdings Mouhouds positive Erwar-
tung bislang so nicht erfüllt worden.
Durch den Abzug von Investitionen aus
Tunesien etwa in Richtung Marokko
oder die Investitionszurückhaltung auch
von Teilen der einheimischen Bourgeoi-
sie, die über „das Chaos“ empört ist, be-
findet sich die tunesische Ökonomie am
Ende des ersten Halbjahres 2011   auf
einer Talfahrt. Das Wirtschaftswachs-
tum in diesem Zeitraum betrug  -7,4 %
und fiel dadurch negativ aus. Die stark
rückläufigen Besucherzahlen im Touris-
mus während des ersten Halbjahrs tru-
gen dazu ebenfalls bei.

Auf politischer Ebene hatten die pro-
visorischen Regierungen Tunesiens,
die  am 17. Januar und dann (nach der
Trennung von zahlreichen alten Minis-
tern Ben 'Alis) neu am 27. Januar 2011
formiert worden waren, zunächst erheb-
liche   Mühe, sich zu stabilisieren. So
waren sie mit massiven Protesten,  kon-
frontiert, etwa der – je nach Angaben –
zwischen 40.000 und 200.000 Menschen
umfassenden   Demonstrationen vom
20. Februar 2011, bei der es darum ging,
den Rauswurf der früheren Kader  des
Ben 'Ali-Regimes aus der Übergangsre-
gierung zu fordern. Zu ihnen zählte
nicht zuletzt auch der nach wie vor am-

tierende Premierminister,
Mohamed  Ghannouchi, der diese Funk-
tion bereits seit November 1999 unun-
terbrochen  bekleidet hatte. Am 27. Feb-
ruar 2011 konnte sich der „Druck der
Straße“ jedoch   durchsetzen, und der
allzu „belastetete"“ Premierminister
Ghannouchi wurde  durch den 84-jähri-
gen Béji Caïd Essebsi („BCE“) ausge-
tauscht. Auch Essebsi  war zwar früher
in repressiven Staatsfunktionen - etwa
als Innenminister   (1965 bis 1969) -
tätig und damals in Menschenrechts-
verletzungen verwickelt  gewesen, aller-
dings nicht unter Präsident Ben 'Ali,
sondern unter dessen   historischem
Amtsvorgänger Habib Bourguiba (Prä-
sident von der   Unabhängigkeit 1956
bis zu seiner Entmachtung 1987). Bour-
guiba regierte zwar unbestreitbar  auto-
ritär, genießt jedoch als „Vater der Un-
abhängigkeit“ - und vor allem  als derje-
nige, der in den Augen vieler Tunesier
den Staat, moderne Infrastrukturen
und öffentliche Dienste aufbaute, wäh-
rend Ben 'Ali „nur davon zehrte und sie
zerstörte“ - heute im Nachhinein ein
vergleichsweise positives  Image. 

BESORGTE BEVÖLKERUNG
Ursprünglich sollte die Übergangsregie-
rung bis zu den Wahlen für eine Verfas-
sungsgebende Versammlung - die
gleichzeitig als Parlament arbeiten  und
einen neuen Verfassungstext annehmen
soll - am  24. Juli im Amt bleiben. Mit
Unterstützung vieler politischer Kräfte,
die  für solche Wahlen noch ungenügend
vorbereitet waren, wurden sie jedoch
nun  auf den 23. Oktober 2011 verscho-
ben. Unterdessen finden auf
örtlicher  Ebene zahlreiche soziale Aus-
einandersetzungen  statt, während die
tunesische Bevölkerung sich jedoch  zu-
nehmend über die Verdüsterung der
wirtschaftlichen Lage besorgt zeigt.

Einer der wichtigsten Streiks fand
den ganzen Monat Mai und die erste
Junihälfte 2011 über bei Tunisie Télécom
statt. Seit einer Teilprivatisierung des
Unternehmens im April 2006 hatte dieses
externe Berater und Manager – mehr-
heitlich Auslandstunesier – zu, im Ver-
gleich zu den Löhnen des übrigens Per-
sonals, absolut astronomischen Gehältern
eingestellt. 

Eine Vereinbarung mit den Streikenden
vom 16. Juni 2011 sieht nunmehr vor,
dass 53 der besonders kritisierten Ma-
nager gefeuert werden. In vielen Fällen
wurde auch für die Entfernung von kor-
rupten und mit der einstmals regieren-
den Ben ’Ali-Mafia in Verbindung
stehenden Direktoren gestreikt; manch-
mal erfolgreich, aber nicht immer (bei
der Poulina Gruppe Holding/PGH,
einem der stärksten Unternehmen Tu-
nesiens, unterlagen die Streikenden auf-
grund einer Aussperrung in dieser
Frage). 

ANSTELLUNG ERZWUNGEN
Beim größten Exportunternehmen Tu-
nesiens, dem im Chemiesektor tätigen
Groupe chimique tunisien (GTC),
konnte die Einstellung von 3.500 jungen
Arbeitslosen erzwungen werden. Zu die-
sem Zweck wurden neue Aufgabenberei-
che in dem Unternehmen geschaffen,
die sich künftig um die Entgiftung der
Umwelt in Südtunesien – wo die Hinter-
lassenschaften des Phosphatbergbaus
bislang in die Landschaft gekippt wor-
den waren -, die Entseuchung von Oasen
und Wiederaufforstung kümmern.

Unterdessen geht die Einschreibung
der tunesischen Bürger-innen in die Wäh-
lerlisten nur schleppend vor sich, Anfang
August war erst die Hälfte der Stimmbe-
rechtigten registriert. Offenkundig hat
die politische Skepsis in weiten Teilen
der Bevölkerung, nach dem Enthusiasmus
der Tage des Umbruchs, erheblich zuge-
nommen. Ein sehr entscheidender Faktor
für die weitere Zukunft wird sicherlich
die Entwicklung der wirtschaftlichen und
sozialen Situation besonders der ärmeren
Bevölkerung sein. A
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Seit Frühjahr 2011 verbreiteten sich
neuartige Sozialbewegungen. Doch seit
Anfang Mai werden Demonstrationen
auch in Tunis mit Gewalt aufgelöst,
JournalistInnen mißhandelt, und meh-
rere Tausend DemonstrantInnen wur-
den zeitweilig verhaftet.Mitte Juli
wurde die dritte sozialrevolutionäre Mo-
bilisierung nach Tunis („Casbah-3“) von
Polizei und Militär zerschlagen. Für den
Großraum Tunis und verschiedene
Städte gab es mehrfach nächtliche Aus-
gangssperren, um lokale Unruhen ein-
zudämmen. Den Ausnahmezustand, der
vor allem dem Militär mehr Macht ga-
rantiert, hat die Regierung fristlos ver-
längert. Die neue politische Klasse
distanziert sich von den Unruhen und
bereitet sich auf die Wahlen der verfas-
sungsgebenden Versammlung am 23.
Oktober 2011 vor. Kredite des IWF und
der G-8-Länder werden solange zurück-
gehalten, auch das Kapital wartet mit

Auslandsinvestitionen ab. Der Touris-
mus ist um 39 Prozent eingebrochen.
Nur die Golfstaaten bleiben mit der Fi-
nanzierung künftiger Großprojekte bei
der Stange.

SIT-INS UND LOKALE UNRUHEN
Nach dem erfolgreichen tunesischen
Aufstand, der am 17. Dezember 2010 in
Sidi Bouzid begann und am 14. Januar
2011 mit der Flucht des Autokraten Ben
Alis seinen Höhepunkt erreichte, setzte
eine neue Dynamik sozialer Kämpfe an.
Der Druck ging vom Landesinneren aus,
das schon die revolutionäre Erhebung
maßgeblich bestimmt hatte. Da die
Wirtschaftsversprechen auf Arbeit und
Einkommen nicht eingehalten wurden,
ging die Bevölkerung von Sidi Bouzid,
Kasserine, ala, Gafsa, El Kef und vie-
ler anderer Städte wieder auf die Straße
und griff Rathäuser und Gouverneurs-

sitze an. Ziel war zum Einen die Verja-
gung der „kleinen Ben Alis“, der lokalen
Statthalter und der Despoten vor Ort.
Zum Anderen richtete sich die Botschaft
an Tunis. 

Da aus der Hauptstadt keine ent-
scheidenden Veränderungen kamen, bra-
chen die Jugendlichen aus dem Landes-
inneren erneut nach Tunis auf – ganz
wie in den Tagen vor der Flucht von Ben
Ali. Eine Phase neuer Sit-Ins direkt vor
dem Regierungssitz an der oberen Kas-
bah, der Altstadt von Tunis, begann.
AnwohnerInnen unterstützten die an-
gereisten Jugendlichen mit Decken und
Essen. Der Regierungsvorplatz entwi-
ckelte sich zum berühmtesten Debat-
tierplatz des Landes. Minister traten
reihenweise zurück und die ersten beiden
Übergangsregierungen fielen. Wer an
der Erneuerung der Revolution maß-
geblich teilhaben wollte, musste sich aus
dem Milieu der eigenen Lokalkämpfe
aufmachen und bei dem Kasbah-Sit-In
mitdiskutieren. Immer wieder begann
Polizei und Militär gegen die Bevölke-
rungen im Landesinneren und dann
auch gegen die Sit-Ins in Tunis vorzuge-
hen, immer wieder gab es Tote.

Mehr und mehr korrespondieren lo-
kale Unruhen mit dem Geschehen in
Tunis. Das jüngste Beispiel: Tunis, Platz
vor dem Regierungssitz, 15. Juli 2011.
Angelaufen ist die «Casbah-3», ein neuer
Sitzstreik unzufriedener Jugendlicher
vor allem aus dem Landesinneren. Polizei
und Militär marschieren auf, sie schlagen
zu, es gibt viele Verletzte. Demonstran-
tInnen flüchten in eine Moschee. Als
die Polizei nach acht Stunden in der
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Nacht dort eindringt, mit Tränengas
und Schlagstöcken, wird das Innere der
Moschee durch Wurfgeschosse beschä-
digt. Die Polizei habe Alkoholgetränke
bei der Räumung beschlagnahmt. An-
wesende Soldaten ziehen festgenommene
Studenten sofort zum Armeedienst ein,
führen sie ab und foltern sie. Journalisten
erhalten Polizei-Prügel, ihre Gewerkschaft
kündigt eine Klage gegen den Innenmi-
nister an. Interviewte DemonstrantInnen
des aufgelösten Sit-Ins verorten sich
links, aber die linken Parteien und die
Gewerkschaftsspitze distanzieren sich
von ihnen. Die Regierung stellt sie als
gefährliche Islamisten dar.

Am Folgetag kommt es in Sidi Bouzid
und an vielen anderen Orten zu schweren
Ausschreitungen. In Sidi Bouzid im Lan-
desinneren hatte die tunesische Revo-
lution am 17. Dezember 2010 begonnen,
und von dort stammten manche De-
monstrantInnen des Sit-Ins «Kasbah-
3». Nun schießt die Polizei erneut, ein
14-Jähriger stirbt in Sidi Bouzid. Die
DemonstrantInnen errichten in der Nacht
Barrikaden aus brennenden Reifen und
verteidigen sich mit Molotov-Cocktails
und Steinen. Sie zerstören den Fuhrpark
des Rathauses, verbrennen Papiere aus
dem Rathaus und zünden drei Militär-
transporter an. Für die Folgenacht wird
eine regionale Ausgangssperre verhängt.
- Gleichzeitig beginnen Unruhen in Men-
zel Bourguiba, einem Städtchen mit
50.000 Seelen, 60 Kilometer vor Tunis:
DemonstrantInnen zünden die Polizei-
station an, stürmen Einkaufszentren,
das Finanzamt und die nationale Kran-
kenkasse und versuchen, im Gericht
Feuer zu legen. Am 18. Juli ziehen Militär
und Polizei große Kräfte in dem Städtchen
zusammen. Gegen 22 Uhr beginnen sie
mit Ausfällen in die Armenviertel. Es
werden die größten Razzien, die das
Städtchen je erlebt hat. Doch den De-
monstrantinnen gelingt es, Barrikaden
zu errichten und zeitweise wieder die
Innenstadt einzunehmen. Während der
Straßenkämpfe gehen Hochzeitsfeste
auf den Dächern der Häuser weiter. Am
Morgen werden nur noch zwei Militär-
fahrzeuge in der Innenstadt gesichtet. -
In denselben Nächten kam es auch in
der Cité EL Intilaka in Tunis und in den

Orten J'beniana, Kairouan, Sousse, Ham-
mam Ghezaz, Sers, Negra, El Agba (La
Manouba) Sidi Béchir, Regueb und wei-
teren Städten zu Unruhen.

STREIKS UND 
STRASSENBLOCKADEN
Von der internationalen Öffentlichkeit
weitgehend unbemerkt, brach nach der
Flucht Ben Alis eine unkoordinierte
Streikwelle im gesamten Land aus. Die
Belegschaften setzten oftmals auf dem
Betriebsgelände die Chefs fest. Diese ge-
hörten durchweg zum System Ben Ali,
entweder als Parteifreunde oder als di-
rekte Funktionsträger der kleptokrati-
schen Wirtschaftsmacht. Ausländische
Filialleiter, die in das System eingebun-
den waren, hatten sich aus dem Staub
gemacht. Mancherorts montierten die
ArbeiterInnen auf dem Werksgelände
brauchbare Maschinen ab. Nach zwei,
drei Wochen Stillstand kamen die neu-
besetzten Unternehmensleitungen wie-
der aus der Deckung, boten generelle
Lohnerhöhungen um ca. 20 Prozent an
und versuchten, mit neuen Manage-
ments die verlängerten Werkbänke
Europas wieder in Stand zu setzen. In
vielen Betrieben wurden diese Zusagen
nicht eingehalten, und es kam jetzt zu
weiteren Streiks. Insgesamt will es mit
dem Neustart bis heute nicht so richtig
klappen. Vor allem die betrieblich orga-
nisierten Niedriglohnsektoren der Tex-
til- und Lederverarbeitung verzeichnen
Einbrüche, während die Billiglohn-Ar-

beit in Klitschen und der Agrarexport
wächst. Ende Juli setzten die UGTT-Ge-
werkschaften für 1,5 Millionen Beschäf-
tigte des Privatsektors eine
Lohnerhöhung von 5 Prozent für 2011
durch. Neue, unabhängige Gewerkschaf-
ten fordern wesentlich mehr, es gelang
ihnen im August, die Verkehrsbetriebe
der Hauptstadt Tunis lahmzulegen. 

Zu den betriebsinternen Kämpfen
kommen die Blockaden an den Werktoren
und auf den Durchgangsstraßen: Die
umliegende Bevölkerung verlangt, dass
Leute aus dem Umkreis eingestellt wer-
den, und unterstützt die Lohnkämpfe.
Arbeitslose, unterstützt von der gesamten
lokalen Bevölkerung, besetzen zentrale
Verkehrsbrücken und drohen sie zu
sprengen, falls keine Einkommensper-
spektive angeboten wird. Berühmt wurde
die Lahmlegung von British Gas in Sfax:
drinnen wird gestreikt, von draußen blo-
ckieren die AnwohnerInnen und Hafen-
arbeiter die Zugänge, und  die Versor-
gungslogistik ist zusammengebrochen.

Die Phosphatgebiete bei Gafsa, die
über 2,6 Prozent des Bruttosozialpro-
dukts erbringen, befanden sich 2008 in
einem einsamen, politisch isolierten
halbjährigen Aufstand. Nun beteiligt
sich die Bevölkerung an den postrevo-
lutionären Blockaden der Phosphatför-
derung und des -transports. Seit dem 4.
Juli legen 32 Personen die Arbeit der
Phosphatgesellschaft in Borj Akarema
vollständig lahm. Die meisten von ihnen
wurden als Anführer des 2008-Aufstands

DIE FRANZÖSISCHE BOTSCHAFT IN TUNIS
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zu Gefängnisstrafen verurteilt. Ihre so-
ziale Situation ist nach wie vor kata-
strophal. Allmählich schließt sich die
Region rund um Gafsa den Blockaden
an. Die Ausfuhr von Phosphatprodukten
ist im laufenden Jahr um 50 Prozent
zurückgegangen.

Die Straßenblockaden, die eine Art
heftigen Wirtschafts- und sozialen Über-
lebenskampf signalisieren, überziehen
seit den letzen Monaten das gesamte
Land. In diesem Aspekt beginnt die an-
haltende Sozialrevolte Tunesiens derje-
nigen Algeriens zu ähneln. Auch mag
man an die Piqueter@s-Kämpfe in Ar-
gentinien denken, die dort nach dem
Zusammenbruch der Wirtschaft vor ei-
nem Jahrzehnt begannen.

MIGRATION, HANDEL
An der südtunesischen Küste, wo der
Schmuggel nach Libyen versiegt ist und
von wo die jungen Leute nach Lampe-
dusa aufbrechen, kam es im April zum
Aufstand. In der Hafenstadt Zarzis hatte
die Polizei Leute verhaftet, die den Auf-
bruch der Schiffe mitorganisiert haben
sollen. Die weitere Geschichte der
20.000 Boat-people aus Südtunesien ist
bekannt: Auf Lampedusa wurde an
ihnen ein Exempel europäischer Flücht-
lings- und Migrationspolitik statuiert.
Die tunesische Regierung weigerte sich
bis Anfang April, sie zurückzunehmen.
Die italienische Regierung ließ sie unter
unsäglichen Umständen, unterversorgt
und im internationalen Rampenlicht,

auf dem Eiland. Europa führte über Mo-
nate an ihnen vor, wie man mit der
neuen Freiheit im Süden, als auch mit
der Ausreise-Freiheit, umzugehen ge-
denkt. Inzwischen befinden sich die
20.000 tunesischen Lampedusa-Flücht-
linge mehrheitlich in Frankreich, zum
Teil in dortigen Abschiebeknästen, zum
Teil in besetzten und wieder geräumten
Häusern, zum Teil aufgefangen von neu-
artigen Solidaritätsstrukturen, zum Teil
kampieren sie vor den tunesischen Aus-
landsvertretungen in Paris und Mar-
seille. Allein im April 2011 wurden an
mittel- und südtunesischen Stränden
laut tunesischer Regierung 58 ange-
schwemmte Tote gefunden. 

Die tunesische Bevölkerung stand im
letzten Jahrzehnt mit Europa und vor
allem mit dem Nachbarland Libyen in
einem lebhaften, zuweilen halbklandes-
tinen Mobilitätsaustausch. LibyerInnen
aus der Mittelschicht kamen – in gleichem
Umfang wie EuropäerInnen – nach Tu-
nesien, um Urlaub zu machen, einzu-
kaufen und sich in medizinische Be-
handlung zu begeben. Die libysche und
tunesische Armutsbevölkerung betrieb
über die Grenze hinweg regen Kleinhan-
del. Der Schmuggel versorgte Tunesien
mit zollfreien Elektrogeräten und Tex-
tilien aus der Türkei und aus China. Als
Gaddafi ab dem 21. Februar 2011 seine
Truppen in den Krieg gegen den Aufstand
im eigenen Land schickte, begann die
Flucht aus Libyen nach Südtunesien.
Der IOM-Report zur libyschen Krise,

veröffentlicht am 10. Mai 2011, beziffert
die libyschen Flüchtlinge in Tunesien
auf knapp 150.00, die geflohenen Dritt-
staatlerInnen auf fast 178.000 und die
rückgekehrten Tunesier auf über 36.000
– das sind zusammen 365.000 registrierte
Geflohene. Vor allem die arme Bevölke-
rung der gesamten Südregion versorgt
die Ankommenden mit Essen, organisiert
die Unterkunft oder nimmt sie direkt
bei sich auf. Aber die Lage bleibt wider-
sprüchlich. Das Gaddafi-Lager kauft in
den vergangenen Monaten Riesenbe-
stände an (subventionierten) Lebens-
mitteln, Benzin und anderem in Südtu-
nesien auf und hat Tunesien ein Export-
hoch beschert. Die Kette vollbeladener
LKWs Richtung Libyen reisst nicht ab.
Auf der anderen Seite kommt es nun in
Südtunesien zu Versorgungsengpässen
und entsprechenden Protesten. Die klein-
städtische Lokalbevölkerung partizipiert
kaum an den Exportgewinnen.

EINE NEUE KOLLEKTIVITÄT
Kurzum, seit Frühjahr 2011 befindet
sich Tunesien in einem einzigartigen so-
zialen Aufbruch. Die Demonstrationen,
Sit-Ins, Streiks, Unternehmensblocka-
den, Emigrationen und die Aufnahme
der Flüchtlinge aus Libyen haben eine
Schicht von neuen AktivistInnen her-
vorgebracht. Seitens des US-amerikani-
schen ink-Tanks Foreign Policy hieß
es bereits, dass sich in Nordafrika und
Nahost eine aktive „arme Mittelklasse“
herausgebildet hat, die die Aufstände
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und Umwälzungen trägt. In der Tat gibt
es unter ihnen viele arbeitslose Hoch-
schulabsolventInnen, und auch die Nut-
zung von Facebook spielt
bekanntermaßen eine Rolle. Aber das
Wort von der „armen Mittelklasse“ trifft
nicht den Kern: Denn die jungen Leute
entwickeln keinen entsprechenden Ha-
bitus. Sie agieren nicht als autonome In-
dividuen oder als Lifestyle-Szenen wie
die linken Gruppierungen in den westli-
chen Industriestaaten, sondern sind auf
widersprüchlich aber enge Art mit Fami-
lie, Nachbarschaft und Stadtteil verbun-
den. Sie sind von den Armutsstrukturen
geprägt und wirken auf diese zurück.
Am ehesten könnte man von „organi-
schen Intellektuellen“ sprechen, die An-
tonio Gramsci vor 80 Jahren im
italienischen Mezzogiorno ausmachte
und charakterisierte. Im Unterschied zu
damals sind die heutigen AktivistInnen
mobil und sehen sich in einem tenden-
ziell transnationalen Verbund, der durch
keine Partei, keinen Verein und keinen
einheitlichen ideologischen Diskurs
strukturiert ist. Sie sprechen vor allem
mit den und zu den Menschen in ihrer
sozialen Umgebung. Ihr ema ist
Würde und Gerechtigkeit im Lande wie
auch im Verhältnis zu Europa, und ihre
Anklage richtet sich gegen die Machtha-
ber. Doch ein alternatives Regierungs-
programm haben sie nicht. Ihre Stärke
ist, dass sie die soziale Kritik lebendig
werden lassen und auch in Zukunft jede
Regierung zu Fall bringen könnten.

WIDERSPRÜCHLICHES INTERNATIO-
NALES KRISENMANAGEMENT
Ab Ende April 2011 ist zu beobachten,
wie die tunesische Revolution zusam-
men mit der gesamten „arabischen
Krise“ internationalisiert wird. IWF, G8,
OSZE, Wirtschaftsgruppen und ink-
Tank vor allem aus den südwesteuropäi-
schen EU-Staaten bieten der
Übergangsregierung Rat und Tat an. Die
Nato soll angefragt haben, ob sie in Süd-
tunesien eine Basis eröffnen kann. Es
sind dieselben internationalen Agentu-
ren und Instanzen, die bis zur Flucht
von Ben Ali ein kohärentes Diktaturen-
programm am Südrand der EU vertraten
und nach Kräften förderten. Im Ver-

gleich dazu nehmen sich die neuen Kon-
zepte zur Eindämmung der Revolution
widersprüchlich und bruchstückhaft
aus. Die Empfehlungen reichen von
wirtschaftsfreundlichen „Marshall-Plä-
nen“ (IWF-Kredite aber erst nach den
Oktober-Wahlen!) bis zu Maßhalteap-
pellen, da die Löhne schneller stiegen als
die Produktivität – so Ahmed Masood,
Direktor der MENA-Abteilung des IWF.
Die EU-Kommission profiliert sich in
ihrem Strategiepapier „On Migration“
(4. Mai) mit ewiggestrigen Abschot-
tungsparolen. Es wird deutlich, dass die
Arabellion das gesamte südliche Gefüge
der EU erschüttern wird und die „global
player“ keine schnelle und umfassende
Antwort parat haben.

Am 28. Juli verfügt Tunesien noch
über kontinuierlich gehaltene 10,647
Mio. DT Devisenreserven, aber dennoch

stuft die Ratingagentur Standard and
Poor's das Land am 29. Juli von „BBB
stabil“ auf „BBB negativ“ herab.

Kurzfristig erreichen die internatio-
nalen Krisenmanager, dass die tunesische
Übergangsregierung und die neue poli-
tische Klasse offen mit der algerischen
Regierung, der Gaddafi-Regierung wie
auch mit dem libyschen Übergangsrat
zusammenarbeitet. Ein neuer regionaler
Status Quo wird gesucht, in dem Anciens
Regimes wie Übergangsregierungen zu-
sammenarbeiten. Das alte Feindbild, die
Islamisten, werden erneut als Schre-
ckensgespenst an die Wand gemalt. Viele,
die sich die ihnen zugeschriebenen Vor-
fälle im Detail angesehen haben, sprechen
von so manchen „falschen Bärten“, von
Agenten des alten Regimes, die in der
radikalen Islamistenszene mitmischen.
Ein Gerücht geht um: Falls die Islamisten
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– gemeint ist die Ennahda, vergleichbar
der türkischen AKP des Regierungsschefs
Erdogan - die anstehenden Wahlen zur
Verfassungsversammlung gewinnt, würde
die Armee putschen. Diese Kulisse ist in
der Tat aus Algerien bekannt: Unter der
Regie der Militärs stehen sich Islamisten
und „aufgeklärte“ Modernisierer unver-
söhnlich gegenüber – während sie hin-
terrücks auf das Beste zusammenarbei-
ten. Die Schein-Polarisierung überlagert
die offenen sozialen Proteste und Auf-
stände; sie zwingt zu falscher Lagerbil-
dung, denn auf beiden Seiten ziehen die
Militärs die Fäden. Unabhängige Sozial-
bewegungen werden unterdrückt.

HISTORISCHER KOMPROMISS UND
ANHALTENDE UNRUHEN?
Die aktuelle Übergangsregierung galt im
Mai schon als gescheitert. Sie hat keine
flächendeckenden Sozialprogramme
aufgelegt und nicht die politische Polizei
wie verkündet zerschlagen. Diese
kommt offensichtlich derzeit zum Ein-
satz. Wahrscheinlich schickt die Regie-
rung bezahlte Schläger der politischen
Polizei in die Unruhen hinein. Der so-
ziale Protest soll diskreditiert und des-
orientiert werden. Als lokale
Ordnungsmacht empfiehlt sich überall
die Ennahda, die gemäßigte Islamisten-

partei.
Doch der soziale Druck wächst. Zu-

nächst war die Übergangsregierung nicht
von sich aus gegen die Lokaldespoten
vorgegangen und hat die Ben-Ali-Clique
nicht glaubhaft zur Rechenschaft gezo-
gen. Lediglich die alte Regierungspartei
„Rassemblement Constitutionnel Dé-
mocratique“ (RCD) wurde am 9. März
2011 verboten. Doch nun häufen sich
Prozesse gegen Ben Ali und seine Familie.
Ende Juli wird berichtet, dass zur ver-
suchten blutigen Niederschlagung der
Unruhen in Kasserine und Talla Ende
Dezember 2010 bis zum 12. Januar 2011
ermittelt wird, die polizeilichen Spezi-
aleinheiten richteten dort ein Blutbad
an. Nun wurden 900 Augenzeugen ver-
nommen, 300 Geschädigte sollen gehört
werden. Es ist nicht sicher, ob es zu
einem historischen Kompromiß kommen
wird, zu einem Stillhalte-Abkommen:
Eine neue politische Klasse darf an die
Macht, aber die Wirtschaftsstruktur (jen-
seits des Besitzes der Ben-Ali-Clique)
wird nicht angetastet und die staatlichen
Verbrechen der Vergangenheit werden
nicht aufgearbeitet. Die Bevölkerung der
Banlieus von Tunis und der Städte des
Landesinneren, die jungen Arbeitslosen
und die Entlassenen, die MigrantInnen
und Boat-people wurden nicht gefragt.

Die „unpolitischen“ Unruhen der Armen
dürften weitergehen und zum wahren
politischen Erbe der Revolution werden.

AUFRUF
Es ist überfällig, die soziale Revolution
in Tunesien und den arabischen Län-
dern in Europa aktiv und offensiv aufzu-
greifen. Von den arabischen
Revolutionen können wir nur lernen.
Solidarität tut not. Je mehr der revolu-
tionäre Aufbruch als „regionaler Krisen-
herd“ internationalisiert wird, desto
mehr wird unser Beitrag gefragt sein,
hier in den Metropolen. Ein enger Aus-
tausch ist im Entstehen. Im Sommer
sollten wir nicht nach Tenerifa, sondern
nach Tunis oder nach Kairo fahren. Und
nach dem Sommer stehen dann hoffent-
lich globale Solidaritätskonferenzen zur
arabischen Revolution an: In Tunis,
Kairo, aber auch in Rom, Paris und Ber-
lin!

Auf der Tagesordnung sollte schon
heute die Aufhebung der Mittelmeer-
Seeblockade von Frontex und Nato ste-
hen. Sie haben für das Massensterben
der Boat-People vor der tunesisch-liby-
schen Küste unmittelbare Verantwortung
übernommen. 

Dringlich ist des Weiteren eine Kam-
pagne für die Abschaffung der Schen-
gen-Visapflicht rund ums Mittelmeer.
Die deutsche Bundesregierung hatte seit
1972 sukzessive die Visapflicht für die
südlichen Mittelmeeranrainer eingeführt,
andere europäische Staaten folgten. Aber
erst mit Beginn der 1990er Jahre begann
mit Schengen und der verkündeten „neu-
en Weltordnung“ die systematische Ab-
schottung gegen den Süden. Für alle
nach Norden flüchtenden und migrie-
renden AfrikanerInnen, die nicht das
Geld für eine erfolgreiche Visabeschaffung
haben, stellt das Mittelmeer inzwischen
die schlimmste, lebensgefährliche Hürde
dar. Die Visafreiheit rund ums Mittelmeer
würde bedeuten, diese schroffe Grenz-
anlagen zu schleifen. Freie Fähren statt
Frontex! A

> hElMUT DIETRIch arbeitet bei der

Forschungsgesellschaft Flucht und Migra-

tion (FFM) in Berlin und hat von 2006 bis

2010 in Tunesien und Algerien gelebt. 

„TUNESIEN IST SCHÖN OHNE BEN ALI UND SEINE 40 RÄUBER“ – GRAFITTI



MEhDI MABROUK ist Migrationsfor-
scher in Tunis und Mitglied der „In-
stance suprême pour la réalisation
des objectifs de la révolution, des re-
formes politiques et de la transition
démocratique » («Höchste Instanz für
die Verwirklichung der Ziele der Re-
volution, politischer Reformen und
des demokratischen Übergangs“ –
Erklärung siehe unten). Wir lernten
ihn Anfang April 2011 auf einer Kon-
ferenz in Berlin kennen und trafen ihn
auf unserer Reise im Mai mehrfach in
Tunis. Er gab uns wertvolle Informa-
tionen und Einschätzungen zur tune-
sischen Revolution, ihrer
(Vor-)Geschichte und ihren Perspek-
tiven. Auch zur Migration aus und
über Tunesien und der Politik der EU
gegenüber der provisorischen Regie-
rung haben wir viel von ihm erfahren.
Das folgende Interview haben wir im
August 2011 per e-mail geführt.

1. ZUM TRANSITIONSPROZESS 
NACH DEM 14. JANUAR 

Welche Rolle hat die „Höchste In-
stanz für die Verwirklichung der
Ziele der Revolution, politischer Re-
formen  und des demokratischen
Übergangs“, welche anderen wich-
tigen Akteure für die Umsetzung der
Revolution gibt es?
Mehdi Mabrouk: Drei Strukturen wur-
den geschaffen, um einen demokrati-

schen Übergang zu garantieren. Die
erste ist die «Höchste Instanz für die
Verwirklichung der Ziele der Revolution,
politischer Reformen und des demokra-
tischen Übergangs“, die zweite die natio-
nale Untersuchungskommission zur
Korruption und missbräuchlichen Ver-
wendung öffentlicher Gelder. Bei der
dritten handelt es sich um die nationale
Untersuchungskommission zu Macht-
missbrauch und Gewaltanwendung von
Polizei und Militär gegenüber Demons-
trantInnen und Oppositionellen seit
dem 17. Dezember 2010.

Sicher spielt die „Höchste Instanz“,
die 160 Personen aus verschiedenen Or-
ganisationen und Gesellschaftsgruppen
umfasst, die wichtigste Rolle, denn ent-
sprechend dem Gesetz ist sie dafür zu-
ständig, die Exekutive (die provisorische
Regierung) zu kontrollieren, Gesetze zu
erlassen (temporäre Legislative) und
schließlich politische Reformen vorzu-
schlagen. Sicher spielen noch mehrere
andere Akteure eine sehr wichtige Rolle
für den Schutz der Revolution. Die we-
sentlichen sind die Vereinigungen, die
Jugendlichen, die Gewerkschaften und
die politischen Parteien.

Welche Bedeutung hat die Aufarbei-
tung der Ben Ali Diktatur für die
neue tunesische Gesellschaft, welche
Rolle muss Europa dabei spielen?
Die TunesierInnen sollten daraus eine
wichtige  Lehre ziehen: Wie fallen wir

nicht wieder in eine neue Diktatur zu-
rück? Eine neue Verfassung und eine
neue politische Kultur werden die Ga-
ranten eines solchen Bruchs bilden. Die
Zivilgesellschaft, die während der Ben
Ali-Ära völlig zerschlagen wurde, muss
ihre Funktionen wieder erfüllen.

Welche Herausforderungen und Ge-
fahren stellen sich in der aktuellen
politischen Situation (bis zu den
Wahlen zur verfassunggebenden Ver-
sammlung)?
Bis zum 24. Oktober, dem Datum der
Wahlen, sind die wesentlichen Gefah-
ren, die möglicherweise die Revolution
bedrohen können, die folgenden: Ers-
tens die Rückkehr der Ex-RCD-Leute
(aufgelöste Partei Ben Alis) in der Form
von Milizen. Zweitens die informellen,
verborgenen Seilschaften aus alten, kor-
rupten Kadern des Innenministeriums.
Sie könnten eine bewusste Nachlässig-
keit bei den Sicherheitsmaßnahmen ge-
genüber sozialer Kriminalität als
Erpressungsstrategie verwenden, um
Rufe nach einem „starken Staat“ zu för-
dern. Und schließlich der Anstieg der
Arbeitslosigkeit.

Können Sie ein paar Worte zur Arbeit
des Tunesischen Forums für ökono-
mische und soziale Rechte sagen?
Nach der Revolution haben wir das Tu-
nesische Forum gegründet, dessen we-
sentliches Ziel die Schaffung einer
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Struktur zur Debatte, zur Reflexion und
zur Verteidigung von prekären und mar-
ginalisierten sozialen Schichten ist. Wir
waren uns bewusst, dass es zwei Reali-
täten gibt: Die erste ist, dass die Revolu-
tion nicht kurzfristig alle sozialen
Probleme der tunesischen Gesellschaft
lösen kann, und die zweite ist, dass wir
über den Protest hinausgehen müssen,
die einzige Methode, die wir unter dem
Regime der Diktatur hatten

2. BEDEUTUNG DES 
THEMAS MIGRATION

Welche Bedeutung hat das ema
Migration für die tunesische Gesell-
schaft und bezüglich des Verhält-
nisses EU-(Nord-)Afrika?
Seit der Unabhängigkeit hat Tunesien
ein reiches Erbe bezüglich Migration. Im
Lauf eines halben Jahrhunderts hatten
die TunesierInnen wichtige Migrations-
Traditionen. Sicher erlebte die tunesi-
sche Migration nach den „goldenen
Zeiten“ (seit den 1960er Jahren bis
1974) heftige Krisen. Der Beginn der „il-
legalen“ Migration im Verlauf der 1990er
Jahre hat die Migrationslandschaft völlig

umgekrempelt. Seitdem wird Migration
nicht als Möglichkeit des sozialen Auf-
blühens und der Öffnung erlebt, son-
dern als ein mörderisches Abenteuer.
Das Phänomen der Migration ist durch
diese tiefgehende Dramatisierung
schwer betroffen. Die Europäische Union
scheint die Partnerschaft mit den
Maghreb-Ländern auf die streng ökono-
mischen Aspekte zu reduzieren und dies
in einer Sichtweise skandalöser Un-
gleichheit. Der zwischenmenschliche
Austausch und insbesondere derjenige,
der die Zirkulation der Arbeitskräfte er-
möglicht, ist total unterbewertet, ja, aus-
radiert. Es handelt sich wirklich um eine
erniedrigende Heuchelei.

Inwiefern gefährdet die aktuelle EU-
Migrationspolitik die tunesische Re-
volution?
Die tief liegenden Gründe der tunesi-
schen Revolution sind soziale: Die Ar-
beitslosigkeit und die prekäre Lage der
Jugendlichen. MigrantInnen nicht zu
akzeptieren, ist eine explizite und impli-
zite Sanktion gegen die tunesische Re-
volution. Und das im Wissen, dass die EU
den Diktator großzügig finanziert hat.

Auf der Konferenz in Berlin haben
Sie von der Notwendigkeit eines
"Bruchs der Kontinuität", vor allem
in den bisherigen Beziehungen zwi-
schen der EU und Tunesien, gespro-
chen - was bedeutet das genau, allge-
mein und bezogen auf Migration? Wie
soll das neue Verhältnis aussehen?
Meiner Meinung nach müsste die Revo-
lution unsere Beziehungen mit der Eu-
ropäischen Union tiefgehend revidieren.
Eine aufrichtige und kluge Diplomatie
könnte die Situation verändern. Der Be-
darf des europäischen Arbeitsmarkts an
Arbeitskräften ist eine Realität. Unsere
europäischen Partner davon zu überzeu-
gen, dass wir ein günstiges Reservoir für
ihren Arbeitskräftebedarf darstellen, ist
eine Herausforderung.

3. KONKRETE CHANCEN UND 
ANSÄTZE FÜR EINE ANDERE 
MIGRATIONSPOLITIK TUNESIENS

In einem unserer Gespräche haben
Sie  gesagt, man darf die Machtver-
hältnisse nicht vergessen (die liby-
sche Übergangsregierung hat z.B.
jetzt schon ein Abkommen zur Mi-
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grationskontrolle mit Italien abge-
schlossen) - welche Spielräume sehen
Sie für politische Veränderung?
Die provisorische Regierung Tunesiens
hat Anfang April 2011 ein Abkommen
mit der italienischen Regierung ge-
schlossen. Ich persönlich denke immer
noch, dass dieses Abkommen unter den
gegebenen Bedingungen insgesamt be-
trachtet positiv ist. Sicher haben wir
nicht das Ideal erreicht (die Legalisie-
rung aller MigrantInnen und die Aufhe-
bung des Visumssystems), aber wir
konnten das Schlimmste verhindern: die
systematische Abschiebung aller Mi-
grantInnen oder eine militärische Eska-
lation auf dem Mittelmeer in einer
Situation, wo unser Nachbarland Libyen
im Bürgerkrieg ist. Ich bin mir bewusst,
dass der Spielraum sehr gering ist, die
Europäische Union zu einer radikalen
Änderung ihrer Politik zu bewegen. Die
Zivilgesellschaften beider Ufer des Mit-
telmeers könnten jedoch zusammen
diese Politik modifizieren. Zwei Vor-
schläge können in diese Richtung gehen:
Ausweitung des Quotensystems, damit
die Mehrheit der europäischen Länder
es einführt, und Diversifizierung der
Formen der Arbeitskräftezirkulation
(saisonale, temporäre Migration…).

Welche neuen Abkommen im Hin-
blick auf Migrationskontrolle wurden
von der Übergangsregierung mit der
EU sowie auf bilateraler Ebene mit
europäischen Ländern getroffen?
Sie sagten uns ja auch: Eigentlich
sollte eine Übergangsregierung gar
keine internationalen Abkommen
unterschreiben!
Nach meinem Wissensstand ist das Ab-
kommen mit der italienischen Regie-
rung das einzige, das von der
tunesischen Übergangsregierung betref-
fend Migration abgeschlossen wurde.
Tunesien weigert sich, die Rolle des Gen-
darms zu spielen, der die europäischen
Grenzen schützt, aber trotzdem sind wir
bereit, mit unseren europäischen Nach-
barn zusammen zu arbeiten. Eine ge-
wählte und legitime Regierung kann
diese Position nur bestätigen.

Sie sagten uns in Bezug auf die Er-
teilung von Aufenthaltserlaubnissen

für 25.000 tunesische Migranten, es
sei ein Erfolg, dass Italien dafür di-
plomatischen Streit mit Frankreich
riskiert hat. Ist das ein Beispiel, wie
gemeinsam aus Tunesien und Europa
Druck für eine andere Migrations-
politik aufgebaut werden kann?
Wie ich schon weiter oben gezeigt habe,
kann eine kluge und konsequente Diplo-
matie, unterstützt durch eine in der
Frage der MigrantInnen positiv enga-
gierte Öffentlichkeit Ergebnisse errei-
chen, die zwar manchmal bescheiden,
aber dennoch positiv sind.

4. ZUR KOOPERATION MIT 
EUROPÄISCHEN BEWEGUNGEN 
& AKTIVISTINNEN

Was sollten die europäischen Bewe-
gungen dafür tun, dass eine andere
Migrationspolitik und ein neues Ver-
hältnis EU-(Nord-)Afrika möglich
wird?
Damit eine andere Migrationspolitik

und ein neues Verhältnis zwischen
Afrika und der EU möglich wird, sollten
wir zusammen daran arbeiten,
> den an Sicherheit orientierten Heran-

gehensweisen, die die Rechte der Mi-
grantInnen mit Füßen treten, ein Ende
zu setzen,
> die Aufnahmebedingungen und die Inte-
gration von MigrantInnen zu verbessern,
> eine ökonomische Partnerschaft vo-
ranzutreiben, die eine nachhaltige Ent-
wicklung zum Ziel hat.

Wie könnte eine Kooperation zwi-
schen AktivistInnen in Europa und
Tunesien konkret aussehen?
Eine Kooperation auf dem Gebiet der
Migration zwischen europäischen und
afrikanischen AktivistInnen könnte
einen Wissens-Austausch beinhalten,
der erlaubt, know how zu vermitteln. An
zweiter Stelle könnte diese Partnerschaft
die potenziellen MigrantInnen dafür
sensibilisieren, wie die Realität in einem
ökonomisch sehr schwierigen Kontext
aussieht, damit sie nicht zu viele Illusio-
nen haben, aber all dies im Rahmen
einer Kultur, die auf dem Grundrecht der
Bewegungsfreiheit insistiert. A

> Das Interview führten cONNI gUNssER

und MIRIAM EDDINg.
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Welche Rolle gibt es für die Zivilgesell-
schaft nach der Revolution? Wie tragen
ihre Strukturen zur Verbesserung der
Lebensbedingungen der Individuen und
vor allem zur Garantie ihrer ökonomi-
schen und sozialen Rechte bei? Jeder auf
seine Weise, sind die AkteurInnen der
Zivilgesellschaft dabei, ihre Arbeit zu
entwerfen, um eine Gesellschaft zu un-
terstützen, die immer noch am Brodeln,
ja, aufgewühlt ist. Nach dem 14.Januar
sind verschiedene Vereine und Foren
entstanden.

Gemeinsam ist ihnen das Ziel, den
sich in Aufruhr befindlichen BürgerInnen
die Hand zu reichen, um die aktuelle
Phase zu überwinden und eine bessere
Zukunft aufzubauen, in der die politi-
schen, ökonomischen und sozialen Rechte
garantiert sind. 

Das ist auch die Motivation des Tu-
nesischen Forums für ökonomische und
soziale Rechte, das von einer Gruppe
von MenschenrechtsaktivistInnen, Öko-
nomInnen, SoziologInnen und JuristIn-
nen gegründet wurde. Ihr Credo ist der
„Bürger“ (im Französischen: citoyen als
Bürger im politischen Sinn im Gegensatz
zu bourgeois im ökonomischen Sinn,
d.Ü.), in seiner engeren Definition, und
„das Individuum“ in einem erweiterten
Sinn. Der Begriff Individuum verweist
demnach auf eine Bedeutung, die das
Universelle und damit auch die Univer-
salität von Rechten für alle Bürger bzw.
Individuen betont. Auf dieser Grundlage
hat das Forum aktuell den Schwerpunkt
seiner Arbeit auf die Flüchtlinge in Ras
Jedir gelegt.

DIE FLÜCHTLINGE
Nach den dramatischen Ereignissen vor
mehr als zwei Wochen, die zu Todesop-
fern führten, hat das Tunesische Forum
für ökonomische und soziale Rechte
eine Presseerklärung veröffentlicht, in
der die Gewalt gegenüber den Flüchtlin-
gen verurteilt und eine polizeiliche Un-
tersuchung gefordert wird, um die
Ursachen dieser Vorfälle herauszufin-
den. Es hat auch einen Aufruf an die tu-
nesische Regierung veröffentlicht, in
dem gefordert wird, die Sicherheit von
Flüchtlingen gemäß den internationalen
Normen und Konventionen, insbeson-
dere der Genfer Flüchtlingskonvention,
zu gewährleisten. Das Forum fordert da-
rüber hinaus die internationalen Orga-
nisationen auf, die Flüchtlinge zu
schützen und vor allem die Qualität der
Dienstleistungen, die ihnen angeboten
werden, zu verbessern. Gleichzeitig ruft
es die europäischen Länder und die öf-
fentliche Meinung dazu auf, die Einwan-
derungsgesetze zu überarbeiten, um den
Reiseverkehr und die Bewegung von In-
dividuen ebenso wie die Wahl des Lan-
des, in dem sie sich aufhalten wollen, zu
ermöglichen. (…)

HANDLUNGSFELDER
Die Handlungsfelder des Forums be-
schränken sich nicht auf diese Ebene. In
seinem Arbeitsprogramm wird das Ziel
formuliert, „die sozialen Schichten zu
verteidigen, die zum Opfer der neolibe-
ralen Politik geworden sind“, erklärt der
Soziologieprofessor und einer der Grün-
der des Forums, Mehdi Mabrouk. „Die
Zahl der Arbeitslosen ist von 500.000

auf 700.000 gestiegen. Unsere Rolle be-
steht darin, ihre Rechte zu verteidigen“,
so der Soziologe weiter. Um das zu tun,
ist das Forum dabei, Kontakte mit euro-
päischen Partnern zu knüpfen, auch um
von ihrem Know-how und ihrer logisti-
schen Unterstützung zu profitieren.

Weiterhin hat das Tunesische Forum
für die ökonomischen und sozialen Rechte
drei Achsen für seine Arbeit entwickelt,
immer mit dem Ziel, den Opfern von
Arbeitslosigkeit, sozialem Ausschluss
oder Ablehnung beizustehen. Auch die
„illegalen“ Auswanderer sollen vom Fo-
rum unterstützt werden. Sie sind ema
des ersten Arbeitsschwerpunkts des Fo-
rums. „Eine Gruppe von AnwältInnen
wird damit beauftragt, die Rechte von
Auswanderern zu verteidigen“, erklärt
der Soziologe. „Die AnwältInnen werden
auch für eine Veränderung des Immi-
grationsgesetzes kämpfen, das nur eine
Kopie des Gesetzes zum Kampf gegen
den Terrorismus ist“, erläutert Mabrouk
und fügt hinzu, „dass eine Sensibilisie-
rungskampagne unternommen wird, um
die sozio-ökonomischen Probleme in ei-
ner partizipativen Art und Weise zu be-
handeln“. Zusätzlich sollen Arbeitslose
eine Unterstützung bekommen, um klei-
ne Projekte aufzubauen. Sie werden an
Ausbildungskursen teilnehmen können,
die ihnen ermöglichen sollen, eigene
Projekte zu gründen und vor allem von
einer Kultur des Protests zu einer Kultur
des Aufbaus überzugehen. A

> sANA fARhA, leicht gekürzte Überset-

zung eines Artikels aus der tunesischen

Zeitung „Le Temps“ vom 8.6.2011

q R E V O L U T I O N |     M I G R A T I O N      |     A U S B L I C K

zivilgEsEllschaft

„Von der Kultur des Protests 
zur Kultur des Aufbaus“
DAS TUNESISCHE fORUm fÜR öKONOmISCHE UND SOzIAlE RECHTE

18



SOMALISCHE FRAU  IM CAMP CHOUCHA AN DER LIBYSCHEN GRENZE, MIT UN-LEBENSMITTELRATIONSKARTE

D A N I E L  S T E I N M A I E R

I N T E R V I E W  A B D E L J E L I  B E D H O U I

19

intErviEW mit abdElJElil bEdoui

"Wir gewähren 200.000 Menschen Asyl"
KRITIK AUS TUNESIEN AN DER EU-flÜCHTlINgSPOlITIK

Kritik an der Flüchtlingspolitik der EU-Staa-

ten kommt auch aus Tunesien: Vor kurzem

veröffentlichten Oppositionsgruppen ein

Communiqué, das den Rassismus der EU-

Staaten kritisiert. Zu den Verfassern gehört

auch das »Forum für wirtschaftliche und so-

ziale Rechte«. Der Präsident des Forums,

ABDEljElIl BEDOUI, war nach dem Sturz

Ben Alis als beigeordneter Minister in die

Übergangsregierung berufen worden, trat aber

bald zurück, um gegen den Verbleib von Ver-

tretern des alten Regime in der Regierung zu

protestieren. Heute bemüht sich Bedoui um

den Aufbau der  Tunesischen Arbeitspartei.

Die EU zerstreitet sich derzeit über
der Frage, wie mit den tunesischen
Migranten umgegangen werden soll,
die an der italienischen Küste landen.
Alle Staaten haben dabei ein Inte-

resse gemein: Sie wollen die Mig-
ranten bloß nicht in ihrem Land ha-
ben. Können Sie das verstehen?
Nein. Wir sind in einer außergewöhnli-
chen Lage, und wir wünschen uns, dass
unsere Partner unsere schwierigen Be-
dingungen wahrnehmen. Nach der Re-
volution funktioniert vieles in diesem
Staat noch nicht, wir sind erst dabei, de-
mokratische Institutionen aufzubauen.
Die Lebensbedingungen in Tunesien
sind sehr schwierig, viele Menschen
haben keine Arbeit oder haben ihre Ar-
beit verloren, ihre nahe Zukunft sieht
nicht vielversprechend aus. Also be-
schließen viele, ihr Land zu verlassen
und anderswo Arbeit zu suchen – pro -
visorisch. Ihre Absicht ist es, aus den
Schwierigkeiten, die sie jetzt in ihrem
Leben haben, einen Ausweg zu finden.

Wir haben nicht provoziert, dass diese
Leute das Land verlassen. Viele von
ihnen sind sehr jung, und Tunesien
braucht diese Menschen und ihren
Esprit. Wir wollen, dass die tunesischen
Bürger hier bleiben, aber wir wissen,
dass sich manche Menschen im Moment
gezwungen sehen, sich anderswo nach
besseren Lebensbedingungen umzuse-
hen.

Nun sieht es nicht so aus, als wollten
die europäischen Partner, von denen
Sie sprachen, das einsehen – sie er-
warten vielmehr, dass Tunesien die
Menschen davon abhält, nach Europa
zu gelangen.
Unser »Forum für wirtschaftliche und
soziale Rechte« kämpft für die Freizü-
gigkeit. Unser Land hat internationale



Verträge über die freie Zirkulation von
Waren und Dienstleistungen und Unter-
nehmen abgeschlossen, wir haben mit
der EU ein Assoziationsabkommen ge-
schlossen, das den freien Handel bein-
haltet. Wir verstehen nicht, warum die
freie Zirkulation der Menschen davon
ausgeschlossen wird. Wir fordern prin-
zipiell, dass auch den Menschen Freizü-
gigkeit zugestanden wird. Zunächst aber
fordern wir erst einmal, dass unsere
Partner uns eine prosperierende Ent-
wicklung wünschen und uns aufgrund
unserer momentanen Schwierigkeiten
mit Solidarität begegnen.

Haben Sie wirklich die Hoffnung,
dass sich die EU gegenüber Tunesien
solidarisch zeigt? Derzeit zeigen sich
die EU-Staaten noch nicht einmal
untereinander solidarisch, wenn es
um die Aufnahme von Flüchtlingen
geht.
Offenbar. Wir dachten zwischendurch,
dass die Italiener auf unsere Situation
mit Verständnis rea gieren würden, aber
das Verhalten der italienischen und auch
der französischen Regierung in den ver-
gangenen Tagen beweist das Gegenteil.
Statt mit einer solidarischen Einstellung
begegnen sie der Situation mit Rassis-
mus und Aggressivität. Die tunesische
Öffentlichkeit betrachtet das nicht als
Verhalten eines Partners, sondern als
ein feindseliges Verhalten, das unserer
Revolution schadet. Deshalb appellieren
wir an unsere Partner in der europäi-

schen Zivilgesellschaft, dass sie mithel-
fen, diese Depression zu beenden und
sich jenen entgegenstellen, die unsere
junge Demokratie und unsere Phase des
Übergangs sabotieren. Man muss sehen,
dass unser Land trotz all seiner Schwie-
rigkeiten selbst ein Land geworden ist,
das Flüchtlingen Asyl gewährt, die vor
dem Krieg in Libyen fliehen. Bis jetzt
haben wir ungefähr 200 000 Flüchtlinge
aus Libyen aufgenommen, und der
Flüchtlingsstrom geht weiter, jetzt ge-
rade auch wegen der Bombardierung
von Tripolis.

Was passiert mit den Flüchtlingen,
die aus Libyen nach Tunesien kom-
men?
Glücklicherweise reagiert unsere Bevöl-
kerung darauf nicht rassistisch, im Ge-
genteil, es gibt hier einen Elan der
Solidarität, die Menschen organisieren
Hilfe für die Flüchtlinge, sie besorgen
Zelte, Decken, Matratzen, Medika-
mente, Ernährung. Sie helfen diesen
Menschen, die von Elend und Krieg be-
droht sind. Wir verlangen, dass sich an-
dere ebenso verhalten.

In der EU befürchtet man, dass die
Flüchtlinge aus Libyen, aber auch
aus Somalia, Eritrea und anderen
subsaharischen Ländern nach Europa
weiterreisen werden. Wird von den
tunesischen Autoritäten verlangt,
dass sie die Flüchtlinge von der Wei-

terreise nach Europa abhalten?
Es gibt Kontrollen an den tunesischen
Grenzen, auch wenn das für die Regie-
rung nicht die allerhöchste Priorität hat.
Wir tun, was wir können, mehr kann
man von uns in der aktuellen Situation
nicht verlangen. Außerdem kommen
diese Menschen, die etwa aus Somalia,
aus Eritrea, dem Sudan oder Darfur
stammen, aus Ländern, die sich im
Kriegszustand befinden. Man kann doch
diese Leute nicht zurückschicken, und
man kann sie auch nicht daran hindern,
sich frei zu bewegen! Sie haben das
Recht dazu, und auch das Recht,
menschlich behandelt zu werden.

In der Vergangenheit hat die EU mit
Gaddafi oder etwa auch mit dem Regime
Ben Alis Verträge ausgehandelt, die vor-
sahen, dass diese Diktaturen die afrika-
nischen Flüchtlinge von Europa fern-
halten. Die EU dürfte nun darauf hoffen,
Tunesien weiterhin dazu bewegen zu
können, die Flüchtlinge von der Reise
übers Mittelmeer abzuhalten. Die Ver-
träge, die es mit den Diktatoren gab, in-
teressieren uns nicht mehr, das waren
auch Verträge, die uns davon abhielten,
frei zu leben. Solche Verträge sind hinfällig.
Die Staaten der Europäischen Union müs-
sen verstehen, dass wir jetzt eine Demo-
kratie sind, und uns neue Perspektiven
eröffnen für unsere Entwicklung, dann
bleiben unsere Bürger auch hier.

Besteht nicht die Gefahr, dass die
EU Tunesien und die anderen Länder
der Region unter Druck setzt und
sagt, es gebe keine Hilfen, wenn sie
nicht ihre Bürger davon abhalten,
nach Europa auszuwandern?
Wir brauchen keine Hilfe dabei, unsere
Leute zurückzuhalten, wir brauchen
Hilfe zur Entwicklung. Wenn es Hilfen
für unsere wirtschaftliche Entwicklung
gibt, die dazu beitragen, dass die Men-
schen hier bleiben, ist das willkommen.
Hilfen, die dazu da sind, die Grenzen zu
überwachen, unsere eigene Bewegungs-
freiheit und die der Flüchtlinge einzu-
schränken, solche Hilfen brauchen wir
nicht. A

>  DANIEl sTEINMAIER, Abdruck eines

Interview aus der Jungle World Nr. 16, vom

21. April 2011 
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fEminismus 

„Nackt vor dem Staat“
DIE REVOlTEN HABEN DIE TRADITIONEllE 
gESCHlECHTERORDNUNg NICHT ÜBERAll DURCHBROCHEN

AllE zENTRAlEN pläTzE in Tunis sind
mit Stacheldraht und Panzern umzäunt.
Soldaten sind überall in Stellung ge-
bracht – so auch auf der Kasbah, wo im
Frühling Menschenmassen protestier-
ten und schließlich den Sturz des alten
Regimes erreichten. Auf der Avenue
Habib Bourgiba im Stadtzentrum, der
Straße der Demonstrationen, sitzen
viele Menschen in den unzähligen Stra-
ßencafés. Wo früher über Fußball disku-
tiert wurde, ist jetzt Politik das
unerschöpfliche Gesprächsthema. Der
Tenor ist deutlich: „Wir haben Ben Ali
aus dem Land gejagt, es gibt kein Zu-
rück. Nie mehr!“ Es ist eine kraftvolle,
optimistische Stimmung der Verände-
rung. Dennoch mischt sich die Angst hi-
nein, dass islamistische Strömungen
politische Macht gewinnen könnten.
Ende Oktober wird eine verfassungsge-
bende Versammlung gewählt werden.
Gerade hinsichtlich der Geschlechter-
verhältnisse werden die kommenden
Monate entscheidend sein. Die Revolten
wurden von Mädchen und Frauen ange-
stoßen und getragen ebenso wie von

ihren männlichen Genossen. Während
der Jasmin-Revolution wurden Frauen
als gleichberechtigte Partnerinnen
wahrgenommen und respektiert. Wer-
den die TunesierInnen dies in ihren
postrevolutionären Alltag integrieren
können?

TUNEsIEN gIlT im arabischen Raum als
das progressivste Land hinsichtlich der
Gleichstellung zwischen Frauen und
Männern. Habib Bourgiba, der das 1956
gerade unabhängig gewordene Tunesien
drei Jahrzehnte lang regierte, ist heute
noch als Befreier der Frauen in Erinne-
rung. Gleich zu Beginn seiner autokrati-
schen Herrschaft wurden viele Gesetze
erlassen, die Frauenrechte stärkten, wie
das Verbot von Polygamie und Versto-
ßung, die Einführung des Frauenwahl-
rechts, ein neues Scheidungsrecht, das
Recht auf Bildung und auch die Legali-
sierung von Familienplanung. Bemer-
kenswert ist hierbei vor allem die
Legalisierung der Abtreibung, die seit
1963 unter bestimmten Bedingungen
und seit 1973 völlig straffrei ist. Als Teil

des Regierungsprogramms wurde die
„Union Nationale des Femmes Tunisien-
nes“ als staatliche Frauenorganisation
gegründet.

Als  IN  DEN  70ER  jAhREN  eine auto-
nome Frauenbewegung entstand, wurde
diese vom Staat jedoch massiv behin-
dert. Über Jahrzehnte herrschten in Tu-
nesien rigide Einschränkungen der
Presse- und Meinungsfreiheit, Bespitze-
lung und ein Klima des Misstrauens und
der Kontrolle. Viele Menschen, die ver-
suchten, sich dagegen aufzulehnen, wie
die Frauen-und Menschenrechtskämp-
ferin Sihem Bensedrine, erlebten Folter,
Psychoterror und systematische Repres-
sion. Dennoch gelang es der „Tunesi-
schen Vereinigung Demokratischer
Frauen“ (ATFD), die 1989 aus der auto-
nomen Frauenbewegung hervorging, im
halb-öffentlichen Raum ihre Arbeit vo-
ranzutreiben. „Tout va bien“ - alles läuft
gut, war als Position der Regierung in
diesen Jahren hinsichtlich der Situation
der tunesischen Frauen zu hören. Die
tatsächliche strukturelle geschlechtsspe-

“DIE TUNESISCHE FRAU IST FREI UND WIRD ES BLEIBEN“ – GRAFFITTI IN TUNIS



zifische Gewaltausübung und Arbeitslo-
sigkeit wurden unsichtbar gemacht.
Wenngleich die tunesische Regierung
Frauen vergleichsweise weitreichende
Rechte gewährte, war die Frau dennoch
keine vollwertige Bürgerin vor dem
Staate. In der alten Verfassung, die an
islamisches Recht angelehnt ist, wurde
sie als Mutter, Schwester, Tochter, Ehe-
frau adressiert. Geschiedene Frauen und
Witwen hatten keinen von einem Mann
völlig unabhängigen Status und folglich
einen besonders schwierigen gesell-
schaftlichen Stand.

hAlIMA jUINI, seit vielen Jahren aktives
Mitglied der ATFD, erzählt, dass es seit
dem Jahr 2000 eine Dynamik von Frau-
enkämpfen wie z.B. Besetzungen und
Sitzblockaden gegen Fabrikschließun-
gen von Textilarbeiterinnen gegeben
hat, die medial völlig unterschlagen wur-
den. Schon im Winter 2008 hatte es Sit-
ins gegeben, die von Frauen – vor allem
von Witwen – begonnen und dann von
den Gewerkschaften aufgegriffen wur-
den. Diese Frauenvereinigung kämpft
gegen weibliche Prekarität und unter-
stützt Frauen, denen körperliche und
seelische Verletzungen zugefügt wer-
den. Neben häuslicher Gewaltausübung
erleben viele Aktivistinnen aufgrund ei-
gener Aktivitäten oder der ihrer Ehe-
männer staatliche Repression.

IM DEzEMBER lETzTEN jAhREs, nach-
dem die Unruhen gerade begonnen hat-
ten, nahm die geschlechtsspezifische
Gewalt neue Formen an. In einigen
Städten wurden Frauen und Kinder von
der Polizei per Megaphon als Nutten
und Bastarde bezeichnet und aufgefor-
dert, aus den Häusern zu kommen. Viele
der Frauen, die als Bloggerinnen aktiv
waren und bei den Revolten in den ers-
ten Reihen standen, wurden am 14. Ja-
nuar in traumatischer Weise auf ihren
weiblichen Körper zurückgeworfen.
Nach der Auflösung einer Demonstra-
tion waren viele Protestierende in um-
liegende Gebäude geflohen. Die Miliz
des alten Regimes stürmte diese, um
dann viele Mädchen und Frauen zu
missbrauchen und zu vergewaltigen. Die
ATFD reagierte damit, die Türen ihres
Hauses immer geöffnet zu lassen. Es

wurde zu einem Schutzraum und Treff-
punkt, um sich auszuruhen oder Infor-
mationen auszutauschen.

IM  fRÜhlINg  2011 fanden dann erst-
mals Demonstrationen statt, bei denen
es explizit um die Anerkennung der
Rechte von Frauen ging. Was bereits er-
reicht wurde, ist mehr als bemerkens-
wert. Für die Wahllisten zur
verfassungsgebenden Versammlung
aller Parteien Ende Juli gilt die paritäti-
sche Regelung nach Geschlecht. Das be-
deutet: die Hälfte aller aufgestellten
Personen ist weiblich. Die Durchsetzung
der paritätischen Wahllisten war harte
und zähe Lobbyarbeit, die weiter andau-
ert. In der aktuellen Übergangsregie-
rung werden zwei Ministerien von
Frauen geleitet – das Frauen- und das
Kulturministerium.

VON fEMINIsTIschER sEITE sind jedoch
manchmal, und auch eher leise, kritische
Betrachtungsweisen zu hören. „Was unter
Bourgiba und Ben Ali als Emanzipation
verkauft wurde, war Instrumentalisie-
rung und ideologische Propaganda! Das
Individuum war nackt vor dem Staat“,
meint Souhir Driss. Die Philosophin ist
neben ihrem feministischen Engagement
Mitglied einer der neu gegründeten Par-
teien und kämpft für den Schuldenerlass
Tunesiens bei den Industrienationen. Ihre
Prognose hinsichtlich des feministischen
Kampfes sieht nicht sehr optimistisch
aus. Laut Driss fand nie eine wirkliche
Entwicklung statt, sondern lediglich eine
von oben verordnete Bevölkerungskon-
trolle in den weiblichen Körper hinein. Es
sei keine echte Modernisierung, die aus
der Bevölkerung kam und von den Indivi-
duen verinnerlicht wurde, weswegen sie
sehr zerbrechlich sei, befürchtet Driss.
Aus diesem Grund könnten diese Errun-
genschaften in der Ablehnung des alten
Regimes einfach wieder in Frage gestellt
werden.

WähREND DER REVOlTEN wurde auch
nicht überall die traditionelle Geschlech-
terordnung durchbrochen. In Sidi Bou-
zid, in der kargen Bergregion im Inneren
des Landes hatte schon im Dezember
die Revolution begonnen, als sich der di-
plomierte Gemüsehändler Bouâzizi aus

Verzweiflung selbst anzündete. Die Stra-
ßenschlachten breiteten sich von dort
aus über das ganze Land aus. „Natürlich
haben die Frauen mitgemacht!“ Moha-
med berichtet wie sie Essen gebracht,
Steine gesammelt und zum Werfen be-
reitgelegt haben. Sein Freund nickt und
erzählt, dass die Mütter ihre Söhne hi-
nausgeschickt hätten mit den Worten
„Geh und kämpfe! Mache, dass dieses
Land besser wird.“

Und dann gibt es wiederum junge
Frauen, die Gesichter der tunesischen
Revolution geworden sind, welche die
Frauenfrage nicht unbedingt als aller-
erstes und häufig auch gar nicht thema-
tisieren. So auch Lina Ben Mhenni, die
gerade ein Buch geschrieben hat, in dem
sie zur Vernetzung aufruft. Doch die
Präsenz und das Engagement der Kämp-
ferinnen hat viele Frauen beeindruckt,
ermutigt und ihnen Hoffnung für einen
Wandel der Geschlechterverhältnisse ge-
geben.

Als zIElE fÜR DIE VERfAssUNg for-
muliert Juini die Verankerung der abso-
luten Gleichstellung von Frauen und
Männern, ein Gesetz gegen Vergewalti-
gung und die Anerkennung der UN-
Konvention zur Beseitigung jeglicher
Diskriminierung gegen Frauen. Außer-
dem arbeitet die ATFD mit einer Orga-
nisation zusammen, die sich für eine
Änderung des Strafrechts hinsichtlich
sexueller Orientierung einsetzt. Auch
Driss hat schlussendlich doch noch eine
zukunftsgewandte Vision, in der Tune-
sien einen eigenen Weg geht, sowohl
hinsichtlich politischer als auch identi-
tärer Kategorien. „Wir müssen über
neue Bündnisse und Strategien nach-
denken. Universalismus hat etwas Auto-
ritäres. Es geht um den lokalen Blick.“
Für eine dauerhafte Veränderung der
Geschlechterverhältnisse wird auch eine
wirkliche Auseinandersetzung mit ver-
schiedenen Formen des Laizismus zen-
tral sein. Die Revolution hat begonnen.
Dieser Aufbruch birgt großes Potential.
Bleibt zu hoffen, dass die Botschaft des
Graffiti umgesetzt wird. A

>  AlIcE ROMBAch ist Soziologin und

lebt in Leipzig. Nachdruck aus malmoe
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sidi bouzid

Wo die Revolution begann
Im ÄRmSTEN TEIl DES lANDES wARTEN DIE mENSCHEN AUf VERÄNDERUNgEN

„Das ist nicht der erste Besuch, wir
haben viel Besuch gekriegt, es freut uns,
dass viele Leute kommen und unsere
Geschichte hören wollen!“ So begrüßen
uns sechs bis acht junge Männer, als wir
am 21.Mai 2011 in Sidi Bouzid, einer
Kleinstadt im Landesinneren Tunesiens,
265 km entfernt von Tunis, aus unse-
rem Kleinbus steigen. Bis zum 17. De-
zember 2010, als sich hier der 26jährige
Mohamed Bouâzizi, der als ambulanter
Obst- und Gemüseverkäufer arbeitete
und von den Behörden schikaniert
wurde, vor dem Sitz des Gouverneurs
mit Benzin übergoss und anzündete, re-
dete niemand über diesen Ort.

Inzwischen wurde Sidi Bouzid nicht
nur in Tunesien, sondern rund um die
Welt bekannt. Im Internet sind zahlreiche
Einträge zu finden, denn der Suizid dieses
jungen Mannes, der Anfang Januar 2011
in einem Krankenhaus in Tunis an seinen
Verbrennungen starb, wurde zum Aus-
löser von massenhaften Protesten, zuerst

in der Region, dann im ganzen Land,
und sie führten am 14. Januar 2011
zum Sturz der Regierung Ben Alis.

Die Jugendlichen in Sidi Bouzid sind
stolz darauf, erzählen uns voller Selbst-
bewusstsein, was hier geschah, und füh-
ren uns zu den Orten der Proteste, die
mit Wandparolen bemalt sind: „Give me
freedom“, „Restez debouts les Tunisiens,
tout le monde est fier de vous“ (Bleibt
aufrecht, Tunesier, die ganze Welt ist
stolz auf euch), „Stand up for your rights“,
„Go ahead – don’t give up“ steht da z.B.
in großen roten Lettern, international
verständlich, neben einigen arabischen
Parolen (siehe Fotos).

WARUM BEGANN 
DER AUFSTAND HIER?
Selbstverbrennungen wie die des Moha-
med Bouâzizi gab es bereits in den Mo-
naten zuvor, auch in anderen Regionen
Tunesiens und in vielen arabischen Län-
dern. Dabei ist Suizid in der islamischen

Religion eher ein Tabu. Die zunehmende
Zahl an Selbsttötungen insbesondere
von Jugendlichen wird von Wissen-
schaftlerInnen als letztes Mittel der In-
dividuen vor dem Zugriff des staatlichen
Apparats in einer Gesellschaft ohne So-
lidarität erklärt. Aber warum führte ge-
rade die Selbstverbrennung Bouâzizis
zur Revolte? Antworten darauf gibt es
sicher viele – und einige wurden in den
Gesprächen mit den Jugendlichen von
Sidi Bouzid deutlich.

Ein wesentliches Merkmal der tune-
sischen Revolution ist, dass der Aufstand
in einer vom Weltmarkt abgehängten
und im Gegensatz zur relativ wohlha-
benden Küstenregion von der Zentral-
regierung immer vernachlässigten Region
des Landes begann. Der reichhaltige
Obst- und Gemüseanbau in der Gegend
bringt den Menschen nur ein miserables
Einkommen. Industrie gibt es kaum,
und selbst die bedeutende Phosphatför-
derung bei der Stadt Gafsa erbringt keine

REVOLUTIONÄRE PAROLEN IN SIDI BOUZID



nennenswerten Einkünfte mehr. In Gafsa
kam es bereits 2008 zum Aufstand, als
der Phosphatabbau auf halbautomati-
sierte Maschinen umgestellt wurde und
bei Neueinstellungen keine ortsansäs-
sigen Jugendlichen berücksichtigt wur-
den. Alle wichtigen Posten in Industrie
und Verwaltung waren bis zum 14. Januar
2011 vom Ben Ali-Clan besetzt. Selbst
Kleinkredite und Lizenzen für selbstän-
dige Tätigkeiten, z.B. den Obst- und Ge-
müseverkauf, erhielt man nur mit Be-
ziehungen zu diesem Clan und/oder mit
reichlich Bestechungsgeld.

Mohamed Bouâzizi war die Lizenz
zum Gemüsehandel verweigert worden,
er versuchte aber trotzdem, mit einem
Karren seine Waren zu verkaufen und
wurde deshalb ständig von den Behörden
gejagt, mehrfach mit Bußgeldern und
einmal sogar mit Gefängnis bestraft.
Am 17. Dezember 2010 wehrte er sich
verbal gegen die Beschlagnahmung seiner
Wiegegewichte und wurde dafür von
einer Frau des Ordnungsamts in aller
Öffentlichkeit geohrfeigt. Eine solche
zusätzliche Schmach wollte der junge
Mann nicht auf sich sitzen lassen und
ging ins Gebäude des Gouverneurs, um
sich zu beschweren. Aber dort wurde er
wie ein Hund wieder vor die Tür gesetzt.
Daraufhin kaufte er sich Benzin und

drohte vor dem Gouverneursgebäude,
sich anzuzünden. Die Jugendlichen, die
uns das erzählen, meinen, Bouâzizi habe
sich nicht wirklich umbringen wollen.
„Niemand hat gedacht, dass er es ernst
meint, die Leute um ihn herum lachten,
sie sagten, also ja, mach das, wie du
willst. Und dann hat er es doch gemacht.
Er läuft auf die Straße, und eine Frau
hat mit ihrem Mantel versucht ihn zu
löschen.“ Sein Onkel, der zufällig vor-
beikam, rief seinen Bruder an, und der
alarmierte den einzigen Krankenwagen
der Region. Bouâzizi wurde mit Verbren-
nungen dritten Grades ins Krankenhaus
nach Sfax gebracht und von dort in eine
Spezialklinik nach Tunis verlegt. Die Nach-
richt verbreitete sich wie ein Lauffeuer.

Nicht nur in den Schikanen der Be-
hörden gegenüber Mohamed Bouâzizi
sehen die Jugendlichen das, was auch
sie täglich erleben. Wie viele Jugendliche
der Region ging Bouâzizi, obwohl er aus
einer armen Familie stammte und sein
Vater früh starb, zur höheren Schule,
verließ sie aber trotz guter Leistungen
kurz vor dem Abitur, weil er seine Familie
finanziell unterstützen musste und dazu
wohl auch mit einem Hochschulabschluss
keine bessere Chance gehabt hätte. „Sidi
Bouzid ist bekannt dafür, dass die Ju-
gendlichen in der Schule und an der Uni
erfolgreich sind, aber dann keine Arbeit
kriegen“, sagt einer der jungen Männer
und zeigt uns die zahlreichen Kopien
von Diplomen, die am Eingang des Gou-
verneurssitzes kleben (siehe Foto). Sta-
tistiken, die lange von der Ben Ali-Re-

gierung gefälscht, aber vor kurzem aus
einer gewerkschaftlichen Studie ver-
öffentlicht wurden, belegen das: Während
die älteren BewohnerInnen der Region
überwiegend AnalphabetInnen sind,
macht die junge Generation zur Hälfte
Abitur und nimmt zu über 30 % ein Stu-
dium auf. Der Frauenanteil der Studie-
renden ist höher als in Deutschland. Die
Arbeitslosigkeit unter den Hochschul-
absolventInnen, insbesondere unter den
jungen Frauen, ist sehr viel höher als
die allgemeine Arbeitslosigkeit und fast
doppelt so hoch wie im Landesdurch-
schnitt (bei den Männern 25 % gegenüber
13,4 %, bei den Frauen 44,7 % gegenüber
27,5 % - siehe Tabellen). Die Jugendli-
chen, mit denen wir reden, erläutern
das so: „Viele von uns waren an der Uni
und sind fertig mit dem Studium oder
haben Fachhochschulabschlüsse. Aber
wenn du aus Sidi kommst, kriegst du
nichts, selbst wenn du die besten Noten
hast. Das ist Rassismus, auch wenn man
Geld hat, kann man hier nicht investieren,
das geht nur woanders.“

Kein Wunder, dass auch die Auswan-
derung für viele dieser jungen Leute eine
Option ist. Ein naheliegender Weg zu
Arbeit und Einkommen hat viele nach Li-
byen geführt – und seit dem Krieg dort
wieder zurück nach Tunesien. Auch ein
großer Teil der boat people, die versuchen,
über das Mittelmeer nach Europa zu kom-
men, stammt aus dieser Region. Die Ju-
gendlichen hier sind mobil, aber zugleich
stark an ihre Herkunftsorte gebunden,
und sie fühlen sich verpflichtet, zum Über-
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DIPLOME AN DER UNI-WAND

sidi bouzid und rEgion

ARBEITSLOSE HOHSCHULABSOLVENTiNNEN

JUNGE JUNGE 

MÄNNER FRAUEN

SIDI BOUZID 25,0% 44,7 %

GANZ TUNESIEN 13,4% 27, 5%

ARMUT
ARME ARME ARMUTS- 

FAMILIEN EINWOHNER QUOTE

DISTRIKT TUNIS 5.164 30.918 1,4

NORDOST 6.673 37.920 2,7

NORDWEST 6.458 37.736 3,1

ZENTRAL-WEST 26.898 174.911 12,8
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leben ihrer Familien beizutragen.
Die jungen Männer, die wir in Sidi

Bouzid trafen, erklären ihre Benachtei-
ligung und auch ihren Aufstand aus der
Geschichte der Region: „Wir waren hier
immer revolutionär, und deswegen wur-
den wir von der Regierung gehasst, die
Regierung in Tunesien konzentriert sich
nur auf die Küste. Zum Beispiel in der
Zeit der Besetzung durch Frankreich ka-
men die ersten bewaffneten Guerilla-
Gruppen gegen Frankreich aus Sidi Bou-
zid. Das wurde aber nie zum ema ge-
macht, niemand sprach darüber, genauso
ist es nun mit der Revolution. Manche
sagen, der 17. Januar, aber wir sagen, der
14. Dezember ist der Anfang gewesen!“

WIE DIE REVOLTE BEGANN 
UND DIE BEVÖLKERUNG 
SICH ORGANISIERTE
Die Jugendlichen und auch der größte
Teil der älteren Bevölkerung erkannten
sich in Mohamed Bouâzizi wieder: „Alle
kennen sich hier nach diesem Fall, die
meisten von uns haben die gleichen Pro-
bleme wie Bouâzizi. Am Freitag (17. De-
zember 2010) war es noch eine kleinere
Menge, die protestierte, nur seine Fami-
lie, aber am Samstag war Markt und es
kamen viele Menschen von außerhalb.
Es gab spontane Versammlungen auf
der Straße. Viel Polizei rückte von au-
ßerhalb an, wir haben Steine in der

Hand gehabt, und nachts sind viele Poli-
zisten in die Stadt gekommen.“

Die Polizei ging massiv gegen die Pro-
teste vor: „Eingangs- und Ausgangskon-
trollen, Straßensperren, dann ging‘s los,
auf den Straßen überall Polizei, sie haben
sich auf die Häuser gestürzt, schossen
mit Tränengas, das man für Tiere benutzt
zum Betäuben, und mit Molotov-Cock-
tails“. Viele Jugendliche wurden verletzt
und verhaftet. Aber das führte nur zu
einer weiteren Ausbreitung der Revolte.
Die Jugendlichen erzählen, wie sie und
nach und nach die gesamte Bevölkerung
sich gegen die Polizei zu wehren began-
nen: „Und dann haben wir uns organi-
siert, in jedem Teil der Stadt, auch mit
Pausen, Wechseln. Und einen Tag ge-
meinsam. Tagsüber war nichts los und
nachts haben wir losgeschlagen. Die Po-
lizei war verwirrt, tagsüber war Sidi Bou-
zid nett und gastfreundlich zur Polizei
und nachts ging‘s los! Die Jugendlichen
haben Polizeiautos und die Motorräder
der Polizei kaputt gemacht. Zehn- und
Zwölährige versteckten sich in einem
kleinen Weg, jedes Kind auf einer Seite
mit einem Seil, und wenn ein Polizist
auf einem Motorrad kam, dann zogen
sie es hoch, damit er stürzte. Die Polizei
wurde müde, die Polizisten fingen an zu
weinen, manche hatten ihre Schuhe 20
Tage nicht ausgezogen. Sie hatten immer
gedacht, wenn sie Waffen benutzen,
kommen die Leute zur Ruhe, aber das

war nicht so!“
Stattdessen breiteten sich die Proteste

auf die umliegenden Kleinstädte und
Dörfer und dann auch im ganzen Land
aus. Wir fragen, welche Rolle dabei und
bei der Durchbrechung der staatlich ver-
hängten Nachrichtensperre das Internet
spielte (4 Mio. von knapp über 10 Mio.
TunesierInnen haben Anschluss ans In-
ternet, die Hälfte von ihnen ist Mitglied
bei facebook). „Die Infoverbreitung lief
auf facebook und außerhalb, manche
haben Computer, manche nicht. Die tu-
nesischen Medien haben zuerst gar nichts
berichtet, Al Jazeera, France 24, BBC,
haben eine große Rolle gespielt. Die Re-
aktion von den hiesigen Medien war,
Stimmung zu machen, dass Terroristen
in Sidi Bouzid wären.“

Statt sich aufgrund solcher Behaup-
tungen von den Protestierenden zu dis-
tanzieren, stellte sich in Sidi Bouzid auch
ein Teil der Gewerkschaft UGTT, deren
Spitze Teil des Regimes war, hinter ihre
Forderungen, vor allem die nach Frei-
lassung aller Festgenommenen und einer
neuen regionalen Entwicklungs- und Be-
schäftigungspolitik. Es kam zu weiteren
dramatischen Vorfällen: Am 22. Dezem-
ber 2010 stieg der 24jährige Houcine
Neji in Sidi Bouzid auf einen Strommast
und starb durch einen Stromschlag. Vor-
her rief er der Menge zu: „Kein Elend
mehr! Keine Arbeitslosigkeit mehr!“ Am
Trauerzug zur Bestattung von Mohamed

REVOLUTIONÄRE PAROLEN IN SIDI BOUZID

„BEGEGNUNG IN SIDI BOUZID



Bouâzizi am 5.Januar 2011 beteiligten
sich 5.000 Personen. Die Polizei hinderte
die Demonstration am Gang durch die
Stadt und zu dem Ort der Selbstver-
brennung und griff sie mit Tränengas-
granaten an. Die DemonstrantInnen
setzten das Gebäude der Regierungspartei
in Brand – laut Aussagen der Jugendli-
chen das einzige in Sidi Bouzid zerstörte
Gebäude.

Auf unsere Frage, ob auch Frauen an
den Aktionen beteiligt waren, erklären
die Jungs: „Ja, auf jeden Fall. Sie haben
das Essen zubereitet. Und Steine gesam-
melt und vorbereitet. Und die Mütter
haben zu ihren Söhnen gesagt, geh raus
und kämpfe, mach dass dieses Land bes-
ser wird!“ 

WAS HAT SICH VERÄNDERT 
SEIT DER REVOLUTION?
Wurde es wirklich besser, auch in Sidi
Bouzid? Zumindest eins hat sich verän-
dert, sagen die Jugendlichen: „Vor der
Revolution war es so, wenn ich z.B. nach
Sousse gehe und sage, wo ich her-
komme, dann ernte ich einen Blick und
alle sagen abschätzig hhm... Aber jetzt
nach der Revolution, jetzt gibt es einen
Hit: Unser Revolutionslied (die Jungs
singen es uns vor) - es ist auch auf face-
book zu finden, und das ganze Land
kennt es.

Für die Jugendlichen ist klar, dass
sie bereit sind, weiter aktiv zu bleiben.

„Die Polizei hat immer noch Angst, es
gibt Respekt, deswegen haben wir über-
haupt keine Angst, die Polizei sagt zur
Zeit nichts.“ Ein Teil der festgenommenen
Jugendlichen wurde schon vor dem 14.
Januar freigelassen, aber im Mai 2011
gab es neue Verhaftungen.

Und was wurde aus den Forderungen
nach Arbeit und sozialen Verbesserun-
gen? Noch Ende Dezember wurden von
der Regierungspartei RCD regionale Ent-
wicklungsprojekte im Wert von ca.7,5
Mio. Euro versprochen. Das größte deut-
sche Unternehmen in Tunesien, der Au-
tozulieferer Leoni, kündigte an, in Sidi
Bouzid ein neues Werk zu eröffnen. Ge-
werkschafts- und regierungsnahe Kreise
propagierten Infrastrukturprojekte in
der Region Sidi Bouzid. Es sollen
Schwimmbäder im Olympiaformat gebaut
und Ländereien für weitere Bauprojekte
erschlossen werden. Arbeitsbeschaffungs-
maßnahmen sollen Hochschulabsolven-
tInnen zu Verwaltungsposten verhelfen.
VertreterInnen der Jugend und der Fa-
milien der Märtyrer der Revolution wur-
den auch in die „Höchste Instanz für
die Verwirklichung der Ziele der Revo-
lution, politischer Reformen und des de-
mokratischen Übergangs“, das wichtigste
Gremium zur Kontrolle der Übergangs-
regierung, aufgenommen.

Von all dem hatten die Jugendlichen,
mit denen wir redeten, wenig mitbe-
kommen: „Bis jetzt ist niemand von der

Regierung aus Tunis hier her gekommen,
im Gegenteil, es gibt eine hohe Polizei-
präsenz und ganz viele Knäste. Sidi ist
immer noch unterdrückt, wie früher und
jetzt immer noch.“ 

Und weil sich bisher fast nichts ge-
ändert hat, gingen Mitte Juli nicht nur
in Tunis und anderen Großstädten, son-
dern auch in Sidi Bouzid wieder zahlreiche
Menschen auf die Straße. Die Polizei
griff ein und ein 14jähriger Junge wurde
- angeblich von einem Querschläger -
getötet. Die Jungs hatten uns im Mai
erzählt: „In den kleinen Orten außerhalb
von Sidi Bouzid sind viele Menschen ge-
storben bei den Protesten im Dezember
und Januar, in Sidi Bouzid niemand.“
Leider stimmt das jetzt nicht mehr. Aber
es ist zu hoffen, dass die Jugendlichen
in Sidi Bouzid sich dadurch nicht ent-
mutigen lassen. A
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In den Planungen unserer Reisegruppe
tauchte die südtunesische Kleinstadt
mit ihren 80.000 EinwohnerInnen zu-
nächst allenfalls als unbedeutende
Durchgangsstation auf. Ben Guerdane
war für uns ein nichts sagender Ort zwi-
schen Zarzis, der kleinen Hafenstadt,
von der aus die ersten 5000 tunesischen
Migranten Anfang des Jahres mit ihren
Booten gestartet waren, und Choucha
mit den Flüchtlingslagern an der liby-
schen Grenze. Erst in einem längeren
Gespräch mit einem lokalen Gewerk-
schafter(1) wurde uns klar, dass Ben
Guerdane eine durchaus bedeutende
Rolle zukommt. Mehr noch: in besonde-
rer Weise kreuzen und vermischen sich
hier revolutionäre wie migrationspoliti-
sche Entwicklungen. 

Bereits im August 2010 kam es in
dieser Grenzstadt zu einem 10-tägigen
lokalen Aufstand, von unserem Ge-
sprächspartner nicht zufällig als „Petite
Révolution“ bezeichnet. Von hier aus
startete allerdings im Mai 2011 auch
ein  Autokonvoi von 200 - 300 Anwoh-
nern, der zum tödlichen Pogrom gegen
protestierende Flüchtlinge und Migran-
tInnen in Choucha wurde. Zu beidem
finden sich unten einige weitere zusam-
menfassende Informationen, doch zu-
nächst etwas ausführlicher die beein-
druckende Phase zwischen Dezember
2010 und März 2011. Ben Guerdane

war eine der ersten Städte, in der nach
der Selbstverbrennung von Mohamed
Bouâzizi in Sidi Bouzid im Dezember
eine Solidaritätsdemonstration stattfand,
organisiert von der Gewerkschaft UGTT
(Union Génerale Tunisienne du Travail).
Laut Presse demonstrierten am 26. De-
zember über 800 Arbeitslose und drohten
mit weiteren Aktionen, wenn sich ihre
soziale Lage nicht verbessere. Im Januar,
als sich die Situation in Kasserine zu-
spitzte, nachdem auf Protestierende ge-
schossen worden war, kam es zu weiteren
Protesten in Ben Guerdane, am 10. Ja-
nuar beteiligen sich 2000 Personen an
einem Sit-in. „Wir wollten uns auf das
Parteigebäude beschränken, doch die Ju-
gendlichen ließen auch die Polizeistation
in Flammen aufgehen.“ Am 14. Januar,
als Ben Ali verschwinden musste, gab es
in Ben Guerdane keine Polizei und keine
Behörden mehr. 

Wie in vielen anderen südtunesischen
Städten bildeten sich spontan Komitees
zur Selbstorganisation, in Ben Guerdane
fand auf dem Marktplatz eine Vollver-
sammlung statt. 15 vertrauenswürdige
Personen wurden gewählt - heute befin-
den sich 50 Leute im Revolutionskomitee.
Einige Tage später arbeiteten die Behör-
den wieder, auch die Polizei bezog ein
neues Gebäude, allerdings konnte zuvor
das Komitee entscheiden, wer zu gehen
hatte. Diejenigen, die als hartgesottene

Verfechter des alten Regimes bekannt
waren, wurden entlassen.

Vier Busse fuhren im Februar aus
Ben Guerdane in die Hauptstadt, um
sich an den (später erfolgreichen) Kas-
bah-Protesten gegen die Ghannouchi-
Übergangsregierung zu beteiligen. Als
die Busse am 19. Februar zurückkamen,
trafen sie auf die ersten Libyenflüchtlinge:
zunächst vor allem tunesische Wander-
arbeiterInnen, dann in einer zweiten
Welle ArbeitsmigrantInnen aus Ägypten,
Bangladesh,  China, der Türkei oder den
Philippinen. Sie alle brachten sich vor
dem ausweitenden Bürgerkrieg in Si-
cherheit. Ab dem 25. Februar kamen
täglich bis zu 13.000 Menschen an der
Grenze an, oft ohne jegliche Habe und
ohne Geld. In diesen Tagen kam es zu
einer unglaublichen Solidaritätswelle der
lokalen tunesischen Bevölkerung mit al-
len, die aus Libyen fliehen mußten. In
Ben Guerdane wurden zunächst große
Zelte aufgestellt, als dies nicht mehr
reichte, dienten öffentliche Gebäude zur
Unterbringung, Privatquartiere und Ho-
telzimmer wurden zur Verfügung gestellt.
Gleichzeitig wurden Unmengen Lebens-
mittel und Kleider gespendet, Menschen
aus der Umgebung brachten Essen in
den Kofferräumen ihrer Autos, aus ganz
Tunesien kamen Hilfskonvois an. „Diese
Tage waren wie ein großes Festival, in
dem Befreiung und Solidarität zusam-
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menkamen“, formuliert unser Bekannter.
Und: „Mit der Revolution haben die
Menschen die Angst verloren, sonst wäre
das nie möglich gewesen.“ Auf unserer
Reise trafen wir niemanden, der sich für
das Gaddafi-Regime ausgesprochen hätte,
auch in der Grenzgegend galt die über-
wiegende Solidarität den Rebellen bzw.
Gaddafi-GegnerInnen. Die Hoffnung war
überall spürbar, dass sich der arabische
Frühling fortsetzt, dass auch in Libyen
die Despotie ein Ende finden möge.

Ende Februar bis Anfang März spitzte
sich die Situation an der Grenze weiter
zu, für kurze Zeit – und das war das ein-
zige Mal! - blockierte das tunesische Mi-
litär den Grenzübergang  mangels Auf-
nahmekapazitäten. Es gab genug Es-
sensspenden, aber die Unterbringungs-
möglichkeiten in der Region waren er-
schöpft. Als dann die Lebensmittel direkt
zur Grenze gebracht wurden, kam es zu
dramatischen Szenen im Streit um Essen.
„Wo ist die Welt, um zu helfen?“ fragte
sich unser Bekannter und gab zu, dass
er damals weinen musste. Über Wochen
hatte die anwohnende Bevölkerung spon-
tan und selbstorganisiert, koordiniert
vom Revolutionskomittee, alle erdenk-
liche Hilfe geleistet. Wann endlich würden
die großen NGOs und Hilfsorganisatio-
nen eintreffen, die doch über so viel
Geld und Strukturen verfügen? Ende
Februar war es endlich so weit, nach
und nach wurden vier große Lager an
der Grenze zu Libyen eingerichtet. Umso
größer war die Entrüstung, als dann
Kleiderspenden und Lebensmitteln ver-
schwanden, die von der Bevölkerung für

die Menschen in diesen Camps gesam-
melt worden waren (2). 

VORSPIEL: 
DIE „PETITE RÉVOLUTION“
Proteste, Demonstrationen, abgebrannte
Polizeiautos und Barrikaden ... „Am 9.
August 2010 brach in der Region Ben
Guerdane ein mehrwöchiger lokaler Auf-
stand aus. Ben Guerdane liegt an der
Grenze zu Libyen, und die Region lebt
vom Schmuggel aus dem Nachbarland.
Auslöser des Aufstands war die Schlie-
ßung des libyschen Grenzübergangs. Ei-
nige Monate zuvor hatte Libyen bereits
Maßnahmen zur Einschränkung des
Grenzverkehrs eingeführt: Durchrei-
sende mussten mindestens 1.000 US-
Dollar mit sich führen und pro Fahrzeug
eine Grenzpassagegebühr von 80 Euro
entrichten. Die Unruhen flauten ab,
nachdem sich die tunesische und die liby-
sche Regierung Ende Oktober 2010 auf
die Aufhebung der Reisebeschränkungen
einigten.“ (3) Zur Zeit dieses Aufstands be-
stand eine völlige Pressezensur, alle dies-
bezüglichen Nachrichten wurden
unterdrückt, allein über illegale Radio-
sender und vereinzelt über internationale
Medien konnten Informationen verbrei-
tet werden. Die letztlich erfolgreichen
Proteste im August waren ein Warn-
schuss für das Ben Ali-Regime, mit Re-
pression allein konnte jedenfalls keine
Ruhe erzwungen werden.

NACHSPIEL: 
POGROMARTIGER ÜBERFALL
Als wir im Mai unseren Bekannten frag-
ten, warum mehrere Tausend subsaha-
rische Flüchtlinge in Wüstenzelten
festsitzen, während große Teile der liby-
schen Flüchtlinge solidarische Auf-
nahme finden (4), kam recht schnell das
Argument der kulturellen Differenz. Im
Februar galt die Solidarität zunächst
allen, die über die Grenze kamen. Doch
die Geflohenen wurden zum größten
Teil in ihre Herkunftsländer ausgeflo-
gen, es blieben ansonsten vor allem Li-
byerInnen, denen als arabische
Schwestern und Brüder die Solidarität
weiter sicher war. Anders mit den sub-
saharischen Flüchtlingen, die in Chou-
cha festsitzen: sie erschienen uns, als
wir im Mai dort ankamen, eher gedul-

det. Rassismus gegen die subsaharische
Migration war und ist in vielen arab-
schen Ländern tägliche Realität, in Tu-
nesien wurde er durch die Revolution
offenbar zunächst in den Hintergrund
gedrängt. Als in den Tagen unseres Be-
suchs aufgebrachte Flüchtlinge und Mi-
grantInnen aus Protest gegen ihre
Unterbringung die zentrale Handels-
straße blockierten, wurde dies zum Aus-
löser eines schlimmen Pogroms (5). Dass
angesichts der besonderen wirtschaftli-
chen Bedeutung des informellen Grenz-
handels für Ben Guerdane eine Blockade
der Straße auf Ablehnung stieß, war
nachvollziehbar und hatte ja auch die
„Petite Révolution“ im August ausgelöst.
Das konnte aber weder Begründung und
noch weniger Rechtfertigung für den
pogromartigen Überfall sein, der im Mai
folgte und in dessen Verlauf mehrere
Flüchtlinge getötet, ihr letztes Hab und
Gut systematisch geplündert und die
Zeltstadt des UNHCR weitgehend nie-
dergebrannt wurde.  A

>  hAgEN KOpp ist bei kein mensch ist il-

legal in Hanau sowie im Netzwerk Welcome

to Europe aktiv.

Quellen

1) Interview mit Houceine Betthaieb, der als
Lehrer, Gewerkschafter und als Mitglied
des Revolutionskomitees in der südtune-
sischen Stadt Ben Guardane arbeitet.

2) Vergleiche auch das Interview mit Bene-
volus auf Seite 38 zur vermuteten Kor-
ruption bei einigen großen Hilfsorgani-
sationen.

3) Helmut Dietrich, Die tunesische Revolte
als Fanal. Kommentar und Chronik (17.
Dezember 2010–14. Januar 2011). In:
Sozial.Geschichte Online 5 (2011), S. 164-
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„Mit dem Sturz von Ben Ali befreite sich
nicht nur eine ganze Gesellschaft, son-
dern hörte auch die europäische Grenze
im Mittelmeer für einen Moment auf zu
existieren. Die europäische Politik der
Externalisierung der Grenze verlor
einen ihrer autokratischen Partner, auf
den sie zur Umsetzung dieser Politik an-
gewiesen war.“1

Die Revolution in Tunesien beendete
die Herrschaft des Präsidenten Ben Ali
und seiner Partei RCD, die in 23 Jahren
an der Macht einen der effektivsten Po-
lizeistaaten Nordafrikas aufgebaut hatten.
Sie wirkte als Katalysator für den Wunsch
nach tief greifender Veränderung im
ganzen arabischen  Raum. Im Februar,
kurz nach dem Sturz Ben Alis, schrieb

ein marokkanischer Aktivist: „Seit die
Proteste in Tunesien begonnen haben,
halten wir alle – Demokraten, Jugendli-
che, Vertreter von Menschenrechtsor-
ganisationen –  den Atem an. Auch wir
leben in einer Diktatur, auch bei uns
reißen sich fünf Prozent der Bevölkerung
die Reichtümer des Landes unter den
Nagel. Auch wir wollen unsere Rechte
und wir wollen in Würde leben können.
Die Tunesier leben nicht auf dem Mars,
sie leben hier, direkt neben uns, sie sind
unsere Nachbarn!“ 2

Für kurze Zeit fragte sich auch Europa
beschämt nach der eigenen Verantwor-
tung für die Langlebigkeit der klepto-
kratischen und autoritären Herrschaft-
scliquen. So bemerkte der EU-Kommissar

für Erweiterung und europäische Nach-
barschaftspolitik, Stefan Fuele, in einer
bemerkenswert selbstkritischen Rede
Ende Februar: „Die Massen in den Stra-
ßen von Tunis, Kairo und anderswo ha-
ben im Geiste unserer gemeinsamen
Werte gekämpft.  Mit ihnen müssen wir
heute zusammen arbeiten und nicht mit
Diktatoren, die unter der Missachtung
von Menschenleben das Blut ihrer eige-
nen Leute vergießen.“ 3 Jahrelang waren
den Regierenden in Europa das Verspre-
chen von Kooperation im „Krieg gegen
den Terror“, verlässliche Bündnispartner
bei der Etablierung neoliberaler Wirt-
schaftsbeziehungen und die Zusicherung
des ungehinderten Zugriffs auf die Erd-
ölreserven ungleich wichtiger als Demo-
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kratie und Menschenrechte. Weiterhin
wurde die mit Zuckerbrot und Peitsche
durchgesetzte  Kooperation bei der Ab-
wehr von Migranten in den letzten  Jah-
ren zu einer der zentralen Interessen-
sphären der EU in Bezug auf seine nord-
afrikanischen Nachbarn. 

LIEBER SCHENGEN 
IN FRAGE STELLEN 
ALS SOLIDARITÄT ZEIGEN?
Doch der mit vielen Toten bezahlte Ver-
such der Demokratisierung auf der
einen Seite des Mittelmeers erfährt
nach der kurzen Phase kritischer Selbst-
reflexion keine solidarische Antwort auf
der europäischen Seite. Besonders deut-
lich werden die alten, nur von eigenen
Interessen geleiteten Reflexe beim
ema Migration: Die Flucht von circa
35.000 jungen Tunesiern nach Lampe-
dusa kurz nach dem Fall der Ben Ali-
Diktatur löste einen beispiellosen
Konflikt aus – erst zwischen Italien und
Frankreich, dann innerhalb der gesam-
ten EU. Italien reagierte auf die Ankunft
der Tunesier mit einer Art Trick, um das
Dublin II-Regelwerk zu umgehen, das
die Zuständigkeit für das Asylverfahren
innerhalb der EU regelt und faktisch die
Aufnahme von Flüchtlingen den Mit-
gliedstaaten an den EU-Außengrenzen
aufbürdet. Es stellte den Tunesiern Visa
aus, die diese zu einem Großteil nutz-

ten, um nach Frankreich weiterzureisen.
Frankreich wiederum schloss daraufhin
kurzfristig seine Grenze nach Italien.
Die Flucht einer überschaubaren Zahl
von tunesischen Jugendlichen nahm die
rechtspopulistische Dänische Volkspar-
tei zum Anlass, um ihre Forderung nach
Wiedereinführung von Grenzkontrollen
durchzusetzen. Dänemark handelte sich
damit einen veritablen Streit mit der
EU-Kommission ein. Die Abschaffung
der innereuropäischen Grenzen ist ein
Grundpfeiler des europäischen Eini-
gungsprozesses und die Infragestellung
des Schengenabkommens durch die xe-
nophoben Reaktionen einiger Mitglied-
staaten daher keine Kleinigkeit. 

Sie berührt das Fundament des eu-
ropäischen Selbstverständnisses. Nach
dem Motto „lieber Schengen in Frage
stellen als Solidarität zeigen“ werden
von rechtspopulistischen Parteien bis
weit in das konservative Spektrum hinein
zunehmend EU-Ressentiments und ras-
sistische Tendenzen in der Bevölkerung
gemeinsam bedient und verstärkt. Das
Unbehagen an den vielfältigen Auswir-
kungen der Globalisierung und den neo-
liberalen sozialen Verwerfungen wird wie-
der einmal, aber in bisher unbekannt au-
todestruktiver Weise, über nationalistische
Reflexe gegenüber Migranten kanalisiert.

Statt des notwendigen Bruchs mit
der alten Politik, autokratische Herrscher

gegen die Interessen der eigenen Bevöl-
kerung mit viel Geld zu Wachhunden
der EU-Grenzen aufzurüsten, reagierte
die EU mit einer Verschärfung des Grenz-
regimes. Auf den Verlust seiner Verbün-
deten bei der Abschottung der Außen-
grenzen antwortete Europa also mit der
Infragestellung einer zentralen europäi-
schen Errungenschaft: dem Wegfall der
EU-Binnengrenzen.

DIE MILITARISIERUNG DER 
AUSSENGRENZE BLEIBT BESTEHEN
In der gleichen Logik war die Reinstalla-
tion des alten Wachhundsystems eine
der ersten Maßnahmen, mit denen ein-
zelne europäische Staaten sowie etliche
EU-Gremien auf die Revolutionen rea-
gierten. Die Operation Hermes der eu-
ropäischen Grenzschutzagentur Frontex
ist schon seit Ende Februar 2011 vor Tu-
nesiens Küsten aktiv, um die durch den
Wegfall der Ben Ali-Polizei entstandene
Lücke bei der Grenzkontrolle zu schlie-
ßen. Anfang April meldete sich der Ge-
neraldirektor von Frontex, Ilkka
Laitinen, zu Wort und forderte ein in-
formelles Arbeitsabkommen mit Tune-
sien, um Grenzkontrollen und
Rückführungen zu erleichtern. 

Laitinens Wunsch fand rasch Gehör;
am 24. Mai erhielt Frontex das Mandat,
nicht nur mit Tunesien, sondern auch
mit Ägypten und Marokko ein Arbeits-
abkommen zu schließen. In diesem Ab-
kommen soll es um einen strategischen
Informationsaustausch, um die Erstellung
von Risikoanalysen und um die Koope-
ration in den Bereichen Fortbildung,
Forschung und Entwicklung bei der Ver-
hinderung von Migration gehen. 

Auf dem EU-Gipfel Ende Juni legten
die europäischen Regierungen noch ein-
mal nach, um Frontex bei der Abwehr
von MigrantInnen effektiver zu machen:
Frontex soll seine „operativen Kapazi-
täten“ steigern und kann nun auch eigene
Technik anschaffen, statt sie wie bisher
von den nationalen Regierungen anzu-
fordern. Die Mitarbeiterzahl von Frontex,
die bisher circa 300 Beschäftigte in der
Zentrale in Warschau betrug, mit zu-
sätzlichen nationalen Grenzbeamten bei
Einsätzen, wird erhöht. Die Datenschutz-
bestimmungen wurden dahingehend ge-
ändert, dass die Agentur in Zukunft das

R E V O L U T I O N      |     q M I G R A T I O N      |     A U S B L I C K

30

WISSENSPRODUKTION A LA FRONTEX. FOTO: FRONTEX



M I R I A M  E D D I N G

D I E  G R E N Z E N  E U R O P A S

31

erste Mal Daten weitergeben darf, z.B.
an Europol. Kritische Mitglieder des EU-
Parlaments konnten zwar erreichen, dass
der Posten eines Menschenrechtsbeauf-
tragten eingeführt wird, anders als von
ihnen gefordert wird dies aber kein un-
abhängiger, externer Posten sein, sondern
er wird innerhalb der Agentur angesiedelt
– also eine Feigenblattfunktion erfüllen.
Die wichtigste Neuerung ist allerdings,
dass eine wesentliche Zielvorgabe ver-
ändert wurde: Frontex soll sich von einer
koordinierenden Institution, die von
Mitgliedstaaten angefordert wird und
deren „Bemühungen“ mit „Intelligence“
(also Wissensproduktion über z.B. Mi-
grationsrouten) und technischer Hilfe
unterstützt, hin zu einer führenden und
selbstständig agierenden Agentur ent-
wickeln. 

Dies war sicherlich zum Teil auch
schon bisher der Fall. Aber die Neuerung,
dass Frontex nun offiziell den Mitglied-
staaten Einsätze vorschlagen kann und
nicht erst tätig werden darf, wenn ein
Staat seine Hilfe anfordert, zeigt die
Richtung, in die sich die Agentur entwi-
ckeln will und soll: Hin zu einer zwar
staatlich beauftragten aber faktisch ei-
genständig agierenden und noch weniger
als bisher durch Parlamente kontrollier-
baren Superagentur, die – wie schon er-
wähnt – auch eigenständig Verhandlun-
gen mit nicht-europäischen Regierungen
führen kann. 

HETZERISCHEN DISKURSEN 
FOLGEN RECHTSWIDRIGE TATEN 
– DIE ROLLE ITALIENS
Italien eröffnete den Reigen von Regie-
rungen, die in Tunesien vorstellig wur-
den, um für die Wiedereinsetzung der
alten Ordnung zu sorgen. Allerdings
stießen der italienische Innenminister
Maroni – der wegen der Tunesien-
Flüchtlinge vor italienischer und euro-
päischer Presse das Bild von einem
„Exodus biblischen Ausmaßes“ an die
Wand malte - und sein Außenminister-
kollege Frattini bei ihrem ersten Besuch
nicht auf dieselben willigen Partner wie
zuvor. Die tunesische Übergangsregie-
rung verhandelte hart und erreichte im-
merhin eine humanitäre
Aufenthaltserlaubnis für die ersten
25.000 Tunesier, die über Lampedusa

nach Italien gelangt waren. Sie weigerte
sich, der Entsendung italienischer Pa-
trouillenschiffe in tunesische Hoheitsge-
wässer zuzustimmen.  Erst nach dem
Besuch von Berlusconi persönlich
musste Tunesien im April einlenken und
die von der Bevölkerung gehassten Kon-
trollen seiner Küsten wieder herstellen.
Italien stellte dafür 100 Millionen Euro
sowie vier Küstenschiffe und Fahrzeuge
zur Grenzkontrolle zur Verfügung. Als
Gegenleistung wurden Wiederaufbau-
kredite in Höhe von 150 Millionen Euro
in Aussicht gestellt. 

In Tunesien ist off the records zu hö-
ren, dass auch dieses Abkommen nur zu
Stande kam, da Italien in Missachtung
der Rechte eines souveränen Staates
Hubschrauber entlang der tunesischen
Küsten fliegen ließ, die mit Kameras
Aufnahmen von den Booten der Flüch-
tenden machte und mit diesem Beweis
über die völlige Abwesenheit von Grenz-
kontrollen die tunesische Regierung
unter Druck setzte. „Wir müssen realis-
tisch sein: Wenn Italien einen Streit mit
Frankreich riskiert, um die Flüchtlinge
aus Tunesien loszuwerden – welche Chan-
cen haben wir da? Die Machtverhältnisse
sind ziemlich eindeutig“, kommentierte
der Migrationsforscher Mehdi Mabrouk
das Verhandlungsergebnis 4. Auch mit
dem libyschen Übergangsrat hat Italien
am 17. Juni 2011 ein Abkommen zur

Verhinderung illegaler Migration ge-
schlossen. Innenminister Maroni wollte
sogar erreichen, dass Natokriegsschiffe
die Boote der Flüchtlinge kontrollieren
sollen – eine Forderung, die von der
NATO zwar indigniert zurückgewiesen
wurde, aber das Weltbild nicht nur einiger
italienischer Politiker gut auf den Punkt
bringt: Flüchtlinge sind als quasi feind-
liche Heere zu betrachten, die mit mili-
tärischen Mitteln bekämpft und zurück-
geschlagen werden müssen

EUROPA AN SEINEN GRENZEN?
Nach dem Streit zwischen Frankreich
und Italien starteten Berlusconi und
Sarkozy eine gemeinsame Initiative, um
die Wiedereinführung nationaler Grenz-
kontrollen innerhalb der EU unter be-
stimmten Bedingungen zu ermöglichen.
Statt das seit längerem in der Kritik ste-
hende Dublin II-Abkommen in Frage zu
stellen, das die Aufnahme von Flüchtlin-
gen überwiegend an die Länder mit EU-
Außengrenzen delegiert, beschloss der
Europäische Rat auf dem EU-Gipfel am
23. Juni, die zeitweilige Wiedereinfüh-
rung von Grenzkontrollen in Notsitua-
tionen zuzulassen. Dies war zwar auch
bisher schon möglich – zum Beispiel bei
Fußballspielen oder Regierungsgipfeln,
um Hooligans oder DemonstrantInnen
zurückzuweisen, die Ausnahmeregeln
wurden nun aber explizit auf „starken

GRENZSCHÜTZER IM EINSATZ



Migrationsdruck“ erweitert. 
Die Unangemessenheit der europäi-

schen Reaktion wird angesichts der Zahl
der Menschen, die im Zuge der Umbrüche
im arabischen  Raum ihre Länder ver-
lassen mussten oder wollten, besonders
deutlich.  Der Krieg in Libyen und die
Nato-Intervention haben die Situation
extrem verschärft, insgesamt sind laut
Schätzungen der IOM (International Or-
ganisation for Migration) mehr als eine
Million Menschen auf der Flucht aus Li-
byen 5. Allein eine halbe Million davon
nach Tunesien. Das kleine Land mit nur
10 Millionen Einwohnern ist damit zum
Hauptaufnahmeland geworden. 

Die tunesische Bevölkerung hat auf
die Flüchtlinge aus dem Nachbarland
Libyen mit einer für hiesige Verhältnisse
unvorstellbaren Solidarität reagiert. Seit
dem Ausbruch der Kämpfe in Libyen
hat Tunesien die Grenze immer offen
gehalten und tunesische Familien haben
einen Großteil der libyschen Flüchtlinge
in ihren eigenen Häusern untergebracht
und gastfreundlich aufgenommen. Diese
enorme Gastfreundschaft bezieht sich
zwar nur auf die libyschen „Brüder und
Schwestern“, die jenseits nationalstaat-
licher Zuschreibungen quasi als Ver-
wandte wahrgenommen werden und
gleichzeitig viel Solidarität erfahren, weil
auch sie ihren autokratischen Herrscher
verjagen wollen. Keine oder deutlich we-
niger Solidarität erfahren die subsaha-
rischen Flüchtlinge. 

APPELLE AN EUROPA 
BLEIBEN VERGEBLICH
Auch in arabischen Ländern gibt es Ras-
sismus gegenüber Schwarzen (siehe
diese Broschüre). In Bezug auf die liby-
schen Flüchtlinge ist das Verhalten so-
wohl der tunesischen Regierung als auch
der Bewohner in den Grenzgebieten zu
Libyen beispiellos – und dies in einer für
Tunesien wirtschaftlich äußerst schwie-
rigen Situation. Mehrere internationale
Hilfsorganisationen haben bisher ohne
Erfolg an Europa appelliert, Tunesien in
dieser Lage nicht allein zu lassen. „Einer
der Widersprüche der westlichen Politik
ist es, dass während sie bereit sind,
Bomber zu schicken, um die Zivilbevöl-
kerung zu schützen, sich die europäi-
schen Regierungen gleichzeitig weigern,

die Flüchtlinge aus diesem Land aufzu-
nehmen“ zitiert die Washington Times
einen Vertreter von Human Rights
Watch 6. 

WELTWEIT WERDEN ÜBER 
80 PROZENT DER FLÜCHTLINGE 
VON ENTWICKLUNGSLÄNDERN 
AUFGENOMMEN.
Neben Tunesien sind auch Länder wie
Niger (70.000 Flüchtlinge) oder Tschad
(30.000 Flüchtlinge), die zu den ärmsten
der Welt gehören, zu Aufnahmeländern
für die Libyen-Flüchtlinge geworden.  Im
Vergleich dazu sind geradezu lächerlich
wenige Menschen in Europa angekom-
men: Um die 50.000 Nordafrika-Flücht-
linge sind seit März auf Lampedusa
gelandet, aus Malta werden circa 1.500
Flüchtlinge gemeldet, viele von ihnen
sind subsaharische MigrantInnen, die
im Krieg in Libyen zwischen die Fronten
geraten sind. Diese Zahlen werden
schnell veraltet sein, werfen aber ein
Licht darauf, dass in Europa die Reaktio-
nen in Bezug auf MigrantInnen völlig
unverhältnismäßig, um nicht zu sagen
ver-rückt sind. Deutschland hat sich üb-
rigens bisher ausschließlich dazu bereit
erklärt, 150 Flüchtlinge aus Malta auf-
zunehmen.

Seit Anfang des Jahres sind nach
Schätzungen 2000 Menschen im Mit-
telmeer bei dem Versuch ertrunken, sich
vor dem Krieg in Libyen in Sicherheit
zu bringen, und die EU ist weiterhin
weder gewillt, mehr Menschen aufzu-
nehmen, noch die Situation an den Au-
ßengrenzen zu verändern, um die Tode
zu verhindern. „Besorgt sollten wir nicht
sein, weil Menschen zu uns kommen
wollen. Besorgt sollten wir sein, weil
Menschen im Mittelmeer sterben. Wir
sollten uns immer vor Augen halten,
dass nicht Europa den Großteil der
Flüchtlinge und Migranten aufnimmt,
sondern arme Staaten in Afrika“, appel-
lierte der Präsident des Deutschen Cari-
tasverbandes Dr. Peter Neher angesichts
der steigenden Todeszahlen im Mittel-
meer und forderte eine andere Zuwan-
derungspolitik 7.  In Tunesien, das in-
nerhalb weniger Monate seinen Diktator
verjagt und eine halbe Million Flüchtlinge
aufgenommen hat, stößt die europäische
Haltung auf noch mehr Unverständnis:

“Ich bin weder Italiener noch Franzose,
ich weiß nicht wirklich, woher solches
Verhalten kommt – ob das Hass ist oder
Angst, aber eins weiß ich sicher: Mensch-
lichkeit darf sich nicht so verhalten.“ 8A
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Ein Ziel unserer Delegationsreise nach
Tunesien war es, Wissen über die Zu-
sammenarbeit des Ben Ali-Regime mit
der EU zu generieren. Dies erscheint uns
dabei besonders wichtig, da es die Dik-
tatur in Tunesien  – im Vergleich mit an-
deren nordafrikanischen Staaten -
vermocht hatte, kaum Informationen
darüber nach außen dringen zu lassen.
Teil unserer Bemühungen war eine Be-
standsaufnahme der Mechanismen der
Migrationskontrolle in Tunesien. Glück-
licherweise gibt es schon einige Arbeiten
aus dem Bereich der kritischen Migrati-
ons- und Grenzregimeforschung, die
sich insbesondere mit der italienisch-tu-
nesischen Kooperation auseinanderge-
setzt haben.1 Der Fokus der Forschung
lag aber eher auf Libyen. Im Gegensatz
zum libyschen Diktator Gaddafi, der die
klandestine Migration als Unterpfand
für immer neue Verhandlungen über
materielle und finanzielle Zuwendungen
der EU nutzte und daher als unbere-
chenbar galt, erscheint die Kooperation
mit dem tunesischen Regime im Rück-
blick als wesentlich verlässlicher.

Im Zentrum unseres Interesses vor
Ort stand die Internierungsinfrastruktur.
Dies entspricht unserer üblichen Praxis
der Investigation an den Außengrenzen:

detention centres gehören zu den greif-
barsten Orten, an denen sich Grenzre-
gime und Migration unmittelbar begeg-
nen und an denen die Skrupellosigkeit
der bei der Migrationskontrolle ange-
wandten Methoden direkt sichtbar wird.

Des Weiteren gab es in Europa in den
Jahren 2003 und 2004 populistische
Vorstöße von Innenministern, in Nord-
afrika eine Infrastruktur der Migrati-
onskontrolle aufzubauen, die das Über-
queren des Mittelmeers unterbinden
sollte. Diese Pläne wurden zwar offiziell
begraben, doch gibt es keinen Zweifel,
dass sie im Stillen und in etwas modifi-
zierter Form weiterverfolgt wurden.

So berichtet etwa das Global Detention
Project in Genf 2 von bis zu 13 detention
centres in Tunesien3. Auch Migreurop
verzeichnet in seiner Karte der Lager in
und um Europa neun geschlossene de-
tention centres in Tunesien4, die sowohl
Erstaufnahme- als auch Abschiebungs-
funktionen erfüllen. 

SUCHE VOR ORT
In Tunis angekommen, machten wir uns
also auf die Suche nach den detention
centres. Doch schon nach den ersten Ge-
sprächen wurde uns klar, dass dies nicht
einfach werden würde. Unter Ben Ali war

die irreguläre Migration kein ema,
über das geredet wurde. Die neu geschaf-
fenen Institutionen der Revolution
haben sich bisher nur der Bedingungen
in den regulären Gefängnissen angenom-
men, und Inspektionen durch nicht-tu-
nesische NGOs haben nur vereinzelt
stattgefunden. Erschwerend kommt
dazu, dass die detention centres dem In-
nenministerium unterstehen und nicht,
wie die Gefängnisse, dem Justizministe-
rium. Allein deswegen sind sie noch un-
zugänglicher. Einer unserer
Gesprächspartner fasste es sehr gut zu-
sammen: “Ihr seid zweifelsohne an einem
sehr wichtigen ema dran, und auch die
tunesische Zivilgesellschaft wird sich
damit befassen müssen. Die Bedingun-
gen in den detention centres sind in der
Tat unvorstellbar, doch nun, in der un-
mittelbaren Zeit nach der Revolution,
gibt es noch dringendere Fragen.”

So zogen wir mit den spärlichen In-
formationen los, die wir hatten: in Al
Ouardia solle es ein detention centre
für TransitmigrantInnen geben. Nachdem
dies der einzige Name war, der in diesem
Zusammenhang auftauchte, und wir ge-
hört hatten, dass es aufgrund der schnel-
len Abschiebungen nur ein, maximal
zwei detention centres gebe, nahmen
wir an, dass Al Ouardia in der Tat diese
zentralisierte Internierungsinfrastruktur
sein könnte. Die Spur führte uns letzt-
endlich nach Bouchoucha, wo wir aber
nur auf eine große Polizeistation stießen.
Dass es in Tunesien tatsächlich dreizehn
detention centres geben soll, schien uns
immer zweifelhafter.

Später hörten wir, dass die Polizei-
station in Bouchoucha über einen großen

dEtEntion cEntrEs

Europäisches Migrationsregime 
in Tunesien
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WER ES NICHT NACH ITALIEN SCHAFFT,  DEM DROHT IN TUNESIEN HAFT
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Haftbereich verfüge, der auch für Tran-
sitmigrantInnen genutzt werde, etwa
nach Razzien. Dort würden sie aber nur
kurzzeitig festgehalten, um dann inner-
halb einer Woche wieder über die Land-
grenze nach Libyen oder Algerien abge-
schoben zu werden.  

TURNING POINTS
Während der zunächst ergebnislosen
Suche nach der Architektur der Migrati-
onskontrolle tauchte jedoch immer wie-
der die International Organisation for
Migration (IOM) auf. Die IOM, eine in-
tergouvernementale, weltweit tätige Or-
ganisation mit einem Projektbudget von
rund einer Mrd. US-Dollar pro Jahr, prä-
sentiert sich offiziell als Wahrerin der
Interessen aller an der Migration Betei-
ligten (also der Entsende- und Aufnah-
mestaaten sowie der MigrantInnen
selber) und pflegt dazu den Diskurs und
die Praxis des so genannten migration
management. Dieser Diskurs basiert auf
der Annahme, dass Migration ein beste-
hendes soziales Phänomen ist, das sich
nicht nur nicht unterbinden lässt, son-
dern dessen Unterbindung sogar nega-
tive wirtschaftliche Konsequenzen
hätte. In diesem Sinne sei Migration zu
managen, um die Gewinne für alle Betei-
ligten zu maximieren. Die IOM vertritt
also eher eine weiche, sozialtechnologi-
sche Herangehensweise an die Migra-
tion, und weniger die vor allem in
Europa gängige Regierungs-Perspektive,
die Migration vor allem unter Aspekten
der Sicherheit und der Kontrolle verhan-
delt. So zumindest die eorie –  in der
Praxis ist die IOM im Wesentlichen
daran beteiligt, Projekte für National-
staaten umzusetzen, und so gilt wie
immer: Wer zahlt, schafft an.

Die IOM kam 2001 das erste Mal
nach Tunesien und eröffnete dort das
erste Regionalbüro in Nordafrika. Es
überrascht nicht, dass die Mehrzahl der
MitarbeiterInnen des tunesischen IOM-
Büros wohl italienische StaatsbürgerIn-
nen waren. Denn wenn unsere vorläufi-
gen Rekonstruktionen korrekt sind, war
der Hauptauftrag der IOM die “Verbes-
serung” der tunesischen Internierungs-
infrastruktur, wofür der italienische Staat
zahlte. Doch hier kollidierte der neoli-
berale outsourcing-Ansatz mit der old

school-Autokratie Ben Alis. Seiner Auffas-
sung nach waren Gefängnisse und de-
tention centres staatliche Infrastruktur,
und keine Intergouvernementale Orga-
nisation (IGO) sollte auch nur einen
Blick in sie werfen können. 2004 verließ
die IOM dann konsequenterweise Tu-
nesien und zog nach Tripolis, Libyen.
Sie kam erst 2008 nach Tunesien zurück,
diesmal jedoch mit dem Auftrag, Projekte
zur “freiwilligen Rückkehr” durchzufüh-
ren. Die IOM hat noch weitergehende
Projekte des migration management im
Portfolio, der Gesprächspartner einer
anderen IGO beschrieb diese jedoch als
nur auf dem Papier existent.

Doch 2004 ist nicht nur wegen des
Rückzugs der IOM aus Tunesien ein er-
eignisreiches Jahr. Denn das Scheitern
der IOM markiert keineswegs ein Schei-
tern der restriktiven europäischen Mi-
grationspolitik. In diesem Jahr tritt
Malta dem Schengenraum bei, und die
Europäische Union intensiviert den Druck
auf die Staaten in Nordafrika, die Mi-
gration im Mittelmeerraum effektiver
zu unterbinden. Die Einbindung Tune-
siens in das europäische Migrationsre-
gime wird festgeschrieben5. In Tunesien
wird ein strenges Anti-Migrationsgesetz
erlassen, welches die unauthorisierte
Ausreise von TunesierInnen mit hohen
Haft- und Geldstrafen sanktioniert. Da-
durch kommt die von Tunesien ausge-
hende Migration zwar nicht zum Still-
stand, doch die Routen verlagern sich
vermehrt nach Libyen.

MOBILITÄTSPARTNERSCHAFTEN
Diese kurze, unvollständige, symptoma-
tische Rekonstruktion des euro-tunesi-
schen Migrationsregimes soll jedoch
nicht den Schluß nahelegen, dass der
weichere Ansatz des migration manage-
ments gescheitert ist und die EU ledig-
lich auf die harte Kontrollpolitik der
Grenzen und Internierung setzt. Auf der
Ebene der Europäischen Kommission ist
um das Jahr 2005 herum, zur Zeit der
Ereignisse in Ceuta und Melilla, ein Um-
denken zu erkennen: Zäune und Mau-
ern können keine stabile
Migrationspolitik garantieren. So sind
in der EU vermehrt weiche Konzepte
wie Mobilitätspartnerschaften und zir-
kuläre Migration in der Diskussion, die

eine fortgesetzte Einbindung der EU-
Anrainerstaaten in die Migrationskon-
trolle durch eine gesteuerte, temporäre
Migration aus diesen Ländern garantie-
ren sollen. Die Revolution in Tunesien
hat diese Entwicklung beschleunigt: laut
der Antwort der Bundesregierung auf
eine kleine Anfrage (BT-Drs. 17/6212)
soll die Mobilitätspartnerschaft mit Tu-
nesien verstärkt vorangetrieben werden.

Doch keineswegs beinhalten die neuen,
weichen Migrationspolitiken die Aner-
kenntnis eines Rechtes auf Migration. Sie
machen vielmehr aus der Not des Scheiterns
einer reinen Abschottungspolitik die Tugend
einer selektiven Einwanderung, die sich
nur an den Bedürfnissen der europäischen
Arbeitsmärkte orientiert. Die Rechte und
Subjektivitäten der MigrantInnen bleiben
negiert und ausgeblendet. Auch in Zukunft
wird es darum gehen, die europäische Mi-
grationspolitik zu beobachten und zu kri-
tisieren.A

> BERND KAspAREK ist Mathematiker

und Kulturanthropologe aus München und

aktiv im Netzwerk Kritische Migrations-

und Grenzregimeforschung sowie bei 

welcome to europe.

Quellen

1) Beispielsweise die Beiträge von Cuttitta,
Boubakri und Cossu in Cuttitta, Paolo/
Vassallo Paleologo, Fulvio (Hrsg.) (2006);
Migrazioni, frontiere, diritti. Napoli: Edi-
zioni scientifiche italiane

2) Das Global Detention Projekt untersucht
die weltweite Role von Internierung als
staatliche Reaktion auf Migration und
unterhält dazu auch eine Datenbak über
detention centres: http://www.globalde-
tentionproject.org

3) Tunesia Detention Profile: http://www.glo-
baldetentionproject.org/de/countries/afri-
ca/tunisia/introduction.html

4) Migreurop 2009: "e encampment" in
Europe and around the Mediterranean
Sea. Online: http://www.migreurop.org/
IMG/pdf/L_Europe_des_camps_2009.pdf

5) Vgl. Boubakri, Hassen (2006): La Tunisia
nel contesto euro-maghrebino. Controllo
dei movimenti migratori e diritti dei mi-
granti. In: Cuttita/ Vassallo Paleologo
(2006)



C H R I S T I A N  J A K O B

L E B E N S R E T T E R  V O R  G E R I C H T

35

Justiz in italiEn

Lebensretter vor Gericht
SEIT jAHREN DROHT zwEI TUNESISCHEN fISCHERN EINE lANgE HAfT-
STRAfE, wEIl SIE 44 BOOTSflÜCHTlINgE VOR DEm ERTRINKEN RETTETEN

Der Freispruch überraschte Elias Bier-
del. Eine "echte Sensation" sei es, dass er
und der Cap Anamur-Kapitän Stefan
Schmitt am 7. Oktober 2009 den Ge-
richtssaal im sizilianischen Agrigento als
freie Menschen verlassen konnten. Bier-
del hatte aus "politischen Gründen" mit
einer Strafe gerechnet. Und wäre es nach
der Staatsanwaltschaft gegangen, dann
hätten die Cap Anamur-Leute tatsäch-
lich wegen "Beihilfe zur illegalen Ein-
wanderung in einem besonders
schweren Fall" die nächsten vier Jahre
im Gefängnis verbracht. 

Doch so richtig freuen konnten sich
die beiden nicht. Denn im allgemeinen
Jubel ging etwas unter, dass vor dem-
selben Gericht ein fast gleich gelagerter
Fall anhängig war. Und für die beiden
Angeklagten, die anders als Bierdel und
Schmitt keinen "Prominentenbonus" (Pro
Asyl) genossen, sah es schlecht aus. Nur
sieben Wochen später fällten die Richter
in Agrigento auch in ihrem Fall ein Urteil:
Die tunesischen Kapitäne Abdelbasseet
Zenzeri und Abdelkarim Bayoudh, die
44 Menschen vor dem Tod durch Er-
trinken bewahrt hatten, wurden in erster
Instanz zu zwei Jahren und sechs Mo-
naten Haft verurteilt.

* * *
Es ist nur ein Katzensprung zu den Bet-
tenburgen von Monastir. Doch kaum
einer der vielen ausländischen Bade-
gäste, die an Tunesiens Strände kom-
men, verirrt sich je nach Teboulbah. Das
Städtchen an der Ostküste hat nicht
ganz das Zeug zum Touristenidyll, viel-
leicht ist das auch sein Glück. Abdel-
basseet Zenzeri jedenfalls will hier

bleiben. Neulich wurde seine vierte
Tochter geboren, kurz davor hat er sein
Haus fertig gebaut und seit sieben Mo-
naten hat der Fischer mit kurzen brau-
nen Locken und einem ordentlich in
Form gebrachten Bart auch endlich wie-
der ein Schiff, die „Habib Allah“, wenn-
gleich er dies noch einige Jahre lang
abbezahlen muss. Wenn Zenzeri nicht
fürchten müsste, in knapp vier Monaten
nach einer Berufungsverhandlung in Pa-
lermo erneut zu einer Haftstrafe verur-
teilt zu werden, dann wäre seine Welt
wohl wieder in Ordnung.

NUR LAMPEDUSA LAG NAHE GENUG
Im Mai 2011 sitzt Zenzeri, Ende dreißig,
in einer hellbraunen Lederjacke in
einem Teehaus an der Hauptstraße von
Teboulbah und gibt wieder einmal einer
Gruppe von Ausländern Interviews,
neugierig beäugt von all den Männern
die rundum in der Nachmittagssonne
vor kleinen Teegläsern sitzen oder an
kaputten Mofas herumschrauben. Wie
Schmitt ist auch Zenzeri Kapitän, genau
wie Schmitt hat auch er mit sechs weite-
ren tunesischen Fischern eine Gruppe
schiffbrüchiger Afrikaner auf hoher See
gerettet. Und genau wie der Cap Ana-
mur-Besatzung soll auch Zenzeri dafür
bestraft werden. 

Am 8. August 2007 waren die Fischer
um Zenzeri auf ein kaputtes Schlauchboot
mit 44 Insassen aus dem Sudan, Eritrea,
Äthiopien, Marokko, Togo und der El-
fenbeinküste gestoßen. Das Boot trieb
manövrierunfähig, bei schwerer See in
maltesischen Hoheitsgewässern. Darin
saßen auch zwei Kinder, eines von ihnen
behindert, und zwei schwangere Frauen.

"Sie mussten so schnell wie möglich an
Land. Es gab keine andere Möglichkeit",
sagt Zenzeri. Die „Mohamed Ed Hedi“
und die „Morthada“, ihre beiden Boote,
setzten "SOS" ab und nahmen Kurs auf
das 40 Seemeilen entfernte Lampedusa.
"Das war der nächste Hafen, nach Malta
oder zurück nach Tunesien zu fahren,
das hätte keinen Sinn gemacht." 

Die von den Fischern informierten
tunesischen Behörden schickten Faxe
nach Rom und Malta. Mit Angaben der
Koordinaten wiesen sie darauf hin, dass
die zwei Boote 44 Schiffbruc̈hige gerettet
hatten und diese teils ärztliche Hilfe
brauchten. Da alle verfügbaren tunesi-
schen Einheiten zu weit entfernt waren,
baten sie die Nachbarländer "geeignete
Maßnahmen einzuleiten".

Die italienische Küstenwache inter-
pretierte dies auf ihre Weise. Sie schickte
eine Patrouille. 

Was dann geschah, schilderte Zenzeri
später so: "Nach etwa eineinhalb Stunden
kam die Guardia. Sie wollten die Men-
schen von unseren Booten auf's große
Schiff holen, aber es ging nicht, weil das
Meer fürchterlich war. Dann haben sie
uns gesagt, dass wir ihnen folgen sollen.
Etwa 17 Meilen vor Lampedusa kam ein
Kriegsschiff. Sie schickten einen Arzt.
Ein schwer krankes, behindertes Baby
wurde ihm u ̈bergeben, aber er hat es
wieder zurückgegeben, schon nach einer
Minute, ich konnte es kaum fassen. Da
war eine hochschwangere Frau, die fast
am Sterben war. Als versucht wurde,
diese Frau zu übergeben, wurde sie
zurückgeschoben. Ich habe mich noch
nie so schlecht gefühlt. Das Schiff der
Guardia sagte uns, wir sollten ihnen fol-



gen. Da bekam ich das Gefu ̈hl, dass da
etwas nicht stimmt, ein ganz komisches
Gefühl. Als wir die 12 -Seemeilen- Zone
vor Lampedusa erreicht hatten, habe ich
gestoppt. Ich sagte, dass da etwas läuft,
was ich nicht verstehe. Dann kamen drei
Schnellboote von der italienischen Seite
und haben uns die ganze Zeit umkreist.
Auf einem stand 'Ambulance', und man
sagte uns, wir sollten Richtung Lampe-
dusa weiterfahren. Daraufhin habe ich
die Maschinen angeworfen, jetzt hatte
ich eine klare Order, jetzt konnte ich
fahren. Kurz vor Lampedusa sagten sie:
jetzt haben wir euch."

FÜNF WOCHEN IM GEFÄNGNIS 
Vertreter der italienischen Marine ihrer-
seits sagten später vor Gericht, dass
Zenzeri und Bayoudh "im Zick-Zack-
Kurs" gefahren seien, um zu verhindern,
dass die Küstenwache bei ihnen an Bord
kommen konnte. Sie hätten sich gewei-
gert, dem Befehl zur Umkehr Folge zu
leisten. 

Alle, die Zenzeri in den letzten Jahren
besucht und darüber geschrieben haben,
berichten das Gleiche: Dass ihn noch
mehr als der Verlust seines Schiffes
schmerzt, dass man ihn vor Gericht als
Lügner bezeichnet hat.

Was an Land geschah, ist unstrittig:
Die Tunesier wurden unter dem Vorwurf
der "Beihilfe zur illegalen Einreise mit
Profitzweck" verhaftet, ihre Boote fest-
gesetzt. Ein "Ärzte ohne Grenzen"-Team
untersuchte die geretteten Afrikaner,
danach kamen sie in ein Internierungs-

lager. Die zwei Kinder wurden mit der
Mutter und einer der schwangeren Frauen
zur Behandlung nach Palermo geflogen.
Fast fünf Wochen mussten die Fischer
im Gefängnis bleiben.

Die Behörden suchten nach belasten-
den Indizien. Auf einem der Boote wurde
ein Satellitentelefon gefunden. Die Fi-
scher bestehen darauf, dass die Schlepper
es den Afrikanern gegeben hatte, bevor
sie diese auf dem Schlauchboot allein
ließen. Hinzu kam, dass weder auf
der„Mohamed Ed Hedi“ noch auf der
„Morthada“ Netze oder Fang zu finden
waren. Zeugen erklärten weshalb: Die
Boote waren in einer Gruppe unterwegs,
die Fischfang „a cianciolo“ betrieben.
Dabei handelt es sich um eine Art Treib-
jagd zur See. Mit starken Leuchten scheu-
chen kleinere Boote Sardinenschwärme
auf und treiben sie so den eigentlichen
Fangbooten zu. Es nützte nichts. Am 8.
September berichtete die Tageszeitung
"Il Giornale", dass es sich bei den Fischern
um "Menschenhändler" handele.

„2 Wochen war ich komplett ohne
Nachricht, ich wusste nicht, was passiert
war," sagte seine Frau später zu Unter-
stützern. "Ich war damals schwanger mit
meiner dritten Tochter und sehr in Sorge.“
Sie habe bei allen nachgefragt, die Fischer
am Hafen hätten ihr erzählt, dass ihr
Mann in Italien im Gefängnis ist, und
dass es "sehr schwer werden wird, da
wieder raus zu kommen." Der Bürger-
meister habe gemutmaßt, es könne "zehn
Jahre dauern".

Er irrte er sich. Am 10. September

kamen fünf der Fischer wieder auf freien
Fuß. Sie durften nach Teboulbah zu-
rückkehren. Die beiden Kapitäne wurden
bei Padres des Combonianer-Ordens in
Liccata auf Sizilien unter Hausarrest ge-
stellt. Erst als eine Gruppe von 111 EU-
Parlametariern eine Petition für ihre
Freilassung unterzeichnet hatte, wurden
auch sie zwei Wochen später vorerst
wieder auf freien Fuß gesetzt. Die Schiffe
„Mohamed Ed Hedi“ und „Morthada“,
Grundlage der Existenz der Fischer,
gaben die Behörden jedoch nicht wieder
heraus.  

"ICH BIN RUINIERT, 
MEINE FAMILIE IST ENTEHRT."
"Ich wurde beschuldigt, dass ich die
Leute aus Libyen geholt und sie die
ganze Zeit an Bord gehabt hätte," erin-
nerte Zenzeri sich später. Was folgte,
war eine jahrelange, zermürbende Aus-
einandersetzung mit den italienischen
Behörden. Auch die Lizenzen zur Hoch-
seefischerei wurden beschlagnahmt und
nicht erneuert. Jahrelang waren die sie-
ben arbeitslos. Die Staatsanwaltschaft
klagte sie schließlich wegen einfacher
"Beihilfe zur illegalen Einreise" an – der
Vorwurf der Profitabsicht wurde fallen
gelassen. 

Dennoch forderte die Staatsanwalt-
schaft drakonische Strafen: Drei Jahre
Haft und 440.000 Euro Geldstrafe. Im
Prozess vertrat der damals diensthabende
Kommandant der italienischen Ku ̈sten-
wache die Auffassung, die Migranten
seien nicht in Lebensgefahr gewesen.
Deshalb habe es sich nicht um eine Ret-
tungsaktion gehandelt. Es sei die Pflicht
der Ku ̈stenwache gewesen, die Einfahrt
in italienische Gewässer zu verhindern.
Um die Tunesier zu entlasten, wollten
ire Anwälte die geretteten Afrikaner als
Zeugen vorladen lassen. Doch dies ge-
staltete sich als schwierig, denn die
hatten meist keine Aufenthaltserlaubnis.
Am Ende durften zwei der 44 aussagen

2009, kurz vor dem Ende des ersten
Prozesses hatte ihn ein Reporter der
"Zeit" den damals arbeits- und bootslosen
Zenzeri besucht. . "Ich bin ruiniert, meine
Familie ist entehrt", hatte er da gesagt.
Einer Vertreterin der Hilfsorganisation
Borderline Europe vertraute er an, sich
"aufgehängt" zu haben, wenn es nicht

R E V O L U T I O N      |     q M I G R A T I O N      |     A U S B L I C K

36

ABDELBASSEET ZENZERI MIT SEINER FAMILIE... 



die Familie, die Kinder, gegeben hätte.
Am Anfang nach seiner Rückkehr nach
Tunesien habe man ihn hochgelobt, doch
dann sei das Interesse schnell erloschen.
„Die haben nur wissen wollen, was ich
in Italien erzählt habe, das war alles.“
Alles habe er verkaufen müssen, sogar
den Schmuck seiner Frau, um leben zu
können. "Ich habe keine Arbeit und kann
meine Kinder nicht ernähren. Ich lebe
von Krediten und vom Betteln."

Der Prozess verlief indes überra-
schend. In seinem Schlussplädoyer sagte
der Staatsanwalt: „Eine Sache ist ganz
sicher zu Tage getreten: in einem fest-
gelegten Punkt des Mittelmeers, zwischen
der tunesischen und der lampedusani-
schen Küste, haben zwei Fischerboote
eine Gruppe von Migranten gerettet,
die aus Libyen kommend versuchten,
das Meer zu überqueren und an unsere
Küsten zu gelangen. Das, so glaube ich,
ist eine Tatsache, die sich durch die Aus-
sage der zwei Migranten im Laufe des
Verfahrens klar ergeben haben. Es kann
auch kein Zweifel darüber bestehen, dass
es sich um ein in Havarie befindliches
Schlauchboot handelte.“

„WIDERSTAND GEGEN KÜSTENWA-
CHE UND EIN KRIEGSSCHIFF“
Der Vorwurf der Menschenhändlerei
war damit vom Tisch. Dennoch wollte
man die Tunesier nicht davonkommen
lassen. Denn „El Hedi“ und der „Mort-
hada“ hätten sich den Befehlen, nicht in
die nationalen Gewässer einzufahren
und ihre Fahrt nicht nach Lampedusa
fortzusetzen, widersetzt, sagte der

Staatsanwalt. Den Aussagen der Marine
zufolge hätten sie  "brus̈ke Manöver" ge-
fahren, den Kurs teils "um mehr als 10
Grad geändert" und so die Einheiten der
Küstenwache daran gehindert, längs-
seits zu gehen. Die Marineschiffe seien
dadurch ihrerseits gezwungen gewesen,
"plötzlichen und gefährliche Manöver"
zu fahren, um eine Kollision zu vermei-
den.“ All dies stelle "Widerstand gegen
Schiffe der Ku ̈stenwache, Kriegsschiffe
und die Staatsgewalt" dar. Die Staatsan-
waltschaft forderte schließlich auch
hierfür eine Bestrafung. 

Am 17. November 2009 fällte das
Gericht in Agrigento sein Urteil. Die
Mannschaft und die zwei Kapitäne wur-
den der Beihilfe zur illegalen Einreise
fur̈ unschuldig, erklärt. Die Mannschaft
wurde von dem Vorwurf freigesprochen,
Widerstand und Gewalt gegen ein Kriegs-
schiff und gegen die Staatsgewalt geleistet
zu haben. Nicht so die Kapitäne Zenzeri
und Bayoudh. Sie wurden wegen Wider-
stand und Gewalt gegen ein Kriegsschiff
und gegen die Staatsgewalt zu zwei Jah-
ren und sechs Monaten Haft sowie zur
Zahlung der Prozesskosten verurteilt.

Vier Monate später legten ihre italie-
nischen Verteidiger Berufung ein. 

Ein Jahr später, im April 2011, lud
die Heinrich Böll Stiftung die beiden
Kapitäne nach Berlin ein. "Grenzen der
EU, Grenzen der Menschenrechte" hieß
die Konferenz. Zenzeri kam mit Moha-
med Amine Bayoudh, dem Sohn des be-
reits etwas älteren Abdelkarim Bayoudh.
Der Sohn war einer der Besatzungsmit-
glieder der "Morthada". Vor hunderten
Gästen schilderten sie ihren Fall. Ihr ita-
lienischer Anwalt gab Interviews, im Ge-
gensatz zur Cap Anamur war ihr Fall in
Deutschland nur wenigen bekannt. Bay-
oudh nutzte die Gelegenheit, in Europa
zu bleiben. "Am Tag nach der Konferenz
wollte er morgens ins Internetcafé. Dann
war er weg," erzählt Zenzeri. Erst am
nächsten Morgen kam die SMS: "Ich bin
in Paris." Am Anfang war Zenzeri wütend,
heute kann er Bayoudh verstehen. Zen-
zeri blieb das Problem, das Untertauchen
seines Freundes der Stiftung zu erklären.
"Die haben okay reagiert. Alle waren
ganz froh, dass ihm nichts passiert ist,"
sagt er. 

ERFOLGREICH EIN 
EXEMPEL STATUIERT
Vor seinem Haus in Teboulbah sitzt eine
Gruppe von Jugendlichen. Es über-
rascht sie nicht, dass er Ausländer im
Schlepptau hat, jeder hier weiß, was er
getan hat. Sein Haus liegt hinter einer
weißen Mauer und im Gegensatz zu der
engen Gasse ist es recht geräumig. Den
Bau hatten er und seine Frau vor der
Rettungsaktion begonnen. Die Haft, die
lange Arbeitslosigkeit, die Kosten für
neue Boot haben ihn finanziell fast rui-
niert. Doch seitdem er sich das Geld für
das neue Schiff leisten und wieder fi-
schen kann, haben sie wieder eine Per-
spektive. Von umgerechnet 250 Euro im
Monat müssen er und seine Familie
nach Abzug aller Kosten leben. "Aber das
ist okay", sagt Zenzeri. Im Wohnzimmer
steht ein großer Fernseher und etwas
Goldnippes, es gibt ein Gästeklo, die äl-
teste Tochter spielt mit einem Handy,
Zenzeris Frau bringt Birnensaft. Im Ge-
gensatz zu seinem ledigen Kollegen war
Europa keine Option für ihn. 

Er ist erleichtert, dass mit dem Sturz
Ben Alis auch der örtliche Polizeikom-
mandant untergetaucht ist. Als Ange-
klagten hatte das alte Regime ihn stets
im Auge. Nun kann er sich wieder freier
bewegen. Ob eine neue Regierung ihn
ausliefern würde ist offen, sehr wahr-
scheinlich ist es nicht.

Ihm sei klar, dass an ihm erfolgreich
ein Exempel statuiert wurde. "Alle hier
wissen, was mir passiert ist. Natürlich
haben die Leute Angst davor, in die Si-
tuation zu kommen, Schiffbrüchigen zu
begegnen." Dies gelte auch für ihn. Was
dann geschehen würden, sei für ihn klar:
"Ich würde es wieder machen. Alles andere
könnte ich niemals verantworten." 

Ende September will das Appellati-
onsgericht Palermo sein endgültiges Ur-
teil gegen Abdelbasseet Zenzeri und Ab-
delkarim Bayoudh sprechen.A

> chRIsTIAN jAKOB ist Redakteur der

„tageszeitung“. Er lebt in Bremen. Der Text

ist ein Auszug aus dem von der taz heraus-

gegebenen Band „Europa macht dicht“, der

im Oktober im Frankfurter Westend-Verlag

erscheitn.
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Drei Zelte stehen am Rand der Avenue Mo-

hammed V, einen Steinwurf entfernt von der

libyschen Botschaft. 300 Meter weiter die

demolierte, leer stehende RCD Zentrale, be-

wacht von Soldaten. Vor den Zelten sortieren

einige Freiwillige Reis, Konservendosen und

Medikamente. BENEVOLUS heißt die Asso-

ziation, die sich gleich in den ersten Tagen

nach Ausbruch der Aufstände in Libyen ge-

gründet hat, um praktische Hilfe zu organi-

sieren. Seitdem sammelt sie Spenden und

organisiert den Transport in die tunesisch –

libysche Grenzregion. BEN  YOUssEf

KARIM, ein Arzt, der nach seiner Arbeit im

Krankenhaus viel Zeit in und um die Zelte

verbringt, hat sich Zeit genommen, um uns

die Arbeit von BENEVOLUS zu erklären.

Wie habt ihr angefangen?
Das war gleich in den ersten Tagen nach
den Aufständen in Libyen, so am 18./19.
Februar. Viele von uns haben sich erst
auf den Demonstrationen vor der liby-
schen Botschaft kennen gelernt. Wir
haben abends diskutiert und wollten
mehr tun als nur zu demonstrieren. Also
haben wir spontan einen Spendenaufruf
geschrieben und verbreitet. Zunächst
für Medikamente und Lebensmittel.
Schon seit langem kommen LibyerInnen
aus gesundheitlichen Gründen nach Tu-
nesien, weil das Gesundheitssystem
dort so schlecht ist. Deshalb haben wir
zunächst nach Medikamenten und
allem was heilt gefragt. Die Reaktion der
tunesischen Bevölkerung war unerwar-
tet gut. Es ist schwer zu sagen, wie viele
Menschen hier in den letzten Monaten
waren, aber es waren sehr viele! Manche
bringen einfach ein Paket Nudeln vor-
bei, weil sie selbst nicht viel mehr haben,

Wohlhabendere spenden oft auch große
Mengen. Die Solidarität ist unbeschreib-
lich! Medikamente, Nahrung, Trans-
portmittel, manche haben uns ihre
Mithilfe angeboten, Ärzte sind runter
gefahren um vor Ort zu helfen. In dieser
Stimmung haben wir uns dann als Ver-
einigung gegründet. Im Sinne der
„bonne volonté“, der Menschlichkeit,
der Humanität - die wir sofort zu bewei-
sen hatten. Diese erste Kampagne hat so
zwei bis drei Wochen gedauert und war
wirklich spontan aus der Situation he-
raus entstanden. Danach haben wir eine
kleine Verschnaufpause eingelegt und
Bilanz gezogen.

Und wie ist die ausgefallen?
Also zunächst hatten wir uns nur vorge-
nommen, die Spenden zu sammeln um
sie dann den großen Organisationen zu
übergeben, in der Hoffnung, dass sie
dort gut aufgehoben sind. Wir hatten ja
mit der Abwicklung einer solchen Kam-
pagne keinerlei Erfahrung.  Aber leider
mussten wir feststellen, dass es viel
Schwund gab.  Wir haben LKW- Ladun-
gen voll Spenden losgeschickt und vor
Ort standen die Leute dann Stunden
lang vor halb leeren Depots und haben
später bei uns nachgefragt, wo denn die
Sachen seien. Ich will jetzt gar nicht so
in die Details gehen, auch weil wir nicht
wirklich Beweise haben, aber während
der Unterbrechung nach der ersten
Phase haben wir dann überlegt, wie wir
für die Sicherheit und die Zuverlässig-
keit der Lieferungen sorgen können. Es
wurde uns klar, dass wir uns besser or-
ganisieren müssen, und dabei haben
sich für uns als Hauptprinzipien Zuver-

lässigkeit, Transparenz, und Glaubwür-
digkeit herauskristallisiert. Diese wer-
den wir bis aufs Blut verteidigen! Ohne
diese Prinzipien läuft nichts mehr. In-
zwischen sind wir ganz gut aufgestellt,
jede/r hat sein/ ihr  Aufgabengebiet,
aber uns eint eine recht breite Platt-
form. Wir haben die Spontaneität und
das Informelle der ersten Zeit gemocht,
aber aus den eben genannten Gründen
war es dann doch irgendwann notwen-
dig, einen Verein zu gründen. 

Und wie ging es dann weiter?
Die zweite Welle, begann so Mitte März
damit, dass die Rebellen die Kontrolle
über den  Grenzübergang zurück erobert
haben und die Grenze wieder für alle
offen war. Davor hatten Gaddafis Trup-
pen die Grenzen für eine Weile abgerie-
gelt. Während der ersten Zeit waren noch
keine Flüchtlingscamps aufgebaut und
die Spenden gingen an alle. Ägypter, Chi-
nesen, Bangladeshi, AfrikanerInnen, aber
inzwischen sind es überwiegend libysche
Familien. Jeden Tag kommen um die
1000 Menschen über die Grenzen. Und
die meisten bleiben am liebsten in der
Grenzregion, um schnell wieder zurück
zu können. Dies bringt uns ein wenig in
Schwierigkeiten, weil die Kapazitäten
dort gering sind. Doch die Menschen in
der Grenzregion haben mit unglaublicher
Gutherzigkeit und Menschlichkeit die
Flüchtlinge aufgenommen, ihre Häuser
geöffnet, obwohl sie selbst oft in finan-
ziellen Schwierigkeiten sind. „Wir können
ihnen unsere Häuser öffnen, ihnen Un-
terkunft anbieten, aber bitte helft uns
mit Nahrung und der Versorgung“, haben
sie uns gesagt. Diese zweite Welle ist
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immer noch getragen von großer Spon-
taneität, wir sind aber inzwischen ein
wenig besser angepasst und auf die Be-
dürfnisse eingestellt.

Wie wurden die Flüchtlinge denn
verteilt?
Es wurden Zonen eingerichtet. Und
immer wenn eine Zone voll war, sind
neue Gegenden mit einbezogen worden.
Tataouine, Zarzis, Djerba bis rauf nach
Gabès. Und später sind dann die Flücht-
lingscamps eingerichtet worden. Unter-
gebracht wurde je nach lokaler
Infrastruktur: wo es Hotels gab wegen
des Tourismus in Hotels, sonst in Sport-
hallen, Gemeindehäusern und viel in
Privathäusern. Wo es nichts gab, da wur-
den eben Zelte aufgestellt.

Die Bedürfnisse in den unterschied-
lichen Gegenden variieren. In Privat-

häusern gibt es oft Decken und Matten,
aber es fehlt an Nahrung, Hygieneartikeln
und Medikamenten, manchmal auch
Kleidung. Auf dem Land ist es anders
als in den Städten und wieder anders
als in den Camps. Wir verteilen die Spen-
den entsprechend der Bedürfnisse.

Die Gastfreundschaft der Tunesier-
Inner, ist sie größer geworden im
Laufe der Revolution?
Ja sicherlich ist sie mit der Revolution
größer geworden, aber sie existiert
schon seit langem. Sie ist in die tunesi-
sche Kultur eingeschrieben. Ein existen-
zieller Teil unserer Kultur ist die
Gastfreundschaft. Auch die Touristen,
die kommen, sind ja irgendwie Flücht-
linge. Mit der gleichen Gastfreundschaft
mit der wir Touristen begrüßen, haben
wir auch die libyschen Flüchtlinge auf-

genommen, die dies gerade so nötig
brauchten.

Was denkst du über die Aufnahme
der TunesierInnen in Italien und
Frankreich?
Ach, mein Metier ist die Humanitäre
Hilfe, nicht die Politik, insofern will ich
mich eigentlich gar nicht so groß darü-
ber auslassen. Ich bin weder Italiener
noch Franzose, ich weiß nicht wirklich,
woher solches Verhalten kommt; ob das
Hass ist oder Angst,  ich weiß es nicht.
Aber eins weiß ich sicher: Menschlich-
keit darf sich nicht so verhalten! Kein
Mensch darf einen anderen, woher er
auch stammt, welcher Religion er auch
angehört und welche Hautfarbe er auch
hat, so behandeln! Und es gibt kein Ge-
setz, weder von Gott noch von Men-
schen gemacht, was erlauben kann, dass
Menschen so miteinander umgehen.
Ganz egal ob jemand in Schwierigkeiten
ist oder nicht. Die Erde ist für die Men-
schen da! Nirgendwo steht, dass sie nur
für die Schwarzen oder für die Europäer
oder nur für die Araber ist, jeder hat das
Recht sich frei zu bewegen, wohin er
will! 

Es gibt Menschen die nach Norden
reisen, um dort zu arbeiten, andere
wollen sich die Zeit vertreiben oder
wollen sich die Länder anschauen. Wieder
andere fliehen aus Angst vor dem Tod
und Krieg – alle Gründe sind legitim
um sich zu bewegen. Wann immer man
will und wohin man will! Das ist ein
menschliches Grundrecht was bedin-
gungslos respektiert werden muss. Und
es gilt, ganz egal wie mensch sich sonst
benimmt. Dies ist das einzige Gesetz,
was die Menschen regieren sollte! Und
ich sage bewusst nicht die Länder, weil
es sind wir, die Menschen, die die Grenzen
gemacht haben - wir Menschen, die Po-
litiker,  aber es ist doch einfach die Erde.
Im Laufe der Zeit haben sich zwar die
Abstände zwischen den Kontinenten
verändert, aber es ist die Erde geblieben.
Und es sind wir, die die Landkarten mit
den Grenzen zeichnen. Die Erde kennt
keine Grenzen. A

> MIchEl hAcKERT ist aktiv bei „Afrique

Europe Interact“. Er lebt in Berlin.
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Flucht vor Gaddafi
zU gAST BEI EINER lIBySCHEN fAmIlIE IN BEN gUERDANE
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Im südtunesischen Ben Guerdane woll-
ten wir uns mit einer aus Libyen geflo-
henen Familie treffen. Über Stunden
hinweg war unklar, ob das Treffen zu-
stande kommen würde oder nicht. Die
vorgeschlagenen Orte und die Bedin-
gungen wechselten halbstündlich. Zu-
nächst hieß es keine Fotos und
Filmaufnahmen, dann war unklar, ob
wir uns überhaupt sehen könnten und
schließlich waren wegen der Anwesen-
heit von Frauen mit Rücksicht auf die
Tradition nur weibliche Besucherinnen
erlaubt.

Diese Angst und Unsicherheit ist im-
mer noch deutlich zu spüren, als wir
uns schließlich doch in einer Wohnung,
nicht weit vom Marktplatz, auf dem
Teppich niederlassen. Eine Frau sitzt an
die Wand gelehnt, um sie herum spielen
zwei  Kleinkinder und ein Säugling schläft.
Die Stimmung ist angespannt, als Ibra-
him*, der Familienvater, uns erneut er-
klärt, dass die Gesichter der Familie nir-
gendwo abgebildet werden dürfen. Wenn
diese Photos nach Libyen kämen, würde
dies seine Familie dort und möglicher-
weise auch hier in Tunesien in Gefahr
bringen. Dann beginnt er seine Geschich-
te zu erzählen.

DIE FLUCHT 
Ibrahim ist Händler, der in Libyen meh-
rere Geschäfte besaß, und seine Frau
Hamida* unterrichtete an einer staatli-
chen Schule Arabisch. Sie kommen aus
einer Stadt im Westen Libyens, etwa 50
km von der tunesischen Grenze ent-
fernt, und gehören zur Volksgruppe der
Berber, die es in beiden Ländern gibt.
Der Familienvater ist seit drei Wochen

in Tunesien. Er hatte sich an Demons-
trationen gegen Gaddafi beteiligt, bis die
Situation immer unerträglicher wurde.
Pro-Gaddafi-Anhänger wurden auf die
Protestierenden angesetzt und schlugen
diese zusammen. Es wurde für ihn und
seine Familie unmöglich, ohne Angst
das Haus zu verlassen. Das Regime
führte eine Liste mit den Namen derje-
nigen, die bei Demonstrationen anwe-
send waren. Als dann begonnen wurde,
gezielt nach bestimmten Männern zu
fahnden, fällte Ibrahim seine Entschei-
dung. Der Vorwurf oppositioneller Tä-
tigkeit zwang ihn zur Flucht. Er fuhr
ohne seine Familie mit einem Boot los,
sein Pass war nicht mit an Bord. Diesen
Weg der Illegalität hatte er gewählt, um
den libyschen Milizen zu entgehen, die
in immer mehr Häuser eindrangen. Auf
dem Boot waren 17 Männer – davon
vier von ihnen Deserteure (des Militärs).
Sie hatten alle Angst vor dem Meer.
Ibrahim kannte niemanden in Tunesien,
als er in einem Hafen in der Nähe von
Choucha ankam.

Die Gruppe wurde in das Camp Chou-
cha gebracht, wo sie fünf oder sechs
Tage blieb und schließlich von dort aus
nach Ben Guerdane kam. Nach nur einem
Tag im Camp hatte er schon Kontakte
in die Stadt gehabt, erklärt Ibrahim. Ein
libysches Komitee gegen Gaddafi holt
libysche Flüchtlinge aus dem Camp und
unterstützt diese auch finanziell. Dieses
Komitee ist auch in 33 Städten in Libyen
aktiv - unabhängig davon, ob der Ort
momentan in den Händen Gaddafis oder
Rebellen ist. 

Ibrahim und die mit ihm gekommenen
Flüchtlinge wurden zunächst für eine

Nacht bei einer Familie untergebracht
und bekamen anschließend private Woh-
nungen vermittelt. 

Zehn Tage nach Ibrahims Ankunft in
Tunesien konnte seine Familie mit einem
Taxi inklusive der Pässe und anderer
Dokumente problemlos nachkommen.
Der Flüchtling Ibrahim spricht davon,
welche Gastfreundschaft, die sie in Tu-
nesien erleben. Die schöne Atmosphäre,
jeden Tag gebe es gemeinsames Essen
und Kaffeetrinken – diese Gemeinsam-
keiten, es sei fast wie in Libyen. Seine
Frau, die Kinder und er könnten sich
frei auf der Straße bewegen, einkaufen
gehen – eigentlich ein ganz normales
Leben führen. Sogar Verwandte aus Li-
byen waren schon zu Besuch da. 

Plötzlich wird Ibrahim wütend, als
ihm wieder einfällt, wie Gaddafi auch
bis nach Tunesien hinein versucht die
Atmosphäre zu vergiften, indem er Leute
anwirbt und dafür bezahlt, Oppositionelle
zu verfolgen. Er besinnt sich kurz und
fährt fort.

DIE SITUATION IN LIBYEN
Die Stimmung in Libyen ist gespannt,
auf den Straßen sind Militärfahrzeuge –
es gibt nur „dafür oder dagegen“.  „Es
wird von dir der permanente der Beweis
deiner Gaddafi-Treue gefordert, sonst
kannst du in diesem Land nicht überle-
ben“, erklärt Ibrahim. Auch die Frauen
sind am Kampf beteiligt – ohne dabei
die Tradition zu verletzen. Sie gehen
nicht auf die Straße und führen Krieg,
haben aber Waffen zu ihrer Verteidigung
zu Hause.

Die gesamte Bevölkerung des Ortes,
an dem diese Familie in Libyen lebte, ist
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gegen den Despoten. Dennoch hatten
sich viele aus Verzweiflung im Fernsehen
gezeigt und behauptet, sie seien auf der
Seite Gaddafis. Viele der BewohnerInnen
sind BerberInnen wie sie. Aufgrund des-
sen werden sie in Libyen besonders dis-
kriminiert. Sprachliche und kulturelle
Heterogenität widerspricht dem Gadda-
fi-Dogma. Ibrahim macht es an einem
Beispiel deutlich: „Wenn ein Polizist in
einen Laden kommt und zwei Menschen
unterhalten sich in einer anderen Sprache
als Arabisch, heißt es sofort, sie würden
schlecht über Gaddafi sprechen. Südlich
von Tripolis leben viele Berber – vielleicht
haben sie immer im Grenzgebiet gelebt,
weil sie wussten, dass es irgendwann
losgehen wird“, vermutet Ibrahim. Als
die Familie Libyen verließ, hinterließ sie
dort ein Haus mit all ihren Sachen. In-
zwischen sind sie sich sicher, dass es
von Gaddafi-Milizen geplündert und zer-
stört worden ist. 

Auf die Frage nach der sozialen und
ökonomischen Situation in Libyen be-
schreibt Ibrahim das absurde System
Gaddafis. Der libyschen Bevölkerung
wird Tag für Tag, Jahr für Jahr, gebets-
mühlenartig eingetrichtert, dass sie die

Krone der Schöpfung sei und alle Welt
auf sie schaue. Gleichzeitig wird ihr –
mit Ausnahme einiger Privilegierter, die
im Ausland studieren - Bildung völlig
vorenthalten. Die Mehrheit der Bevöl-
kerung hat nur die Grundschule besucht
und keinen Beruf gelernt. Denn Arbeiten
auszuführen sei in dieser Logik „den an-
deren“ zugeordnet. Die ca. 6 Millionen
LibyerInnen bräuchten nicht zu arbeiten,
da ja etwa 1,5-2 Millionen MigrantInnen
fast sämtliche Arbeit verrichten – sowohl
die schwere körperliche als auch die qua-
lifizierte.

PERSPEKTIVEN?
Für Ibrahim ist es nur entscheidend,
dass Gaddafi verschwindet. Wer dann
käme, sei erst einmal unwichtig. Es seien
diejenigen, die von Gaddafi wirtschaft-
lich profitieren, die ihn an der Macht
hielten. Diejenigen, die bei seinem Sturz
ihre Geschäfte verlieren würden. „Gad-
dafi ist ein Psychopath, der Lügen er-
zählt, aber nur bis hierher. Die
Menschen hören auf ihm zu glauben.
Vielleicht ist er am Ende auch gar kein
Libyer?“ Wenn nun die NATO kommt
und Bomben wirft, macht es die Lage

nicht einfacher. Gefragt nach Formen
des subtilen Widerstandes wie Witzen,
eater oder Literatur, brechen Ibrahim
und Hamida in heftiges Gelächter aus.
„Allein der Gedanke in deinem Kopf,
wäre schon zu viel!“

Über Hoffnungen und Zukunft zu
sprechen, ruft bei Ibrahim und Hamida
ein Zögern hervor. Ibrahim fasst es in
vorsichtige Worte: „Nun, wir sind gläubige
Menschen, und wir haben die Hoffnung,
dass Gaddafi gestürzt wird, inshalla.
Aber niemand weiß, wie lange das dauern
wird...“. Ihr Wunsch ist es, in einer De-
mokratie zu leben, wie in Europa, ja wie
in Deutschland. In einem Land, in dem
Menschenrechte zählen. Eigentlich wollen
sie nur zur Ruhe kommen und erzählen,
wie es vor dem Krieg war und dass sie
diesen Frieden wieder haben wollen.A

>  cONNI gUNssER ist im Flüchtlingsrat

Hamburg und im Netzwerk Afrique-

Europe-Interact aktiv. AlIcE ROMBAch

ist Soziologin und lebt in Leipzig

* Name geändert

BEN GUARDENE  IST EIN ZENTRUM DES ILLEGALEN GRENZHANDELS



„Wir haben hier jetzt 45° im Schatten,
die Hitze ist unbeschreiblich, dazu oft
Sandstürme.“ Emmanuell aus dem
Kongo, den wir im Mai in Choucha ken-
nengelernt hatten, klingt erschöpft, als
wir ihn Mitte August wieder einmal an-
rufen. Die Handyverbindung ist nicht
gut, aber wir können verstehen, was das
größte Problem bleibt: das schier hoff-
nungslose Warten im Nichts, das allen-
falls durch ein paar Gerüchte
aufgewirbelt wird. „Es heißt, Ende des
Monats könnten 200 Personen nach
Norwegen ausgeflogen werden. Aber
Konkretes erfahren wir nicht.“ 

Laut aktuellen Informationen des
UNHCR (Stand 9. August) befinden sich
noch 3200 Flüchtlinge im Wüstenlager
Choucha, weitere 600 Zusagen für Re-
settlement (Neuansiedlung/Übernahme)
gebe es momentan, davon 400 aus Nor-

wegen. Keine weiteren Zusagen aus der
EU, keine einzige Flüchtlingsaufnahme
aus Deutschland. „Wir müssen geduldig
sein und hoffen,“ tröstet sich Abubakar,
der als Vertriebener aus dem Bürger-
kriegsland Somalia zumindest eine kleine
Chance hat. Viele andere haben längst
aufgegeben, weil ihr Antrag auf einen
Flüchtlingsstatus vom UNHCR abgelehnt
wurde oder die Befragung erst für Ok-
tober terminiert wurde. Hunderte haben
das Lager in den letzten Wochen verlas-
sen, weitere planen es: zurück nach Li-
byen, mit der Absicht, einen Platz auf
einem der überfüllten Boote Richtung
Lampedusa zu ergattern. Das bleibt hoch-
riskant, aber in der anhaltenen Bürger-
kriegssituation zumindest relativ billig.

Der Appell „Voices from Choucha“, der
Ende Mai veröffentlicht und mittlerweile
von über 2000 Personen unterzeichnet

wurde (siehe folgende Seite), hat insofern
an Aktualität nichts verloren. Die sofortige
Aufnahme von Flüchtlingen aus Choucha
wäre dringend geboten, von der EU ist
aber offensichtlich nichts zu erwarten.
Im Gegenteil: das Sterbenlassen auf See
erscheint als kalkulierte Abschreckungs-
strategie des europäischen Grenzregimes,
Frontex wird mit noch mehr Geld und
erweiterten Zuständigkeiten hochgerüstet.
Bleibt zu hoffen und alles dafür zu tun,
dass mit den „Schiffen der Solidarität“
(siehe Seite 55/56) eine transnationale
praktische Initiative in Gang kommt, um
verstärkten öffentlichen Druck gegen die
unmenschliche EU-Migrationspolitik zu
entfachen.  A

> MIchEl hAcKERT ist aktiv bei „Afrique

Europe Interact“. hAgEN KOpp ist bei

„Welcome to Europe“ organisiert. 
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FLÜCHTLINGE HABEN SICH IN EINEM  ZELT, DAS DER UNHCR ALS DEPOT NUTZT, EINGERICHTET
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PROTEST IM LAGER

Das Flüchtlingslager Choucha wurde
als eines von vier Zeltcamps an der
Grenze zu Libyen am 21. Februar vom
UNHCR eröffnet. Ende Februar kamen
täglich bis zu 13.000 Menschen hier
an, im Choucha-Camp lebten damals
bis zu 20.000 Menschen, vorwiegend
aus Subsahara- und Ostafrika. Wir
waren Mitte Mai als Reisegruppe zu-
nächst nur drei Tage in dieser Region
und führten Interviews mit einigen der
dort feststeckenden Flüchtlinge und
MigrantInnen. Wir fragten nach ihren
Erfahrungen in Libyen und jetzt hier
im UNHCR-Camp, in dem sich im Mai
noch ca. 5000 Menschen befanden.
Dabei tauschten wir auch einige Tele-
fonnummern aus, um in Kontakt zu
bleiben. Als wir gerade wieder in Tunis
zurück waren, kam der erste Notanruf:
Feuer war ausgebrochen im Lager, vier
Menschen waren gestorben, die Stim-
mung war aufgebracht. Sofort fuhren
einzelne aus unserer Gruppe wieder
nach Choucha, führten erneut Inter-

views und dokumentierten die Pro-
teste, mit denen die Betroffenen auf
ihre verzweifelte Lage aufmerksam ma-
chen wollten und ihre Aufnahme in
Europa forderten. Dabei wurde auch
mehrfach die Verbindungsstraße zum
nahegelegenen Grenzübergang blo-
ckiert. Während wir versuchten, diesen
berechtigten Protesten eine erste Öf-
fentlichkeit in Deutschland und
Europa zu verschaffen, eskalierte die
Situation am nächsten Morgen, als
mehrere hundert Anwohner aus der
Nachbarstadt Ben Guerdane das Lager
angriffen. Anlass für diese pogromarti-
gen Übergriffe waren die Straßenblo-
ckaden, denn die gesamte Region lebt
überwiegend vom Verkauf importier-
ter Waren aus Libyen. Mitglieder unse-
rer Delegation standen während der
Ereignisse in Telefonkontakt mit Be-
wohnerInnen des Camps und führten
am folgenden Tag noch einmal über 60
Interviews. Aus diesen geht überein-
stimmend hervor, dass entgegen an-

ders lautender Berichte das Militär mit
Tränengas und Maschinengewehrsal-
ven auf die sich selbst verteidigenden
Flüchtlinge geschossen und damit die
Übergriffe mit anschließender Plünde-
rung und Inbrandsetzung des Zeltla-
gers unterstützt hat. Mindestens zwei
Menschen wurden zu Tode geprügelt,
viele Verletzte mussten in Kranken-
häuser transportiert werden, auch dort
konnten wir nochmals Interviews ma-
chen. 

Das Forum für ökonomische und
soziale Rechte in Tunis fordert eine
Untersuchung dieser Vorfälle.

In verschiedenen Videoclips und Fil-
men, in Pressemitteilungen und Be-
richten sind die Zustände in Choucha,
die Proteste der Flüchtlinge und Mi-
grantInnen sowie die pogromartigen
Übergriffe ausführlich dokumentiert.
Alle materialien bzw. links finden

sich auf der webseite von www.afri-

que-europe-interact.net im Blog zu

Tunesien. A

Mai 2011: Protest und pogromartige Übergriffe in Choucha

BLOCKADE DER DURCHGANGSSTRASSE

WÜSTENZELTLAGER CHOUCHA

INTERVIEWS MIT MIGRANTINNEN
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aufruf

Voices from Choucha: 
Fluchtwege öffnen, 
Flüchtlinge aufnehmen! 
ONlINE UNTERSCHREIBEN AUf www.mEDICO.DE/CHOUCHA-APPEll

"Wir wollen hier weg! Europa muss hel-
fen!“ Die Forderungen auf den Papp-
schildern der Flüchtlinge und
MigrantInnen an der tunesisch-liby-
schen Grenze sind eindeutig – und zwin-
gend: 5000 Menschen warten seit
Wochen und Monaten unter unerträgli-
chen Bedingungen in dem Lager des
UN-Flüchtlingskommissariats (UNHCR)
in Choucha. Sie alle konnten dem eska-
lierenden Bürgerkrieg in Libyen ent-
kommen. 

Viele waren dort als Arbeitsmigran-
tInnen beschäftigt, andere hatten Zu-
flucht vor den Kriegs- und Krisenzonen
im subsaharischen Afrika gesucht. Über-
lebende von gekenterten Flüchtlings-
booten begegnen in Choucha denjenigen,
die sich aus Verzweiflung und allen Ge-
fahren zum Trotz wieder Richtung liby-
scher Grenze auf den Weg machen, um
die gefährliche Überfahrt nach Europa
zu wagen. 

Als vier Flüchtlinge aus Eritrea am
21. Mai 2011 bei einem Feuer in der im-
provisierten Zeltstadt starben, kam es
zu spontanen Protesten und Straßen-
blockaden. Das tunesische Militär rea-
gierte mit Tränengas, Anwohner über-
fielen das Lager. Mindestens zwei Flücht-
linge wurden erschlagen, viele trugen
schwere Verletzungen davon. 

Die Flüchtlinge in Choucha hofften
und hoffen auf Hilfe und Unterstützung
durch den UNHCR, der in den letzten
Wochen u.a. die europäischen Staaten
mehrfach um die Aufnahme von zumin-
dest 6000 Flüchtlingen aus Libyen ge-
beten hatte. Vergeblich. Vielmehr wird
die europäische Grenzschutzagentur

Frontex verstärkt in Stellung gebracht
und die neuen demokratischen Regie-
rungen in Nordafrika werden mit Geld-
angeboten gelockt, damit sie auch in
Zukunft die Wachhunde vor Europas
Grenzen bleiben. 

Die Situation in Choucha muss im
Kontext der Vorverlagerung des euro-
päischen Grenzregimes nach Nordafrika
gesehen werden. In der Abwehr von
Flüchtlingen und MigrantInnen haben
die europäischen Staaten jahrelang
schamlos mit den Despoten des Maghreb
zusammengearbeitet, insbesondere mit
Ben Ali in Tunesien und Gaddafi in Li-
byen. Nun wird zwar der demokratische
Wandel begrüßt, aber all jenen die Hilfe
verweigert, die in den tunesischen Flücht-
lingslagern strandeten und für die es
kein Zurück mehr gibt.

Die Stimmen von Choucha stehen
für das verzweifelte Aufbegehren gegen
eine Politik der flagranten Menschen-
rechtsverletzungen, wie sie sich tagtäglich
an vielen Brennpunkten der europäischen
Außengrenzen abspielen. Ein Bruch mit
dieser Politik ist notwendig, um das
Sterben auf See und in der Wüste zu be-
enden. 

Die Demokratiebewegungen in Nord-
afrika bieten die Chance für einen Neu-
anfang. Statt tödlicher Ausgrenzung und
der Beschwörung grotesker Bedrohungs-
szenarien muss Offenheit und Solidarität
die Zukunft des mediterranen Raumes
prägen. Es braucht Brücken statt Mauern
für ein neues afrikanisch-europäisches
Verhältnis, damit Europa ein Raum wirk-
licher Freiheit, allgemeiner Sicherheit
und der gleichen Rechte für Alle wird.

D Die Aufnahme von Flüchtlingen
aus Choucha in Europa würde in
diesem Sinne ein erstes, nicht
nur symbolisches Zeichen set-
zen. Wir fordern daher die poli-
tisch Verantwortlichen auf
europäischer Ebene, in Bund,
Ländern und Gemeinden auf,

D Soforthilfmaßnahmen zur
Flüchtlingsaufnahme zu ergrei-
fen und die Flüchtlinge aus
Choucha und den anderen vorü-
bergehenden Flüchtlingslagern
in Europa aufzunehmen.

D Humanitäre Unterstützung
jener Subsahara-MigrantInnen
zu leisten, welche bereits aus Li-
byen bzw. Tunesien ausgeflogen
wurden. Z.B. sind allein in Mali
seit Beginn des Libyen-Kriegs
über 10.000 Flüchtlinge ange-
kommen.

D Die bisherige Abschottungspoli-
tik an den Außengrenzen zu-
gunsten einer humanen und
freizügigen Asyl- und Einwan-
derungspolitik aufzugeben, die
im Einklang mit den Rechten
von Flüchtlingen und Migran-
tInnen steht.

D Die demokratischen Aufbrüche
in Nordafrika ernsthaft zu un-
terstützen und sie als eine
Chance zu einer veränderten
Nachbarschaftspolitik zu be-
greifen.

> pRO AsYl, MEDIcO INTERNATIO-

NAl, BORDERlINE EUROpE, AfRIqUE-

EUROpE-INTERAcT, WElcOME TO

EUROpE, 31. MAI 2011
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Wir trafen Paul und seinen Freund Ma-
muda bei unserem ersten Besuch im
Flüchtlingslager Choucha an der tune-
sisch-libyschen Grenze am 18. Mai
2011. Beide kommen aus Ghana, hatten
aber schon vier bzw. sechs Jahre in Li-
byen gelebt. 

Sie arbeiteten dort bei einer Ölfirma,
Paul in einem Restaurant, zuletzt als
dessen Chef, Mamuda als Maurer. Ihr
Aufenthalt war legal und ihre Jobs waren
relativ gut bezahlt, so dass sie Geld an
ihre Familien in Ghana schicken konnten.
Paul konnte sogar seine Frau aus Ghana
nachholen, und sie wurde vor kurzem
schwanger.

Paul und seine Frau lebten in Tripolis
in einem überwiegend von Militärange-
hörigen bewohnten Stadtviertel, einer
sogenannten residence area. Die Probleme
begannen mit dem Krieg, als auch dieses

Viertel zunehmend von der NATO bom-
bardiert wurde. Paul wollte eigentlich
nicht weg aus Libyen, aber seine schwan-
gere Frau bekam Angst vor dem eskalie-
renden Krieg. So beschlossen sie, per
Boot nach Italien zu fahren. Sie starteten
Anfang Mai von Libyen aus mit vier Fi-
scherbooten. Pauls Frau war in einem
Boot, das früher losfuhr als das von Paul
und Mamuda. Sie schaffte es, nach Italien
zu gelangen und meldete sich von dort
bei Paul.

DER ERSTE VERSUCH, VON 
LIBYEN PER BOOT NACH 
EUROPA ZU KOMMEN...
Das Boot von Paul und Mamuda, das
mit ca. 570 Menschen verschiedener
Nationalitäten, darunter zwei schwan-
gere Frauen und zwei kleine Kinder, völ-
lig überladen war, hatte Probleme mit

dem Kompass, als sie sich Italien näher-
ten. Sie trafen auf ein großes, graues Mi-
litärschiff mit französischer und
italienischer Flagge. Um auf sich auf-
merksam zu machen, schrien und wink-
ten sie zuerst – vergeblich. Dann
rammten sie das Schiff, und aufgrund
der rauen See gingen vier Flüchtlinge
über Bord und ertranken. Jemand von
der Besatzung des grauen Schiffs – Män-
ner in Militäruniform – fragte, was ihr
Problem sei, worauf sie erklärten, dass
sie Probleme mit ihrem Kompass hät-
ten. 

Die Leute auf dem Kriegsschiff sagten,
sie könnten ihnen nicht helfen, aber Ita-
lien sei nicht weit, und sie sollten in die
ihnen gewiesene Richtung fahren. Aber
ohne funktionierenden Kompass konnte
das Fischerboot nicht nach Italien ge-
langen. Während sie weiter auf dem

flucht aus libYEn

Odyssee im Mittelmeer
TROTz EINES SCHIffBRUCHS VERSUCHTE EIN gHANAER ERNEUT, 
NACH ITAlIEN zU gElANgEN – mIT ERfOlg 

PER BOOT RICHTUNG ITALIEN
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Meer herumirrten, trafen sie auf einen
Öltanker, baten dort um Hilfe und gaben
der Besatzung ihren Kompass, um ihn
richtig einzustellen. Auch die Besatzung
dieses Schiffs half den Flüchtlingen nicht,
sondern sagte ihnen, sie sollten nach
Tunesien zurückkehren. 

Schließlich wurden sie von der tune-
sischen Küstenwache gerettet und ins
Lager Choucha gebracht, wo sie ein paar
Tage vor unserem Besuch ankamen. Sie
wurden interviewt, vermutlich von Mit-
arbeiterInnen des UNHCR- und/oder
des Roten Halbmonds, und die tunesische
Armee sagte ihnen angeblich, dass die
französische Regierung sie nach Frank-
reich oder Italien bringen werde, was
aber nicht geschah. Stattdessen hieß es
irgendwann, dass sie in ihre Herkunfts-
länder abgeschoben würden.

… ENDETE IM LAGER CHOUCHA
Bei der Ankunft im Lager Choucha wird
allen Flüchtlingen von der tunesischen
Armee oder der IOM (International Or-
ganisation for Migration) der Pass abge-
nommen. Anfangs geschah das mit der
Begründung, dass die IOM die Rückfüh-
rungen in ihre Herkunftsländer organi-
sieren müsse und die Pässe dafür
brauche. Bei den meisten Flüchtlingen,
die im Mai noch im Camp waren, ging es
aber gar nicht darum, denn ein großer

Teil von ihnen kann wegen (Bürger-)
Krieg, politischer Verfolgung oder aus
anderen Gründen gar nicht zurück in ihr
Herkunftsland. Selbst der UNHCR-Ver-
treter vor Ort gab zu, dass das Einbehal-
ten der Pässe vor allem dazu dient, die
Bewegungsfreiheit der Flüchtlinge ein-
zuschränken, d.h. zu verhindern, dass
sie weiter ins Landesinnere Tunesiens
einreisen oder auf eigene Faust versu-
chen, nach Europa zu gelangen. Es
wurde aber behauptet, dass diejenigen,
die nicht den Schutz des UNHCR in An-
spruch nehmen wollten, ihren Pass zu-
rück bekommen und sich aus dem Lager
entfernen könnten. Paul und Mamuda
versuchten das bei verschiedenen Stel-
len – ohne Erfolg. 

ZURÜCK NACH LIBYEN
Wir brachten die Paul und Mamuda auf
ihren Wunsch an die libysche Grenze, da
sie es im Lager unerträglich fanden und
lieber in Libyen oder auf dem Meer ster-
ben wollten als im Lager dahin zu vege-
tieren oder abgeschoben zu werden.
Aber beim ersten Versuch wurden sie
ohne Pass von den libyschen Grenz-
wächtern wieder zurück ins Lager Chou-
cha geschickt. Beim zweiten Versuch
schafften sie es dann auf andere Weise,
wieder nach Libyen einzureisen und
wollten dort eventuell noch einmal ver-

suchen, per Boot nach Italien zu gelan-
gen. Paul versprach mir, mich anzuru-
fen, wenn er in Italien sei.

Etwa eine Woche später erreichte ich
Paul noch telefonisch in Libyen. Dort es-
kalierte der Krieg immer mehr, und Paul
sah keinen anderen Weg als dies Land
auf dem Seeweg Richtung Europa zu ver-
lassen. Dann hörte ich lange Zeit gar
nichts von Paul und fürchtete schon, er
sei unter Bomben oder auf dem Meer ge-
storben. Aber am 15. Juni 2011 erhielt
ich einen Anruf von Paul – aus Bari in Ita-
lien! Er berichtete mir – zuerst per Handy,
dann per e-mail, wozu er ohne Pass in
Italien in Internet-Cafés keinen Zugang
bekommt, so dass es nur über Leute mit
Papieren möglich ist -, dass er in Tripolis
einen Freund traf, der ihm eine zweite
Bootsreise finanzierte, denn er selbst hatte
kein Geld mehr. Mit Leuten, die schon
ein eigenes Boot gefunden hatten, verließ
er am 26. Mai 2011 Libyen und sie er-
reichten am 28. Mai Lampedusa.

DER ZWEITE VERSUCH
Von seiner Bootsreise nach Italien hat
Paul Fotos und Videos aufgenommen.
Sie waren 347 Menschen an Bord des
kleinen Schiffes. Am ersten Abend tra-
fen sie in tunesischen Gewässern ein Fi-
scherboot und baten die Besatzung,
ihren Kompass richtig einzustellen, aber
das wurde ihnen verweigert. Bis zum
nächsten Morgen irrten sie auf dem
Mittelmeer herum. „Mit der Hilfe Got-
tes trafen wir einen Delphin, der uns in
zwei Stunden in italienische Gewässer
führte“, schreibt Paul in seiner mail.
Dann fuhren sie noch fünf Stunden al-
lein weiter, bis sie einen Fischer trafen
und ihn fragten, wo sie seien, denn sie
hatten Probleme in ihrem Boot: Der
Treibstoff ging zu Ende, und die Kurbel-
welle war gebrochen. Der Fischer sagte,
sie seien in italienischen Küstengewäs-
sern und es sei 18 Uhr abends, sie soll-
ten warten, da das Boot nicht mehr
fahrtüchtig sei. Er rief die Seenotrettung
in Italien an, und eine Rettungsmann-
schaft kam innerhalb von zwei Stunden
von Lampedusa, nahm die boat people
mit auf diese Insel und brachte sie dort
in das Lager für „illegale Migranten“, wie
Paul schreibt. 

AUF DEM MITTELMEER
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BOOT MIT 347 MENSCHEN

IN ITALIEN – ABER WIE WEITER?
Am 31. Mai wurde Paul von dort zusam-
men mit anderen Flüchtlingen nach Ta-
ranto /Manduria gebracht, wo er fast drei
Wochen in einem Lager verbrachte. Von
dort wurden sie am 13. Juni 2011 nach
Bari/Apulien verlegt, wo Paul und andere
Flüchtlinge jetzt in einem (wohl ziemlich
heruntergekommenen) Hotel wohnen.
Seine Frau konnte er bisher nicht ausfin-
dig machen, und Rechtsanwältinnen,
deren Telefonnummern ich ihm schickte,
konnte er noch nicht erreichen oder tref-

fen. Es sei nicht klar, wie es mit seinem
Aufenthalt weitergehe und er suche drin-
gend Unterstützung. Vermutlich ist er
einer von Tausenden, die in Italien ange-
kommen sind und denen die Abschie-
bung droht. Dass er eine schwangere Frau
in Italien hat, dass er seit Jahren in Li-
byen und nicht mehr in seinem Her-
kunftsland lebte, welche Odyssee und
was für Strapazen er hinter sich hat – all
das interessiert die europäischen Behör-
den nicht. Aber vielleicht ein paar Men-
schen, die seine Geschichte lesen?

P.S.: Pauls Geschichte bis zur Ankunft
im Lager Choucha haben wir auch mit
der Kamera aufgenommen. Das Video
ist unter http://vimeo.com/25494317
und auf www.proasyl.de anzusehen.A

>  cONNI gUNssER ist im Flüchtlingsrat

Hamburg und im Netzwerk Afrique-

Europe-Interact aktiv. 



Biblischer Exodus, das waren die Worte
des italienischen Innenministers Ma-
roni, als im Februar 2011 die ersten
5000 Flüchtlinge aus Tunesien auf Lam-
pedusa ankamen. Im Juli sind es gerade
einmal um die 50.000 Flüchtlinge, die
das Eiland erreicht haben, mehr als die
Hälfte von ihnen sind Migranten und
Flüchtlinge, die Libyen aufgrund des
Krieges, an dem sich Italien beteiligt,
verlassen mussten. Doch die Ankunft
der Tunesier gab Gelegenheit, erneut
mit einer Notstandsgesetzgebung zu
reagieren: Ein Erlass folgte dem nächs-
ten, um die „emergenza“, den Notstand,
zu begründen und damit Tür und Tor
für Rechtsbrüche zu öffnen. Der Not-
stand erlaubt es, europäische Richtli-
nien auszusetzen (z.B. die
Rückführungsrichtlinie, die eine grund-
sätzliche Verhaftung und kollektive Ab-
schiebung erst einmal nicht zulässt), der
Zugang zu allen Flüchtlingseinrichtun-
gen wird am 1. April für die Presse und
Organisationen, die nicht explizit im Er-
lass benannt sind, verboten. Ein Dekret
aus dem Monat April 2011 besagt, es
herrsche Notstand in Nordafrika (!) –
Italien erlaubt sich, zu bestimmen, wo
es welche Krisen auf der Welt gibt. 

DER GESCHÜRTE NOTSTAND
Im März und April 2011 verfolgte die
Regierung die Strategie, den Notstand
künstlich zu schüren, um Unterstützung
aus der Europäischen Union zu erhalten.
Alle ankommenden Tunesier wurden
auf Lampedusa festgehalten und somit
ein Notstand auf der Insel provoziert:
6000 Flüchtlinge ohne Unterkunft und
Versorgung, nicht einmal 6000 Einwoh-

nerInnen auf einer Insel, auf die alle Le-
bensmittel und Wasser gebracht werden
müssen. Doch die EU ließ sich nicht er-
pressen.  Italiens Regierung änderte ihre
Strategie. Anfang April wurde in einem
weiteren Ministerialerlass festgelegt:
Wer bis zum 5. April eingereist ist, kann
Aufenthaltspapiere für 6 Monate bean-
tragen, diese sind in ganz Europa gültig.
Ein Aufschrei geht durch die Länder.
Frankreich macht seine Grenzen fak-
tisch dicht, denn dahin möchten viele
der oftmals frankophonen Tunesier wei-
terreisen. Absurde Situationen entste-
hen. 

PAPIERE UND ABSCHIEBUNGEN
Tunesier werden mit dem „permesso“
für 6 Monate aus den blitzartig entstan-
denen Auffanglagern entlassen, in die
man sie letztendlich geschafft hatte,
doch niemand fühlt sich verantwortlich
für ihre Weiterreise. Einerseits will die
italienische Regierung die Migranten
loswerden, doch dann lässt man sie
keine Züge besteigen. Die Situation es-
kaliert an den sizilianischen Bahnhöfen,
wo sich immer mehr Tunesier einfinden,
die ohne Geld keine Chance auf Weiter-
reise haben. Die Kommunen sorgen
nicht für Unterkünfte, tagelang campie-
ren die Migranten in Wartesälen und auf
den Bahnsteigen. Für jede einzelne
Gruppe muss die Weiterfahrt von
Flüchtlingsorganisationen und Aktivis-
tInnen vor Ort erkämpft werden. Meist
erhalten sie dann nur Tickets bis Rom,
wo der Kampf erneut losgeht. 

Am 30. April treffen wir Mohamed,
einen jungen Tunesier, der eigentlich in
Italien bleiben wollte. Nach mehreren

Tagen auf dem Bahnhof von Trapani,
Sizilien, glückt es endlich, Tickets gen
Norden zu besorgen. Mohamed fährt
nach Modena in Mittelitalien. Doch er
begreift, dass er hier wenig Chancen
hat, also schließt er sich einer Gruppe
von Tunesiern an, die nach Nizza fahren
wollen. An der Grenze kontrolliert man
sie nicht, erst in Nizza werden sie aus
dem Zug geholt und für drei Tage auf
eine Polizeistation verbracht. Dann ge-
leitet die französische Polizei sie zurück
an die italienische Grenze. Italienische
Kollegen übernehmen und bringen die
Gruppe nach Rom. Auf dem Flughafen
lässt man die inzwischen völlig einge-
schüchterte Gruppe Papiere unterzeich-
nen, die sie nicht verstehen, drückt ihnen
200 Euro in die Hand und setzt sie in
ein Flugzeug nach Tunis. 

Als wir Mohamed in Tunesien wieder
treffen, kann er sich immer noch nicht
erklären, was da vor sich ging. Wir haben
inzwischen begriffen: Man hat die Gruppe
die freiwillige Ausreise unterzeichnen
lassen, als Beweis dafür gab es 200 Euro,
niemand kann sich im Nachhinein be-
schweren. Doch Mohamed hatte einen
„permesso“, er wollte nicht zurück. Nun
denkt er daran, wieder ein Boot zu be-
steigen und es erneut zu versuchen.
Doch das ist gefährlich.

KEINE ERLAUBNISSE MEHR
Inzwischen gibt es keine Aufenthaltser-
laubnisse mehr. Die neue Regierungs-
strategie ist, tunesische Flüchtlinge zu
isolieren und möglichst lange auf Lam-
pedusa festzuhalten, bis man sie in Ab-
schiebungshaft verlegen oder aber
direkt abschieben kann. Der tunesische
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Konsul in Palermo bestätigt fast jeden,
und so fliegen sie, oftmals nach wochen-
langer illegaler Haft auf Lampedusa oder
in einer Haftanstalt,  zurück nach Tunis.
Die Haftzeiten auf Lampedusa werden
nicht von einem Richter bestätigt – das
Auffanglager auf Lampedusa ist recht-
lich auch gar keine Abschiebungshaftan-
stalt – das Festhalten der tunesischen
Migranten, und mit ihnen aller maghre-
binischer Migranten, ist rechtswidrig.
Was also bleibt? Die meisten tunesi-
schen Flüchtlinge stellen inzwischen
einen Asylantrag. Oder äußern zumin-
dest den Wunsch, dies tun zu wollen.
UNHCR und ARCI (eine Organisation,
die Zugang zum Lager hat) setzen sie
auf Listen und übergeben diese der Aus-
länderbehörde. Diese jedoch stellt als
erstes eine Zurückschiebungsverfügung
aus, damit werden auch potentielle Asyl-
suchende in Abschiebungshaft über-
führt. Als es Anfang Juli zu einem
Haftprüfungstermin in der neuen Not-
standsabschiebungshaftanstalt Chinisia
auf Sizilien kommt, heißt es lapidar, der
UNHCR könne die Listen der potentiel-
len Antragsteller nicht an den Richter
faxen. Sie sollten einen neuen Antrag
stellen – und damit weiterhin in Haft

verbleiben. 

ITALIEN ALS MODELLPROJEKT
Auch die Flüchtlinge, die sich aus Libyen
auf den Weg nach Italien machen, haben
derzeit massive Probleme, ihre Rechte
durchzusetzen. Viele von ihnen werden
auf Sizilien in das neu eröffnete Großla-
ger Mineo gesperrt, 2000 Plätze, mitten
in der Landschaft, Busfahrten in die
nächste, 10 Kilometer entfernte Stadt
kosten Geld. Die Asylkommission tagt
so selten, dass es Jahre dauern wird, bis
die Anträge behandelt werden. Beson-
ders schlimm ist die Situation für die
Flüchtlinge, die aus anderen Zentren
Italiens in dieses neue „Modellprojekt
Europa“, wie es der damals zuständige
Migrationskommissar bei der Eröffnung
nannte, verlegt werden. So hatten sie
z.B. schon ein Jahr auf ihren Bescheid in
einem anderen Zentrum gewartet, nun
geht in Mineo alles von vorne los. Die
Wut, aber auch die Depressionen stei-
gen. Es gab mehrere Selbstmordversu-
che. Straßenblockaden, Feuer und
andere Formen der Proteste nehmen zu.

Besonders schlimm trifft diese ganze
chaotische Neuregelung die unbegleiteten
Minderjährigen. Wochenlang werden

auch sie auf Lampedusa festgehalten,
da es angeblich keine Einrichtungen für
sie gibt. So ist der Zivilschutz, der das
Migrationsmanagement in ganz Italien
übernommen hat, auf alle möglichen
Unterstützergruppen zugegangen: „Wollt
ihr nicht ein paar aufnehmen? Es gibt
auch gutes Geld.“ Ein neuer Erlass auch
hier, und der besagt, dass man mit einem
unbegleiteten minderjährigen Flüchtling
80 Euro am Tag verdienen kann. Gutes,
schnelles Geld, keine Transparenz, keine
Überwachung. Was derzeit in Italien
passiert, kann nur als absolute Rechtlo-
sigkeit bezeichnet werden. Könnte man
den Flüchtlingen einen besseren euro-
päischen Staat empfehlen, der sie auf-
nähme, man täte gut daran. A

>  jUDITh glEITzE ist Mitarbeiterin von

Borderline Europe auf Sizilien. Borderline

hat vom 11. bis 25. Juni eine weitere Reise

nachTunesien unternommen und dazu den

Bericht "Flüchtlinge, Fischer,Abgeschobe-

ne – eine Recherchefahrt durch Tunesien in

Zeiten des libyschen Krieges" veröffent-

licht. Er ist unter folgendem Link zu finden.

http://www.borderline-europe.de/downlo-

ads/2011_07_Fluechtlinge_Fischer_Abge-

schobene.pdf
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Seit Februar 2011 sind zwischen 25.000
und 35.000 tunesische Staatsbürger
über das Mittelmeer nach Italien ge-
kommen. Die Umbrüche in Nordafrika
lösten Migrationsbewegungen aus, die
zum Teil mit den politischen Umwälzun-
gen zusammenhängen, aber vor allem,
weil der erhebliche polizeiliche Verfol-
gungsdruck, der zuvor auf „illegalen
Auswanderungskandidaten“ lastete –
der Versuch zu außergesetzlicher Migra-
tion oder sogar die Diskussion darüber
konnte unter Ben ’Ali im Gefängnis
enden - nach der Revolution zeitweilig
nachgelassen hatte. Viele junge Tunesier
in den Küstenstädten wie Zarzis, die bis
dahin die ablegbereiten Boote ständig
aus der Nähe beobachten, aber von
einem Abstecher auf die Nordseite des
Mittelmeers höchstens träumen konn-
ten, nutzten die Gelegenheit. Bevor sich
das (nur kurze Zeit geöffnete) Zeitfens-
ter nach wenigen Wochen wieder
schloss, wagten sie den Versuch  einer
Überfahrt. 

Anfang April 2011 hatte die Berlus-
coni-Regierung in Italien alle Tunesier,
die vor dem Stichdatum 05. April einge-
reist waren, mit sechs Monate gültigen,
befristeten Aufenthaltstiteln ausgestattet.
Hintergedanke dabei war, einerseits
schnell zu einer Vereinbarung mit der
tunesischen Übergangsregierung über
eine zukünftige Migrationskontrolle zu
kommen, andererseits aber das ver-
meintliche „Problem“ innerhalb der EU
an Nachbarländer weiterzureichen. 

Insgesamt 3.500 der neuzuwandern-
den Tunesier sollen in den darauf fol-
genden Tagen und Wochen von Italien
aus nach Frankreich gelangt sein. Von

Anfang an wurden diese Migrationsbe-
wegungen in der französischen Debatte
als immense Bedrohung beschworen.
Die konservative Tageszeitung Le Figaro
sprach von einem raz-de-marée (einer
Flutwelle oder Sturmflut), und die rechts-
extreme Politikerin Marine Le Pen - seit
Januar 2011 Parteichefin des Front Na-
tional, als Nachfolgerin ihres Vaters Jean-
Marie Le Pen - beschwor eine „Invasion“.
Am 25. Februar des Jahres forderte sie
wörtlich, die französische und italienische
Marine sollten die Boote der Migranten
„in internationale Gewässer zurückschi-
cken“. Dies bedeutete nicht anders als
die Forderung, die Menschen auf den
Flüchtlingsschiffen ertrinken zu lassen.
Später, und infolge der durch ihre Sprüche
hervorgerufenen Reaktionen, versuchte
Le Pen diesen Eindruck von Brutalität
zu korrigieren: Ihre Forderung sei mit-
nichten „inhuman“, vielmehr fordere sie,
die Marine der europäischen Mittelmeer-
länder solle die Migrantenboote in Emp-
fang nehmen und bis an die Küsten
Nordafrikas „zurück begleiten“. Als Echo
auf Marine Le Pen forderte eine Abge-
ordnete der konservativen Regierungs-
partei UMP, Chantal Brunel, kurz darauf
wörtlich: „Auf ihre Boote setzen und zu-
rückschicken!“ Premierminister François
Fillon distanzierte sich jedoch angesichts
wachsender Proteste von ihren „unglück-
lichen“ Äußerungen.

Trotz allem gelang es einer kleineren
Anzahl von über Lampedusa auf den eu-
ropäischen Kontinent eingereisten tu-
nesischen Migranten, nach Frankreich
und bis in dessen Hauptstadt zu gelangen.
In Paris versammelten sich ab Ende April
zwischen 200 und 500 tunesische Neu-

zuwanderer im Parc de la Villette, dem
futuristisch gestalteten Ausflug- und
Ausstellungspark im Pariser Nordosten.
Viele von ihnen schliefen dort unter
freiem Himmel, oder wachten, weil sie
aus Angst vor der Polizei nicht schlafen
konnten und froren. Spontan organisierte
sich die Solidarität, von manchen An-
wohnern, auch von vielen tunesischen
Einwandererfamilien aus den an den
Park angrenzenden Städten Paris und
Pantin. Die Wohltätigkeitsvereinigung
„Eine Chorba für alle“ - Chorba ist ein
nordafrikanisches Suppengericht – brach-
te Essen vorbei, tunesische Familien ver-
anstalteten am letzten Aprilwochenende
einen Riesen-Couscous. 

Doch die Situation der Migranten
blieb sehr prekär. An einem der letzten
Abende verhaftete die Polizei während
der Armenspeisung durch „Eine Chorba
für alle“ 80 von ihnen auf einen Fleck.
Gnädigerweise ließen die Beamten, nach-
dem sie gezielt während der Essensaus-
gabe aufgetaucht waren, die Leute ihren
Teller noch auslöffeln, wie in den Medien
extra betont wurde. Die Haftprüfungs-
richter, denen die Tunesier an den fol-
genden Tagen vorgeführt wurden, um
ihre Überstellung in Abschiebehaft zu
prüfen, fanden die Bedingungen der
Massenfestnahme allerdings sehr wenig
grundrechtskonform. Sie sorgten dafür,
dass alle festgenommenen Tunesier wie-
der freigelassen wurden

Unterdessen spielten Frankreich, Bel-
gien und Italien miteinander „Ping-pong“
mit den Migranten, wie diese es aus-
drücken, hinzufügend, dass sie genug
davon hätten, „als Spielball zwischen
den Staaten zu dienen“. Am 12. Mai
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2011 einigten die Regierungen sich auf
EU-Ebene darüber, die Wiedereinführung
von nationalen Grenzkontrollen an den
Binnengrenzen des Schengen-Raums zu
„erleichtern“. Der „Kompromiss“ vom
12. Mai sieht nun vor, „im Falle massiver
Migrationsströme“ die Wiedereinführung
nationaler Grenzkontrollen hinzuneh-
men, die ansonsten die Ausnahme bleiben
sollen. 

Tunesier wurden im Laufe des Mai
2011 von der belgischen Grenze nach
Paris oder Marseille zurückgeschickt.
Frankreich hat seinerseits mehrere Hun-
dert der Migranten nach Italien zurück-
geschickt, was allerdings innerhalb von
48 Stunden durch die dortigen Behörden
akzeptiert werden muss. Ansonsten hat
der französische Staat die Position an-
genommen, dass den Leuten schlicht
keinerlei Hilfe zu gewähren sei, egal ob
sie auf der Straße schlafen oder an
Hunger leiden, und nicht einmal Not-
aufnahmen für Obdachlose ihnen helfen
dürfen. Auf diese Weise würden sie sich
schon fortekeln lassen, so denkt man
offenkundig. Dies ist mindestens insofern
absolut illegal, als sich auch einzelne
Minderjährige unter den neu eingereisten
Tunesiern befinden, die nach interna-
tionalen Regeln besonderen Schutz ge-
nießen müssten. Kritiker wie etwa die
derzeit aktiv gewordenen Antirassismus-

gruppen meinen, die rechte Regierung
fürchte sich offenkundig vor allem davor,
dass die Tunesier einen „revolutionären
Virus“ mitbringen, und dass andere Leute
sich an ihnen „anstecken“ könnten. Durch
den harten staatlichen „Empfang“ hatte
sich jedoch gleichzeitig eine kleine Soli-
daritätsbewegung rund um die Tunesier
gebildet. 

Mehrere hundert junge Tunesier nah-
men, gekennzeichnet durch Fahnen ihres
Landes, in einem eigenen Block zwischen
internationalistischen und antirassisti-
schen Gruppen an der diesjährigen 1.
Mai-Demonstrationen in Paris teil. Am
Abend des 1. Mai besetzten sie dann,
unterstützt durch Autonome und Anti-
rassisten, ein leer stehendes öffentliches
Gebäude an der Avenue Simon Bolivar
im 19. Pariser Bezirk. Es wurde jedoch
drei Tage später unter Anwendung von
erheblicher polizeilicher Brutalität ge-
räumt. Das letzte unter den weiteren,
durch Tunesier besetzte städtische Ge-
bäude in Paris – eine Turnhalle in der
Rue de la fontaine du roi im 11. Bezirk –
wurde am 06. Juli durch die Polizei ge-
räumt und die Räumlichkeiten wurden
verschlossen. Im Laufe des Monats wurde
tunesisch-französischen Bürgerrechts-
gruppen jedoch durch das Pariser Rathaus
ein Büro für ihre Beratungstätigkeit
unter den tunesischen Neuzuwanderern

zur Verfügung gestellt. Das „rot-grün“
geführte Pariser Rathaus verfolgt eine
etwas ambivalentere Politik als die fran-
zösische Zentralregierung und stellte
den tunesischen Migranten einerseits
Sachmittel zur Verfügung. Andererseits
jedoch beharrte sie stets darauf, eine
enge Kontrolle über ihr Kollektiv zu be-
halten und bot etwa nur auf jeweils 24
Stunden befristete Übernachtungsplätze
in Notunterkünften ein, aber keinen
möglicherweise „selbstverwalteten“
Wohnraum.

„In Zukunft werde ich die Europäer
und Westler, die als Touristen zu uns
kommen und bislang immer willkommen
waren, mit anderen Augen sehen“, ver-
traute ein junger Tunesier dem Verfasser
dieser Zeilen an. Minuten, bevor am 04.
Mai das damals von Migranten und Un-
terstützer/inne/n besetzte Gebäude in
Paris geräumt wurde und uns beiden
Plastikfesseln angelegt wurden. Einer
von uns beiden kam für drei Stunden in
Polizeigewahrsam zwecks Personalien-
feststellung, der andere mutmaßlich in
Abschiebehaft.

„DER HAT EINFACH MEINEN 
AUSWEIS ZERISSEN... “–
AHMED AUS ZARZIS
Marseille im April 2011. Während noch
im Januar Tausende in Solidarität mit
den Aufständen in Tunesien auf den
Strassen waren, hielt sich die Begeiste-
rung über die Ankunft einiger hundert
TunesierInnen drei Monate später in
Grenzen. Auf der Porte d' Aix, einem
Platz nahe des Bahnhofs, mehrte sich ab
Mitte April die Zahl campierender jun-
ger Männer, die meisten ausgerüstet mit
einem italienischen Schengen-Visum
und jeder Menge Hoffnung, in Frank-
reich Arbeit zu finden. Es waren diejeni-
gen, die nicht bei Verwandten oder
Freunden untergekommen waren.

Einige Assoziationen versorgten sie
mit dem Notwendigsten, vereinzelte An-
wohnerInnen boten Schlafplätze an oder
die Möglichkeit sich zu waschen. Die
Menschenrechtsliga und eine neu ge-
gründete tunesische Vereinigung ver-
handelten mit der Stadt über Übernach-
tungsmöglichkeiten. Patrique Menucci
(PS), Bürgermeiser des Innenstadt-Be-
zirkes, forderte auf einer PressekonferenzTUNESIER-DEMO IN FRANKREICH. FOTO: ANTOINE WALTER
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den Präfekten auf, nachts die Turnhalle
einer nahe gelegenen Schule zur Verfü-
gung zu stellen. Während die Verhand-
lungen darüber noch liefen, begann die
Polizei mit einer Menschenjagd.  Plätze
wurden umstellt und die anwesenden
TunesierInnen zur Personalienfeststel-
lung festgenommen, die meisten inhaf-
tiert. „Wir müssen verhindern, dass Mar-
seille ein bevorzugter Anlaufpunkt für
Tunesier wird. Deshalb haben wir die
Polizeipräsenz vor Ort verstärkt.“ wusste
der für Chancengleichheit zuständige
Delegierte Raphael Le Mehaute die Aktion
zu begründen. Die vorgezeigten Schen-
gen-Visa galten nichts, manche wurden
von Polizisten noch vor Ort zerissen. 

Nachdem  AnwältInnen zunächst über
gefundene Verfahrensfehler die Freilas-
sung der Inhaftierten erzwingen konnten,
wurden viele der Nachfolgenden gar
nicht mehr dem Richter vorgeführt, son-
dern direkt am Morgen nach der Fest-
nahme ohne Anhörung an die italienische
Grenze zurück gebracht.

Auf einer eilig einberufenen Solida-
ritätsversammlung fanden sich mehr als
60 Menschen aus einem beeindruckend

breiten Spektrum zusammen. Wie sich
herausstellte, leider zu breit, um arbeits-
fähig zu werden. Außer einigen kleinen
Solidaritätskundgebungen wurde nicht
viel auf die Beine gestellt. 

In spontaner Solidarität hatten am
Tag der Razzien die BesetzerInnen eines
schon vor der Räumung stehenden be-
setzten Hauses entschieden, ihre Tore
zu öffnen und eine Notunterkunft ein-
zurichten. Matrazen und Nahrungsmittel
wurden organisiert, gemeinsam gekocht,
abends im Hof Filme gezeigt und viel
diskutiert. Dabei fiel die Verständigung
nicht leicht. Es gab kaum eine gemein-
same Sprache. Handy-Videos von den
Demonstrationen in Tunesien konnte
für Momente eine Brücke schlagen. Aber
nicht nur die Sprache war das Problem.
Viele der Neuangekommenen waren zum
ersten Mal weg von zu Hause, die we-
nigsten waren vorher politisch organi-
siert; anarchistische Selbstorganisation
und Plenumskultur war für die meisten
fremd und zweitrangig.

„Ich bin nicht hier um tagelang zu
diskutieren – ich will eine Arbeit finden!“
sagte Nasser am Rande einer Versamm-

lung. Vier Wochen dauerte das Projekt,
dann wurde in einem zweiten Anlauf
versucht, mit einer kleineren Gruppe
gemeinsam ein neues Haus zu besetzen.
Die UnterstützerInnen–Kerngruppe hatte
sich sehr verkleinert, alle Beteiligten wa-
ren erschöpft. Aber auch dieser Versuch
scheiterte. Diesmal daran, dass zu viele
mitkamen und es nicht möglich schien,
Menschen vor die Tür zu setzen.

Einige Tage später wurde das erste
Haus von der Polizei geräumt, die noch
darin Verbliebenen festgenommen. Das
Zweite wurde noch eine Weile lang –
verdeckt - von Tunesiern bewohnt. Heute,
zwei Monate später, gibt es in der Stadt
mehrere kleine, versteckte, besetzte Häu-
ser in schlechtem Zustand, in denen sich
Tunesier aufhalten. Viele sind weiter ge-
reist, andere wieder zurück. Wer „frei-
willig“ ging, dem wurde ein Ticket und
300€ mit auf den Weg gegeben. A

> MIchEl hAcKERT ist aktiv bei „Afrique

Europe Interact“. BERNARD schMID ist

Jurist bei einer antirassistischen NGO in

Paris, freier Journalist und Autor.

NORDAFRIKA-DEMO IN FRANKREICH. FOTO: ANTOINE WALTER
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Die Funken, die von den arabischen
Ländern herüber wehen, wollen in der
BRD nicht recht zünden. Und die Bewe-
gungen, die – inspiriert von den arabi-
schen Aufständen – in Spanien,
Griechenland und Israel entstehen,
scheinen so weit weg zu sein, als fänden
sie auf einem anderen Planeten statt.

Was bedeutet das für uns, die wir
Feuer gefangen haben, einen historischen
Umbruch zu erkennen glauben, von dem
wir seit Jahren nicht mal mehr zu träu-
men wagten?

In Göttingen haben wir im Februar
2011 das „Soliplenum Revolten“ gegrün-
det, eine offene Diskussions- und Akti-
onsgruppe, die bislang überschaubar
klein geblieben ist. Wir haben - meist
gut besuchte – Veranstaltungen organi-
siert, einen Aktionstag auf dem Markt-
platz initiiert, und einige von uns sind
im Mai nach Tunesien gereist. Wir haben
dort Kontakte geknüpft und das für
Ende September geplante Transnationale
Treffen mit vorbereitet. Und wir haben
diskutiert: Wie können wir uns hier auf
die „Arabellion“ beziehen? Was bedeutet
Internationale Solidarität in diesem neu-
en Kontext? Dazu einige Anmerkungen:

1. Als Erstes kommt es darauf an zu
lernen. Auch für uns kamen die Revol-
ten überraschend. Wer hätte schon ge-
dacht, dass sich ein zunächst kleiner
Aufstand in der Peripherie der Periphe-
rie, in Sidi Bouzid im tunesischen Hin-
terland, erst zu einer politischen
Revolution und dann zu einem Flächen-
brand mit ungeahnten Dominoeffekten
in der ganzen Region auswächst? Es

kann nicht darum gehen, die Prozesse
dort unseren Kategorien unterzuord-
nen, sondern wir müssen den Stimmen
erst einmal zuhören, die von den Auf-
ständen berichten. Sei es in direktem
Kontakt, sei es über die neuen sozialen
Medien und die diversen Blogs. Hier er-
fahren wir aus dem Inneren der sozialen
Erhebungen, wie diese die ganze Politik
und das eigene Leben umschmeißen. 

2. Die neuen Revolten stellen viele un-
serer gängigen Politikmuster radikal in
Frage: sie sind selbst organisiert und
kommen ohne Avantgarde, ohne „Lea-
der“ und Sprecher aus. Es entwickeln
sich neue Bewegungsformen, sowohl
was die Aneignung des öffentlichen Rau-
mes angeht wie auch den Umgang mit-
einander. Und all das ohne Modelle und
Vorbilder, vieles wird neu erfunden –
und meist von Leuten, denen der politi-
sche Raum bislang fast komplett ver-
sperrt war.

3. Eine wichtige Verbindungslinie ist
der Kampf für die Bewegungsfreiheit
der Migrant-Innen und Flüchtlinge und
gegen das mörderische Grenzregime,
dazu mehr in anderen Artikeln diese
Broschüre.

4. Soliarbeit hier, im „Herzen der Bes-
tie“, bedeutet für uns ganz klassisch:
Vorgehen gegen die Unterstützung der
Konterrevolution wie Export von Waf-
fen und Überwachungstechnologie; ge-
rade angesichts der (noch?) nicht
entfalteten sozialen Kämpfe hier ein
überaus sinnvolles Terrain für Aktivitä-

ten, die auch in den arabischen Ländern
als positive Signale der Unterstützung
wahrgenommen werden. In Göttingen
wurde aus Protest gegen die Lieferung
von Leopardpanzern an das saudiarabi-
sche Regime kurzzeitig das CDU-Büro
besetzt. Auch Recherchen über die Pro-
fiteure des Ausbeutungsgefälles sind
sehr sinnvoll, gerade angesichts der
massenhaften Streiks in diversen arabi-
schen Ländern.

5. Nötig ist daneben aber auch analy-
tische Arbeit, die Suche nach passenden
Begrifflichkeiten: Welches sind die glo-
balen Hintergründe der aktuellen Revol-
ten? Können wir gemeinsame Gegner
ausmachen? Kann es hier ähnliche
Kämpfe in einigen Sektoren geben, wie
z.B. im Bildungssystem oder auf dem
Terrain der prekären Beschäftigung?
Und wo liegen die Unterschiede? 

Dazu hier ein Ausschnitt aus einem Dis-
kussionspapier das in unseren Zusam-
menhängen entstanden ist:

„Den Hintergrund der aktuellen
Kämpfe bildet die globale Austeritäts-
politik – Politik der strengen Haushalts-
führung und des Sparens – die z.B. durch
Privatisierungen zu einer enormen Kon-
zentration des Reichtums im globalen
Maßstab geführt hat. Dies gilt auch für
die BRD. Was in Tunesien und Ägypten
zum Verjagen der Despoten geführt hat,
führt in der BRD und in anderen euro-
päischen Ländern zu einer weit verbrei-
teten Politikverdrossenheit, die sich ent-
weder nationalistisch aufgeladen oder
als rasante basisdemokratische Selbst-

diskussionsfragmEntE aus dEr solidaritätsarbEit

Auf der Suche nach Verbindungslinien
DIE NORDAfRIKANISCHEN REVOlTEN STEllEN UNSERE POlITIKmUSTER 
RADIKAl INfRAgE. gERADE DESHAlB mÜSSEN wIR VON IHNEN lERNEN
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organisation bislang politikferner Schich-
ten manifestiert.

Eine Folge der Austeritätspolitik, die
als Ursache für die arabischen Aufstände
eine besondere Rolle spielte, ist der
völlige Ausschluss der Jugendlichen vom
Arbeitsmarkt und damit von gesellschaft-
licher Partizipation. Die neoliberale Kon-
zentration auf die Exploration von Bo-
denschätzen und die Auslagerung der
Billiglohnproduktion in andere Länder
bedeutete für die nordafrikanischen Öko-
nomien, dass ihr Bildungssektor nicht
mehr als sozialer Puffer fungieren konnte:
Das System produzierte eine ganze Ge-
neration von arbeitslosen oder prekär
beschäftigten HochschulabgängerInnen.
Gerade aus dieser Schicht kommen viele
AktivistInnen der arabischen Revolutio-
nen.

NEUE ORTE 
KOLLEKTIVER INTELLIGENZ
Dies ist die periphere Rückseite der me-
tropolitanen Wissensgesellschaft, deren
Bildungseinrichtungen im Kern zu In-
wertsetzungs-Instanzen für den globa-
len Produktionsprozess mutiert sind. In
den südeuropäischen Kämpfen spielt die
Universität als widerständiger Ort dem-
nach nur noch eine untergeordnete

Rolle im Vergleich zu den neuen Orten
kollektiver Intelligenz: dem Syntagma-
Platz und der Plaza del Sol.

Das emanzipatorische Versprechen
humanistischer Bildung hat aufgehört
von Relevanz für die Kämpfe zu sein.
Stattdessen entpuppen sich Bildung und
Wissenschaft als abhängig von den In-
wertsetzungsstrategien des globalen Ka-
pitals. Dies bedeutet für den nordafri-
kanischen/arabischen Raum eine Ent-
wertung, für die BRD hingegen eine In-
wertsetzung von Bildung beziehungs-
weise Wissensproduktion.

Bei alledem ist festzuhalten, dass die
Kämpfe keinesfalls bloße Resultate des
Austeritätsangriffs sind. In den Kämpfen,
in ihrer Organisation, ihrer Zusammen-
setzung und ihren Formulierungen, er-
kennen wir, dass es die Menschen selbst
sind, die die Geschichte machen. Aber
sie machen dies nicht allein aus sich
selbst heraus, sondern in Konfrontation
mit den Angriffen auf ihr Leben und
Überleben.“

DER MOMENT DER ÜBERRASCHUNG
Mourad aus Ettadhamen, einer Vorstadt
von Tunis, antwortete in einem Inter-
view auf die Frage, welche Art von Un-
terstützung unsererseits hilfreich sein

könne: „Wenn ihr in eurem Land für
eure eigenen Rechte kämpft, bei euch
gibt es doch auch keine richtige Demo-
kratie!“ Sehen wir also die Chance, dass
die Funken des Aufstandes auch in der
BRD eine neue Aufständigkeit entfa-
chen? Wir wissen es nicht. Fest steht al-
lerdings: die neuen Aufstände auf
beiden Seiten des Mittelmeeres lagen
zwar wohl in der Luft, sie haben eine
Vorgeschichte und soziale Wurzeln,
aber: Geplant waren sie nicht. 

Die neuen Aufstände tragen den Mo-
ment der Überraschung in sich, auch
für ihre Akteure; die rasanten Auswei-
tungen zu Massenbewegungen, ihre un-
glaubliche Mobilisierungskraft und ihre
Inspirationen über alle Grenzen hinweg
waren für niemanden absehbar. Für uns
kann das nur heißen: nichts ist ausge-
macht! Es gilt aufmerksam zu sein, wo
sich etwas regt, damit wir dabei sind,
wenn es losgeht und wieder lernen mit
anderen als gleiche unter Gleichen zu
kommunizieren. Das bedeutet für uns
ganz konkret, von den arabischen Re-
volten zu lernen.  A

> sOlIplENUM 

REVOlTEN göTTINgEN

MASSENPROTESTE UND PLATZBESETZUNGEN - EIN MODELL AUCH FÜR DEUTSCHLAND? 
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bootsaktion

Gegen Frontex 
und den Tod im Mittelmeer
Im OKTOBER STARTET EINE SOlIDARITÄTSflOTTE 

„Schiffe der Solidarität - das Sterben in
Mittelmeer stoppen“ – so lautet der
deutsche Titel einer transnationalen Ini-
tiative, mit der Gruppen aus Europa und
Nordafrika die dramatische Situation
von Flüchtlingen und MigrantInnen
zwischen Libyen/Tunesien und
Malta/Italien verstärkt zum öffentli-
chen ema machen wollen. Ab Oktober
sollen Boote starten, um ein Monitoring
zwischen der libysch-tunesischen Küste
und den Inseln Lampedusa und Malta
einzuleiten, Öffentlichkeit über die Vor-
gänge auf dem Meer herzustellen und
im Notfall auch Betroffene zu retten.

Eine neue "Cap Anamur" erscheint
kaum realisierbar, nicht nur, weil die
Besatzung dieses Schiffs, das 2004 Flücht-
linge in Seenot aufnahm und schließlich
nach Sizilien brachte, genauso wie wenig
später tunesische Fischer erst nach jah-
relangen Prozessen vom Vorwurf des
Menschenschmuggels freigesprochen
wurde. Die Boote, die in den letzten Mo-
naten von Libyen starten, sind meist
mit Hunderten von Menschen überladen.
Um diese zu retten, bräuchte es Kapazi-
täten wie die des spanischen NATO-
Schiffs, das im Juli 2011 über 100 boat
people an Bord nahm, aber trotz öffent-
lichem Druck war kein EU-Land bereit,
sie aufzunehmen. Stattdessen wurden
sie schließlich auf NATO-Befehl nach
Tunesien gebracht .

Europäische Regierungen lehnen die
Aufnahme von Flüchtlingen rigoros ab.
Aussagen von Überlebenden häufen sich,
dass die Rettung von Bootsflüchtlingen
bewusst verweigert und deren Tod offen-

sichtlich in Kauf genommen wird. Die
EU setzt auf Abschreckung und verstärkt
den Druck auf die (Übergangs-)Regie-
rungen der nordafrikanischen Länder,
ihre Küsten in Kooperation mit der EU-
Grenzschutzagentur Frontex lückenlos
zu kontrollieren und boat people zurück
zu nehmen - egal, von wo sie kommen
und wie sehr z.B. Länder wie Tunesien
mit der Aufnahme von etwa einer halben
Million Libyen-Flüchtlingen überlastet
sind. Diese erbarmungslose Politik öffent-
lich anzuprangern, soll eine der Aufgaben
der Bootsinitiative sein.

Doch die Aktion unter Beteiligung
politisch-kultureller Prominenz könnte
und sollte mehr als nur einige mediale
Wellen schlagen. Der offensive Schritt
zielt darauf, die Re-Installierung des vor-
verlagerten Wachhund-Regimes zumin-
dest zu stören. Für uns steht die Aktion
im Zusammenhang mit dem nach unserer
Tunesienreise Ende Mai 2011 zusammen
mit medico international und Pro Asyl
veröffentlichten Aufruf „Voices from
Choucha: Fluchtwege öffnen – Flüchtlinge

aufnehmen“. Er wurde inzwischen von
über 2000 Menschen unterzeichnet.

Die Boots-Initiative benötigt zualler-
erst Boote und Geld und sucht breite
und prominente Unterstützung. Nach-
folgend die erste vom Netzwerk Migreu-
rop veröffentlichte Ankündigung. Mitt-
lerweile formiert sich ein transnationales
Vorbereitungskomitee. Aus mehreren
europäischen wie auch afrikanischen
Ländern wird Unterstützung und Betei-
ligung signalisiert, in Deutschland hat
sich eine Kontaktgruppe aus verschie-
denen Netzwerken gebildet. Wer genauere
und aktuelle Informationen erhalten
oder auf lokaler, bundesweiter oder auch
internationaler Ebene mitarbeiten möch-
te, melde sich bitte bei der folgenden
Adresse: chOUchA-AppEll@ANTIRA.INfO

WEITERE INfORMATIONEN UNTER:

WWW.AfRIqUE-EUROpE-

INTERAcT.NET/ 

WWW.MIgREUROp.ORg/ARTIclE2004.

hTMl?lANg=fR

BOOTSFLÜCHTLINGE IM MITTELMEER. FOTO: BORDERLINE EUROPE
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dokumEntation

Schiffe der Solidarität –
das Sterben im Mittelmeer stoppen
AUfRUf VON mIgREUROP

D Seit Beginn der Krise in Li-
byen im Februar 2011 sind meh-
rere hunderttausend Menschen
von dort geflohen. Am 14. Juni hat
die Internationale Organisation für
Migration (IOM) eine Million
Flüchtlinge gezählt, die Libyen ver-
lassen haben, davon 500.000 nach
Tunesien, mehr als 300.000 nach
Ägypten und 70.000 nach Niger.

D Jeden Tag kommen Flücht-
linge an in Tunesien, um in be-
reits überfüllten Lagern zu landen.
Mehrheitlich kommen sie aus Län-
dern aus Subsahara-Afrika, in
denen es Konflikte gibt, wie Soma-
lia, Sudan, Eritrea oder der Elfen-
beinküste und können nicht
dorthin zurück gebracht werden.
Sie leben unter immer schwierige-
ren Bedingungen, zu denen das zu-
nehmende Risiko der
Destabilisierung des Landes, das
sie aufgenommen hat, hinzu-
kommt.

D Diese Flüchtlinge sitzen
zwischen allen Fronten : Das Re-
gime Gaddafis instrumentalisiert
die Migrationsfrage, indem es Tau-
sende von Menschen auf seeun-
tüchtige Boote zwingt, während
zahlreiche Afrikaner, die verdäch-
tigt werden, Söldner der Regierung
von Tripoli zu sein, Opfer von An-
griffen von Seiten der Rebellen des

CNT (Nationaler Übergangsrat)
sind. Die Staaten der Koalition
scheinen andererseits keine Ver-
bindung herzustellen zwischen
ihrer Militärintervention und der
Flucht dieser Menschen. Die Euro-
päische Union hat immer noch
keine Initiative ergriffen, um sie
aufzunehmen oder diejenigen zu
retten, die auf dem Meer in Not ge-
raten. Im Gegenteil, sie verstärkt
die Überwachung ihrer Grenzen,
indem sie die Grenzschutzagentur
Frontex einsetzt, und die Schiffe
der Koalition leisten boat people
keinerlei Hilfe.

D Nach Angaben des UNHCR
sind seit Februar diesen Jahres
mehr als 2000 Menschen im Meer
als tot oder vermisst gemeldet wor-
den.

D Zahlreiche Organisationen
üben Druck auf die europäischen
Institutionen aus, Maßnahmen
zur Aufnahme von Flüchtlingen zu
ergreifen, den Ländern, in denen
sie gezwungen sind, zu bleiben, zu
helfen und dieses Blutbad im Mit-
telmeer zu beenden.

D Versammelt in Cecina (Ita-
lien), haben die euromediteranen
Organisationen zur Verteidigung
von MigrantInnen die Entschei-
dung getroffen, Schiffe zu mieten

mit der Mission, eine Überwa-
chung auf dem Meer durchzufüh-
ren, damit endlich Menschen in
Gefahr Hilfe geleistet wird. Sie wol-
len auch die Institutionen der EU
und die Regierungen auf beiden
Seiten des Mittelmeers auffordern,
endlich Beziehungen herzustellen,
die basieren auf Austausch und Ge-
genseitigkeit innerhalb dieses ge-
meinsamen Raums.

D Diese Flottille (Gruppe von
Schiffen) wird politische Persön-
lichkeiten, JournalistInnen, Künst-
lerInnen und Verantwortliche der
Partnerorganisationen dieses Pro-
jekts an Bord haben.

D Eine solche Aktion von
einer derartigen Größe wird nur
Sinn machen, wenn breit dafür
mobilisiert wird.

D Organisationen, Gewerk-
schaften, politisch Verantwort-
liche, Seeleute, Journa- listInnen,
KünstlerInnen und alle an dieser
Initiative interessierten Menschen
sind eingeladen, sich auf die mai-
ling-Liste « Aufruf zur Intervention
im Mittelmeer » (appel interven-
tion Méditeranée) setzen zu las-
sen:

MIgREUROp07@YAhOO.IT



Gebannt schaute die gesamte Welt An-
fang des Jahres 2011 auf Nordafrika
und den arabischen Raum, auf die Auf-
stände und Revolten, die innerhalb kür-
zester Zeit Diktaturen stürzten und auf
immer neue Länder übergriffen. Immer
wieder wurde besonders von westlichen
Beobachtern betont, wie überraschend,
wie unerwartet diese Revolten und der
Sturz der "ewigen Autokraten" waren.
Auch wir waren überrascht, und begeis-
tert, wie schnell Ben Ali und Mubarak
vertrieben wurden, und wie schnell
diese Dynamik durch den plötzlichen
Aufbruch vieler Tausend Tunesier Rich-
tung Lampedusa auch das europäische
Grenzregime – zumindest momentan –
erschütterte. Unsere spontane Begeiste-
rung wandelte sich bald in ein handfes-
tes Interesse, mehr über die Migration
wie auch die Revolution in Tunesien zu
erfahren und Möglichkeiten gemeinsa-
mer Kämpfe auszuloten.

Auf der Suche nach Gesprächspart-
nerInnen stießen wir einerseits auf ver-
traute Strukturen wie Gewerkschaften,
Menschenrechtsorganisationen, NGOs,
kurzum auf sozio-politische AkteurInnen,
die unter Ben Ali zumeist klandestin
oder höchst vorsichtig agieren mussten,
in ständiger Gefahr schwebten, krimi-
nalisiert, verhaftet und gefoltert zu wer-
den und deren Strukturen jederzeit zer-
schlagen werden konnten. Manche be-
schreiben das Existieren dieser Strukturen
als Voraussetzung für den Erfolg der Re-
volution in Tunesien. Andererseits wurde
die Revolution ebenso von neuen, schein-
bar flüchtigen, doch in der Zeit der Re-
volution sehr robusten Netzwerken vo-
rangetrieben, wie etwa den BesetzerInnen

der Kasbah, den BloggerInnen und Netz-
aktivistInnen wie auch den Netzwerken
der arbeitslosen Jugendlichen, die sich
nie formal institutionalisiert haben und
teilweise einen solchen Schritt sogar ab-
lehnen. Während unseres Aufenthalts
in Tunesien haben wir eine hochpoliti-
sierte Gesellschaft in einer post-revolu-
tionären Dynamik erlebt. Insofern ist
diese Broschüre nur eine Momentauf-
nahme. Was wir im Mai gesehen haben,
muss ein paar Monate später schon nicht
mehr gültig sein. So ist diese Broschüre
auch vor allem als Einladung gedacht,
sich selbst einzubringen und die weitere
Entwicklung zu begleiten.

Asef Bayat beschreibt die nicht-in-
stitutionalisierte Organisierung von un-
ten als “social non-movements” und be-
zieht sich damit auf die Netzwerke des
alltäglichen Lebens, die sich anders als
die westlich geprägten sozialen Bewe-
gungen weder formalisieren noch eine
klare Agenda formulieren oder eine eng
definierte Kommunikation mit der Öf-
fentlichkeit pflegen. Seine Beschreibung
ist gleichzeitig eine Kritik an der Sozialen
Bewegungsforschung innerhalb der So-
ziologie, welche aus der scheinbaren
Nichtexistenz westlich geprägter politi-
scher und sozialer Organisierungsformen
in den Gesellschaften des Nahen Ostens
den falschen Schluß zieht, dass diese
statisch und monolithisch seien und da-
mit per se keine revolutionären Trans-
formationen hervorbringen könnten.
Der arabische Frühling hat diese ese
endgültig als falsch entlarvt. 

Nun bewegen wir AutorInnen uns in
unserem politischen Alltag – aus gutem
Grund – selbst mehr in Prozessen der

netzwerkförmigen Dynamik als in in-
stitutionalisierten Organisationen, wes-
wegen uns die Kraft der Vernetzung von
unten keineswegs überrascht, sondern
vielmehr bestätigt hat. Dennoch lesen
wir in der an die scientific community
gerichtete Kritik Bayats eine produktive
Aufforderung, uns selbst von vorgepräg-
ten Schemata zu lösen und vor allem
den direkten Kontakt zu den Protago-
nistInnen sozialer Dynamik zu suchen,
und dies insbesondere nicht nur zu
Zeiten erhöhter medialer Aufmerksam-
keit, und selbstverständlich auch dort,
wo wir unseren eigenen Lebensmittel-
punkt haben. 

VERNETZEN UND...
Doch die Revolution schläft nicht, und
es geht nicht nur darum, allgemein
Überlegungen und Appelle zu verfassen.
Denn es gibt auch sehr konkrete An-
knüpfungspunkte in der nächsten Zeit,
die einige Punkte, die in dieser Bro-
schüre angesprochen wurden, fort-
schreiben. So heterogen und teilweise
unverbunden wie die verschiedenen so-
zialen Bewegungen in Nordafrika und
Europa noch seien mögen, es gibt für die
kommenden Monate einige vielverspre-
chende Bemühungen, die vielfältigen
Trennlinien und Ungleichzeitigkeiten zu
überwinden und eine unmittelbare Ge-
meinsamkeit der Kämpfe herzustellen. 

Gleich drei transnationale Konferen-
zen sind in Vorbereitung, zunächst Mitte
September in Barcelona und dann Ende
des gleichen Monats zweimal in Tunis.
Im Mittelpunkt der ersten beiden Treffen
stehen die Kämpfe gegen die Prekari-
sierung, für Bewegungsfreiheit, für die
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Freiheit des Wissens sowie die Frage
neuer Organisierungsformen. Im Aufruf
nach Tunis heißt es: 

„Wir, StudentInnen, prekäre Arbeite-
rInnen und AktivistInnen aus Europa
und Nordafrika, haben uns in Tunis
getroffen, um unser Wissen zu teilen
und einen Prozess der gemeinsamen
Kämpfe zu starten. Die Kämpfe, die
in den letzten Monaten in Nordafrika
ausgetragen wurden, haben zu der
gesamten Welt gesprochen, weil die
fehlende Zukunft für die neue Gene-
ration im Zentrum der Konflikte
stand. Die vorderste Linie dieser
Kämpfe wurde durch die neue Gene-
ration gestellt, die immer die erste
ist, die kämpft, aber die als letzte ge-
hört wird. Im Kontext der globalen
Wirtschaftskrise gibt es viele Paralle-
len in den Gründen, warum wir auch
in Europa kämpfen und warum Ben
Ali und Mubarak verjagt wurden.“

Das dritte Treffen findet vom 30. Sep-
tember bis 1. Oktober 2011 findet unter
dem Titel „Rethinking migrations: for a
free movement in the euro-mediterra-
nean space” statt. 

...HANDELN
Sowohl in Barcelona als auch in Tunis
wird ein Vorschlag zur Sprache kom-
men, den die spanischen Netzwerke ini-
tiiert haben: ein Aufruf zu einem
transnationalen Aktionstag am 15. Ok-
tober 2011. Insofern stehen die Chan-
cen gut, dass sich gleichzeitige
Mobilisierungen in Südeuropa und
Nordafrika offensiv aufeinander bezie-
hen werden. 

Voraussichtlich ebenfalls am 15. Ok-
tober stechen in Rom die “Schiffe der
Solidarität” in See, um das tagtägliche
Sterben auf dem Mittelmeer sowie das
dafür verantwortliche EU-Grenzregime
anzuprangern. Mit einer “Flotilla” klei-
nerer Schiffe wird versucht werden, Mo-
nitoring und öffentliche Anklage, Be-
gleitung von Boatpeople und notfalls
auch Rettungsinterventionen zu kom-
binieren. Die zunächst auf drei Wochen
angelegte Aktion soll unter Beteiligung
politisch-kultureller Prominenz bis nach
Tunesien führen, mit Zwischenstationen
in Sizilien, Lampedusa und Malta. Mit

diesem euro-afrikanischen Kooperati-
onsprojekt geht es nicht allein um die
unmittelbare Verteidigung der Rechte
von Flüchtlingen und MigrantInnen,
sondern auch um eine Vertiefung der
Vernetzung und Zusammenarbeit im
mediterrranen Raum, die letztlich auf
globale Bewegungsfreiheit zielt. 

DIE GRENZE ENTSCHÄRFEN
In gleicher Orientierung steht eine Idee
für eine politische Kampagne, an dessen
Ausarbeitung auch wir als Redaktions-
gruppe beteiligt sind, und der zunächst
im Rahmen der genannten Konferenzen
in Barcelona und Tunis zur Debatte ge-
stellt weden soll. Dabei zielen wir auf die
Verstärkung der Verbindungen über das
Mittelmeer, zwischen Afrika und
Europa. Der stärkste Ausdruck dieser
neuen Verbindungen wäre die Abschaf-
fung der Grenzen im Mittelmeer, doch
sehen wir derzeit keine starke politische
Initiative in eine solche Richtung. Die
EU bemüht sich um die Aufrechterhal-
tung des vorverlagerten Grenzregimes,
und auch wohlklingende Initiativen wie
Sarkozys Mittelmeerunion haben keins-
wegs zum Ziel, bestehende Ungleichge-
wichte und Ausgrenzungen zu
beseitigen. 

Aus diesem Grund möchten wir eine
Initiative zur Abschaffung des Visare-
gimes im Mittelmeerraum diskutieren.
Konkret soll allen BürgerInnen der Mit-
telmeerstaaten grundsätzlich und un-
eingeschränkt die Möglichkeit der visa-
freien Einreise in die EU ermöglicht wer-
den. Dabei verstehen wir diesen Vorschlag
nicht als Endpunkt einer politischen
Entwicklung, sondern als einen ersten
starken Schritt in Richtung der Aufhe-
bung der Grenzen und zur Rekonstitution
eines mediterranen Raums der freien
Zirkulation von Personen und Wissen.
Dabei geht es uns auch um eine histori-
sche Perspektive: Die tödlichen Grenzen
im Mittelmeer sind nur wenige Jahr-
zehnte alt und könnten schnell wieder
eine kurze, wenngleich schreckliche Epi-
sode eine jahrhundertealten Geschichte
der Bewegungsfreiheit sein. 

Wir begreifen dieses Mittelmeer auch
als Produkt einer Vernetzung von unten.
Daher wenden wir uns explizit gegen
eine beschleunigte Vorverlagerung der

EU-Grenzen in Richtung des subsahari-
schen Afrikas durch eine wie auch immer
geartete Inklusion der Mittelmeerstaaten
in das territoriale Projekt der EU. Es
geht uns um die Wiederherstellung sich
überlappender Räume mit eigener Ge-
schichte, politscher Konstitution und
sozialer Konfiguration. Insofern ist der
Vorschlag zur Visafreiheit im mediter-
ranen Raum auch Teil einer notwendigen,
grundsätzlichen Neubestimmung des
Verhältnisses zwischen den Kontinenten
Europa und Afrika. 

Nichtsdestotrotz handelt es sich erst
einmal um einen pragmatischen Vor-
schlag. Wir machen uns keine Illusionen,
dass er geeignet wäre, all die skandalösen
Konsequenzen der Grenzen Europas ab-
zustellen.  Basierend auf einer breiten
Kampagne wäre er jedoch eine Möglich-
keit, nicht nur die Zementierung der
Grenzen, sondern auch die Politiken, die
sie hervorbringt, in Frage zu stellen, die
Legitimität von Grenzen endlich breit
diskutieren zu können und eine Umkehr
in der europäischen Politik einzuläuten.
Es geht also darum, die Grenze im dop-
pelten Sinne zu entschärfen.

Unserer Meinung nach kann eine sol-
che Kampagne nur transnational, und
in der Tat nur über Europa hinaus wir-
kungsvoll sein. Wir sehen in der Folge
der nordafrikanischen Revolutionen eine
gute Chance, eine solche Kampagne er-
folgreich zu starten. Nicht zuletzt greifen
wir mit der Forderung nach der visafreien
Einreise eine Anliegen auf, welches wir
in Tunesien nicht nur oft gehört haben,
sondern welches während des kurzzei-
tigen Zusammenbruchs des Grenzregimes
im Mittelmeer im Februar 2011 schon
zeitweilig erkämpft wurde. Auch der
Hungerstreik der 300 maghrebinischen
MigrantInnen in Griechenland im Früh-
jahr 2011 hat eine solche neue Bewe-
gungsfreiheit erkämpft.

PREKÄRE VERBINDUNGEN
Doch die Perspektive der Wiederherstel-
lung eines mediterranen Raums der
freien Zirkulation von Personen und
Wissen erschöpft sich nicht in Forde-
rungen an Reformen von oben. Es geht
nicht nur darum, solch einen Raum
denkbar und schlußendlich auf einer le-
galen Ebene praktizierbar zu machen,
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sondern auch darum, die bestehenden
Verbindungen zu vertiefen und zu ver-
vielfachen und den transnationalen
Raum mit Praxis auszufüllen. Das be-
deutet einerseits eine stärkere gemein-
same Bezugnahme sowie Verbreitung
von Wissen, Informationen und Ge-
schichten, andererseits müssen wir auch
konkrete Orte – ob physisch oder im cy-
berspace –  schaffen, an denen wir uns
treffen, um miteinander zu reden und
voneinander zu lernen. 

DER KAMPF GEGEN DIE FESTUNG
IST NICHT VERLOREN
Der derzeitige Status quo eines frag-
mentierten und abgeschotteten Mittel-
meerraums wird zwar von der
europäischen Politik als alternativlos
und legitim charakterisiert. Doch er ist
erst in den letzten Jahrzehnten durch
die EU gezielt herbeigeführt worden.
Und auch wenn Europas Meeresgrenzen
schon zu vielfacher Entfremdung und
Tragödien geführt haben, so wurden
noch lange nicht alle bestehenden Ver-
bindungen gekappt. Jahrhundertealte
Bewegungen von Migration und das
Wissen um die Verbundenheit lassen
sich nicht in wenigen Jahren zerstören.
Tahar Ben Jelloun beschreibt in seinem
Roman Verlassen treffend die gleichzei-
tige absolute Nähe und totale Ferne
Europas zu Nordafrika, sowohl geogra-
phisch als auch im kollektiven Gedächt-
nis. Die soziale Bewegung der Migration
wurde noch lange nicht vom europäi-
schen Grenzregime besiegt.

Doch es geht längst auch um andere
soziale Bewegungen von unten und die
Infragestellung der Herrschaft anderer
Regime. Das scheinbar spontane Auf-
begehren von unten, durch das die Dik-
tatoren in Tunesien und Ägypten verjagt
wurden, ist keineswegs ein neues Phä-
nomen, die Geschichte ist reich an be-
eindruckenden Beispielen, in denen eine
Gesellschaft Potentaten vertrieben hat
und radikale Umbrüche erzwungen hat.
Neu ist unserer Meinung nach jedoch
die Gleichzeitigkeit und die schnelle Ver-
breitung des Aufbegehrens, welches geo-
graphische Distanzen und unterschied-
lichste gesellschaftliche Kontexte über-
springen konnte.

Dabei behaupten wir keinesfalls, dass

es eine neue globale Bewegung für soziale
Gerechtigkeit und politische Teilhabe
gäbe. Die vielfachen Bewegungen, ob im
arabischen Raum, in einigen Ländern
Westafrikas, in Europa oder auf anderen
Kontinenten, entspringen lokalen Be-
dingungen und entwickeln sich oft auch
nach lokalen Traditionen sozialen Auf-
begehrens. Doch es gibt auch eine globale
Konfiguration der Ungerechtigkeit, die
die Aufstände provoziert und ihnen zu-
sätzlich Kraft gibt. Das Wissen über die
globalen Zusammenhänge und das Wis-
sen über die Aufstände und Bewegungen
an anderen Orten, in Echtzeit vermittelt
durch neue Möglichkeiten der Massen-
kommunikation, haben auch eine globale
Verbundenheit erzeugt und viele Men-
schen inspiriert, selbst auf die Straße
zu gehen.

Denn Globalisierung und Neolibera-
lismus, katalysiert durch die von ihnen
verursachte globale Finanzkrise, haben
zu einer massiven Verschlechterung der
Lebensbedingungen vieler Menschen ge-
führt. Dabei verläuft die Trennung kei-
neswegs zwischen “erster” und “dritter”
Welt, auch in Europa gibt es längst eine
junge Generation, die nur prekäre Arbeit
findet, die sich in Praktika ausbeuten
lassen muss oder aufgrund immer weiter
zeitlich befristeter Arbeitsverträge immer
wieder um die Arbeitsstelle fürchten
muss. In Spanien wie auch in Griechen-
land war es diese Generation, die die
Puerta del Sol und den Syntagma-Platz
besetzt haben. Wie die tunesische Jugend
sehen sie ihre einzige Chance entweder
in der Migration oder im Aufstand. 

ES GEHT NICHT AUSSCHLIESSLICH
UM SOZIALE PROTESTE
Doch es geht keineswegs nur um die
junge Generation, und es geht auch
nicht ausschließlich um soziale Proteste.
Die weltweite wirtschaftliche Entwick-
lung hat schon längst ganz reale nega-
tive Auswirkungen auf das Leben weiter
Teile der Gesellschaft. Und so wie sich in
Tunesien der Protest gegen die Armut
wie auch die Diktatur richtet, so fühlen
sich auch in Europa immer weniger
Menschen von den vorgeblich demokra-
tischen Regierungen repräsentiert, die
vor allem den Sparkurs der Troika aus
IWF, EZB und Europäischer Kommis-

sion umsetzen. In Syrien lässt sich die
Bewegung zum Sturz des Regimes trotz
aller Massaker nicht aufhalten, und Re-
gierungen weltweit – bis nach China –
sind nervös geworden. 

Wir leben also in aufregenden Zeiten.
Die Welt ist wieder in Bewegung geraten.
Nicht nur rund um das Mittelmeer -  in
vielen Ländern, unter den unterschied-
lichsten sozialen Bedingungen und po-
litischen Systemen lässt sich das Aufbe-
gehren nicht mehr stoppen. Die drän-
gende Frage ist nun, ob diese Kämpfe
verbunden werden können, und ob sie
sich in eine emanzipatorische Richtung
entwickeln werden. Unser Kommuniqué
aus Tunis formuliert es so:

„Die Basis unserer Kooperation ist
das gemeinsame strategische Ziel, die
Kämpfe für die freie Zirkulation von
Menschen und Wissen, gegen die Pri-
vatisierung der Bildungssysteme, Pre-
karität und das Regime der nationalen
Grenzen zu verbinden. Die Initiative
ist zuallererst eine politische Dekla-
ration: Der Raum der Kämpfe und
der sozialen Umgestaltung ist ein
transnationaler Raum, der kontinu-
ierlich von der Mobilität der lebendi-
gen Arbeit und der mit ihr verbunde-
nen Konflikte markiert wird. So trafen
wir Menschen, Gruppen, AktivistIn-
nen, die in der revolutionären Bewe-
gung aktiv waren, wie auch jene,
denen die emen der Migration ein
Anliegen sind. Unsere Kooperation
im tunesischen Labor ist ein erster
und wichtiger Schritt in Richtung ge-
meinsamer Kampagnen und Initiati-
ven in der nahen Zukunft“ (Kommu-
niqué aus Tunis).

Es ist noch lange nicht ausgemacht,
wohin die Reise geht. Doch wir sollten
uns, gemeinsam, auf den Weg machen.
Denn das globale Aufbegehren wird die
Welt, wird Europa, wird unseren Alltag
verändern. Wie weit und in welche Rich-
tung, wird sich auch dadurch entschei-
den, wie weit wir uns in diese Kämpfe
einzuschreiben wissen. Auch wir werden
unseren Platz finden müssen. A

> DIE REDAKTION
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